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• 
• 

vergessen I 
• 

Es war der "Beginn eines formellen internationalen Ge­
richtsverfahrens gegen Pinochet und seine direkten Kompli­
zen" - mit diesen Worten charakterisierte der ehemalige 
Vizepräsident der Regierung Allende und jetzige Exekutiv­
sekretär der Unidad Popular, CJodomiro Almeda (vgl. 
beigefügten Redeauszug), die herausragende Bedeutung der 
"Nürnberger Verhandlungen gegen die Verbrechen der Mili­
tärjunta in Chile", die vom 24. bis 26. November 1976 in 
Bonn und Nümberg im Beisein der Führung der Unidad 
Popular sowie zahlreicher angesehener in- und ausländischer 
Experten tagte. Prof. Gerhard Stuby und Prof. Erieh Wulff -
beide Mitglieder der Internationalen Kommission zur Unter­
suchung der Verbrechen der Mililärjunta und Initiatoren der 
Veranstaltung - begründeten in ihrem Eröffnungsbeitrag, 
warum gerade die Bundesrepublik Deutschland der geeignete 
Schauplatz für ein solches Anklageforum gegen den Faschis~ 
mus ist. Nicht nur die historischen Erfahrungen des deutschen 
Volkes mit dem Hitlerfaschismus, auch und vornehmlich das 
internationale Gewicht, das der BRD heute als zweitstärk­
stem politischem und ökonomischem Faktor der westlichen 
Welt hinter den USA zukomme, sollten für unser Land Grund 
genug sein, einen positiven Beitrag zur Beendigung der 
faschistischen Herrschaft in Chile zu leisten. 

Parallelen von Pinodlet-' und Hitlerfascbismus 

Die historische Parallelität zwischen deutschem Faschismus 
und dem Chile der Pinochet-Junta wurde immer wieder und 
von verschiedenen Seiten beleuchtet und nachgewiesen. 
Besonders augenfallig ist die Gleichartigkeit beider Ssteme an 

Besonders augenfallig ist die Gleichartigkeit beider Systeme 
an ihren Unterdrückungsinstrumenten sowie an ihren Ver~ 

folgungs- und Repressionspraktiken gegen die Arbeiter- und 

Volksbewegung. Die Arbeit der Konunission I, die sich mit 
dem Thema ,.Die Mensdlenrechuverietzungen im ChBe der 
Junta" befaßte, zeigte einen detaiUierten und gerade deshalb 
so erschütternden Einblick in das ganze Ausmaß des Terrors, 
dem das chilenische Volk unterworfen ist. 
Wie die Gestapo in Hitlerdeutschland, so ist die Geheim­
polizei Pinochets, die OINA, in Chile zu einem allgegen­
wärtigen Terrororgan der Diktatur geworden. Sie ist - wie 
Karl Schabrod, Präsidiumsmitglied der VVN/ Bund der Anti­
faschisten aufwies - geschaffen zum Krieg gegen das eigene 
Volk und übertrifft, was den Grad der Perfektioniertheit 
und Verwissenschaftlichung ihrer Methoden betrifft, sogar 
noch die Gestapo Hitlers. Ober die OINA hat die Junta die 
Folter zum System erhoben. Nicht nur in der berüchtigten 
"Vi,1la Grimaldi", sondern in zahlreichen, teils der Offent­
lichkeit verborgenen Folterzentren praktiziert die' OINA 
ihre Schreckensherrschaft. 

So berichtete der Generalsekretär der InternatK>nalen Chile­
Kommission, Hans Göran Franck, von einem OINA-Zentrum 
mit dem Namen "Colonia Dignidad": " In Colonia Oignidad 
wurden Gefangene nach Berichten Folterexperimenten unter­
worfen, die den Gebrauch von Hunden einschlossen, die 
darauf trainiert sind, sexuelle Aggressionen zu begehen und 
die Geschlechtsorgane zu zerstören. Experimente mit Drogen 
und Versuche mit verschiedenen Methoden der Folter, wn 
die Grenzen der Widerstandskraft zu erforschen, haben eben.· 
falls in diesem Zentrum stattgefunden." Auf diese Weise 
wurde, wie Franck betonte, "eine ganze Folter-,Kultur' mit 
ihrer eigenen Technologie" geschaffen. Dies alles fand seine 
glaubhafte Bestätigung in den Aussagen der chilenischen 
Zeugen Jorge Canto, Benito Rodriguez und Jairne Solari, die 
mutig und stellvertretend für tausende Opfer der Repression, 
der Militärdiktatur und ihren TerrorinstrumentCl\ den 
Schleier vom Gesicht rissen. 

Prof. Erldl Wu!f( bel der Er(J(fnung der Nilrnberllrt Chile-Verhandlungen (linke, FoIol , Im Pnbldlum von Nürnberll (". 1. 11. r.l , Ham-G6ron Frandt. 
Prof. Gerhord Stuby, Hortenslo Buul de AI/ende und CJodomlto Almeydo 
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Ober 1500 Patrioten sind ,,\'erschwunden" 

N icht nur zur Aufhellung der Folterpraxis trugen die Zeu­
genaussagen wenvolle Infonnationen zusammen; sie brach­
ten auch Licht in das gravierendste Problem des heutigen 
C hile: die Praxis des " Verschwinde nlassens" politischer Ge­
fangener. Wie die Gestapo in " Nacht-und-Nebel"-Aktionen 
ihre Gegner versch winden ließ und die Verhaftungen einfach 
ableugnete, gehl in C hile heute die DINA vor. Diese Praxis 
wurde zur Hauptmethode des Pinochet-Regimes bei der Ver­
folgung von chilenischen Patrioten, da es ihr nicht gelang, eine 
tragfahige Anklage gegen Luis Corvalan und seine Mitange­
klagten zustandezubringen und da die Proteste der Welt­
öffentlichkeit gegen die Masseneinke rkerungen immer mehr 

zunahmen. Es ist realistisch davon auszugehen, daß es heute 
in Chile mehr als 2500 " Verschwundene" gibt. 
Zahlreicbe dieser Fälle, deren Existenz die Junta und die 
offIziellen Stellen in C hile abstreiten, sind durch Zeugenaus­
sagen und Untersuchungsergebnisse internat ionaler Kommis­
sionen, die Chile besucht haben, bewiesen. So bezeugte in 
Bonn und Nümberg - um nur e in Beispiel zu nennen - Jorge 
Canto die Verhaftung von Victor Diaz, des stellvenretenden 
Generalsekretärs der Kommunistischen Partei Chiles, den er 
in der Nacht, a ls die Verhaftung stattfand , beh\!rbergte und 
später in verschiedenen Folterzentren und Ko'nzentratil;ms]a­
gern wiedersah. 
Neben d e r DIN:A ist das Mili tär ein Hauptrepressionsin­
strume n! der Junta. Nachdem alle Waffengattungen mit bru-

.101m Fried Die Nachallner des Hitlerregimes 
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I. Die Unterdrückungspolitik des chilenischen Junta-Regimes, 
die vor allem auch die .GI& .,da: V~" bein­
haltet (die illegale Verhaftung, Folter, illegale Inhaftierung unter 
grausamen und unmenschlichen Bedingungen, iUegale Gerichts­
verfahren, ohne die MinimaJerfordemisse eines gerecllten Pr0-
zesses. sowie Mord umfaßt - a,ll das verschärft durch Geheim­
haltung zur Terrorisierung der Bevölkerung), zeigt enge Paral­
lelen zu der entsprechenden Politik des.Nazi-Regimes während 
des Zweiten Weltkriegs, wozu vor allem lIIden .,NN" (.,Nadli 
ud Nebd")-Pr-cJcr- gehörte. 

2. 0. NiirHerJn" Tribual, das sich mit dieser Nazipolitik be­
faßte, ....... V~ aecea die ~elllIIl, gemäß 
der Nürnberger Olarta von 1945, und veruneilte z. B. Feld­
mancba1l Keitel , Oberkommandierender der Wehmladlt (OKW) 
zum Tod duteh Erhängen und Franz Schlegelberger, Staats­
sekretär im Reichsjustizministerium zu lebenslänglicher Haft, 
wegen ihrer Rolle unter anderem bei der Durchführung von 
Ritlen ,,Nacbt und Nebel"-P'rogramm. 

3. Das Nürnberger Kriegsverbrechenribunal verhandelte nur 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit, die Im Z .~DIwII 
lIII!it Kriq (d. h . während des Zweiten Weltkrieges, oder in Vor­
bereitung von Hitlen Kriegen) begangen worden waren. Das 
,,NN"-Programm begann mit Hitlen Erlaß vom 9. Dezember 
1941. Die meisten Opfer waren Zivilperronen aus den deutsch­
besetzten westeuropäischen Ländern. 

4. DIe TatacIte...a a. !1Il.1IOkIte .oIdIr. des .. V~ .... 
""1 ." der' ....... t .... Kriq iD boRmenber, ae­
.... ut, kann nach allen Spielregeln von Gesetz und Moral, 
nicht zur Milderung herangezogen werden. Die Tatsache, daß 
sie zu Friedenszeiten und gegen das eigene Volk durchgeführt 
wurde, ..eilt sie allenfalls lIOä v_~. 

5. Der einzige Grund, warum der Internationale Nürnberger 
Gerichtshof die ~rvedlftdter des IUderrqiIHs wie Folter, 
illegale Inhaftierung unter grausamen und unmenschlichen Be­
dingungen USW., die vor d-. Wdtkriea aqer Dnbdte inner­
.... ~ bepocaI wurden, nicht berücksichtigte, be­
stand darin, daß die Nürnberger Charta von 1945, die die Recht­
sprediung dieses Tribunals umschrieb, dem Gerichtshof keine 
diesbezügliche Machtbefugnis erteil te (in der juristischen Fach· 
sprache: diesem Tribunal nicht die Gerichtsharkeit übertrug), 
diese zu befassen. Wie schon der Name der Nürnberger Charta 
sagt, lag dem die Absicht zugrunde, Kriegsverbrechen vor Ge­
richt zu bringen. 
Aus diesem Grund ist es lIJIlT!ög1ich zu erfahren, was die Ent­
scheidung des Tribunals bezüglich der Greuelpalitik des Hitler­
regimes in der Vorkriegszeit gewesen wäre, falls die Prozesse 
die rechtliche Befugnis besessen .hätten, sich mit ihr zu befassen. 

6. Seit der' Zeit der' NiinIberJer Pro_ vor einer Generation 
Mt cIe latenaatk.ale Gemem.dlaft dardl eire VRbaId l'OII A.Jr:­
doeeII - angefangen mit der universellen Erklärung der Men­
schenrechte des Jahres 1948 über die Internationale Konvention 
über die BürgerreclJte und politischen Rechte von 1966 bis hin 
zu der übereilUtimmenden Erklärung gegen die Folte r von 1975, 
wie auch durch Konventionen und Resolutionen der Vollver­
sammlung der UNO, durch UN-Untersuchungen und UN-Pro-

Prof. John H. E. Fr;ed (USA) zählte zu den Teilnehmern der Nürn . 
berger XrleJ1fVerbredlerprozelle 1945/46 

teste (einschlieIDich jener gegen die 'Politik der Junta, seit sie 
an die Macht gekommen ist) - ein wachsendes Bedürfnis ge­
zeigt, sich zu schützen und die fundamentalen Menschenrechte 
auszuweiten. Und sie hat ~ w.~ E.pfilldlidlkril Pd 
V~hlDl sqeaiber der "VerlKecller aqer die Measdllkb­
keif' andIt. ohne die internationale Anklage auf solche Greuel 
zu beschränken, die in Verbindung mit Krieg geschahen. 
Der Bepiff .. VerbRde. aqeao die ~eir' ..... ., 
da VenniidlbIk de!II 1Iiderila ... Die Verbrechen des Hitler­
regimes waren so groß, so schockierend und so beispiellos. daß 
ein neuer gemeinsamer Name ("Verbrechen gegen die Men$ch­
lichir:eit") erfunden werden mußte. Seither versteht man unter 
"Verbrechen gegen die Menschlichkeit" die Art von Verbrechen, 
die schrecklich für die Menschheit als solche sind; die eine Be­
leidigung der Menschenwürde über den Kreis der Opfer ltinaus 
und daher Vertndlna sind, die die interudoPJe ~h 
IIlidlt chdde. kaaL 

7. Dem Nürnberger Gerichtshof lagen keine PräxedenzfaJle vor, 
auf denen er aufbauen konnte. Er verwarf entrüslet und rich· 
tigerweise die Behauptung. die angeklagten Nazifüllrer hällen 
" nicht gewußt", daß ihre Politik verboten oder kriminell war. 
Solche Entschuldigungen oder Ausreden können fortan auf keinen 
Fall mehr vorgebracht werden, da das Nürnberger Tribunal sein 
Urteil gerallt hat und die Prinzipien von Nümberg ein fester Be­
standteil der Rechtsordnung in der Welt geworden sind. 

(Quelle: John H. E. Fried, The Policy or Secret Disappearance 
in Cbile in the Light of Nuremberg PrecedenlS. O>nclusions, 
H ektographiertes Manuskript, Bonn, 24. 11. 1976, S. 24-26) 



taler Gewalt von demokratischen und verfassungsloyalen 
Militärangehörigen gesäubert worden waren, kehrte die Junta 
ihre Mililärmaschinerie gegen das eigene Volk und stellte be­
sonders die Militärgerichte - unter Verletzung der militäri­
schen Gesetzlichkeit - in den Dienst ihrer Pläne zur Er­
mordung der Angeklagten, deren einziges Vergehen in ihrer 
verfassungsgetreuen Haltung zur demokratisch gewählten 
Regie rung bestand. Umso beeindruckender war es deshalb 
fü r die Teilhehmer der Nürnberger Verhandlungen, als Sergio 
Poblete, ehemaliger General der chilenischen Luftwaffe, eine 
lange Liste von verantwortlichen Militärangehörigen vorlegte, 
die sich der Folter an ihren Kameraden und Zivilgefangenen 
sowie anderer Verbrechen schuldig gemacht haben. Erst wenn 
man in Rechnung stellt , daß die Mordkommandos der Junta 
- wie der Fall Prals zeigt - gerade auch im Ausland leben­
den demokratischen Militärangehörigen bedrohen, kann man 
den Mut dieses "großen Patrioten", als den ihn die Nürnber­
ger Verhandlungsleitung würdigte, ennessen. 

Ein System voo Verbremeo gegen die Mensddicb.keit 

Um ihren Verbrechen einen Schein von Legalität zu verlei­
hen, hat die Junta, wie besonders die Expenenaussagen von 
Adrana de Politoff, Alida Herrera, ehemalige R4;hterin am 
Obersten Gerichtshof von Chile, sowie den Rechtsanwälten 
Peter Becker, Joachim Schwammborn, Jacques Bourgaux 
(Belgien) und Annie Tzwec (Frankreich) nachwiesen, das 
gesamte Rechtssystem ihren Herrschaftsbedürfnissen ange­
paßt. Dabei konnle sie auf die aktive Mithilfe der Instanzen 
der Rechtspflege, wie des Obersten Gerichtshofs, der An­
waltskammer usw., zählen. Diese Organe wurden in Sonn 
und Nürnberg der bewußten Komplizenschaft mit der Junta 
überführt. Das ist besonders gravierend im Hinblick auf das 
Verschwundenenproblem, ~at doch der Oberste Gerichtshof 
de facto das Recht auf Haftfestslellungsantrag ("Habeas 
Corpus") außer Kraft gesetzt und SO die WliIlkfuherrschaft 
der DINA gedeckt. Und die fortschreitende Demontage der 
Gesetzlichkeit richtet sich zusehends - wie pfarrer Horst 
Stuckmann analysie rte - auch d irekt gegen kirchliche Organe 
4nd Christdemokraten. 

Alle diese Verbrechen )'erdichten sich im Chile der Junta zu 
einem einzigen System des Verbrechens, auf das die völker­
rechtlich gültigen Prinzipien und Rechtsnonnen des Nürnber­
ger Kriegsverbrechertribunals von 1946 Anwendung finden 
müssen. Auffallend ähnlich sind die Untaten, derer die 
Hauptkriegsverbrecher Keilei, Schlegelberger u. a. vor 
30 Jahren angeklagt und abgeurteilt wurden, mit denen der 
chilenischen Junta und ihrer Komplizen. Das arbeitete be­
sonders Professor John Fried aus den USA, der als. Berater 
der amerikanischen Delegation am historischen Tribunal von 
Nümberg teilgenommen hat, an Hand einer Fülle von EinzeI­
beispielen heraus. Die Verbrechen der Junta sind trotz histo­
risch verschiedener Umstände, unter denen sie verübt wer­
den, ebenso wie die Verbrechen der Hitle rfaschisten, Ver­
brec:hen gegen die Menschlichkeit, die von der internationalen 
Gemeinschaft nicht geduldet werden können (siehe beige­
fügte Schlußfolgerungen John Frieds). 

Westliche "Wirtschaftsaggression" gegen Oilles Volk 

Die "wirtschaftlic:he Aggression" gegen das chilenische Volk, 
ihre sozialen Auswirkungen und die ausländischen Haupt­
stützen des chilenischen Faschismus offenzulegen, war das 
Grundanliegen der Expertenberatung in Kommission 11. Hier 
arbeitet".n der Generalsekretär der chilenischen Einheitsge­
werkschaft ClIT, Luis Meneses, der ehemalige Vizepräsident 
der chilenischen Nationalbank Hugo Fazio, der Vizepräsident 
der Internationalen Chile-Kommission Prof. Friedlich Kaul, 

die Professoren Rohert Cole (USA), James Petras (USA) 
und Dieter Paas, Wilhelm Breuer, Ivan Ljubetit, Dietz von 
Meyerinck und Willi Hdismann heraus: sowohl die Herbei­
führung des Sturzes der Regierung Allende über eine ökono­
mische Destabilisierung als auch die Errichtung eines fasch i­
stischen Systems durch die Stützung des Pinochet-Regimes 
sind auf das gemeinsame enge Zusammenwirken vn west­
lichen Konzernen, Finanzinstitutionen und Regierungen mit 
der chilenischen Oligarchie zurückzuführen . 
Insgesamt wird die Kapitalhilfe der Westmächte - voran der 
USA - für die Junt a im Zeitraum 1974-1976 auf 1,8 Mrd 
Dollar ($) und allein fü r das Jahr 1976 auf 480 Mio $ ge­
schätzt. Parallel kam es vor allem seitens der USA, der BRD 
und Japans zu einer drastischen Ausweitung der Handelsbe­
ziehungen. 

Die Bundesrepublik entwickelte sich zum größten Käufer 
chilenischer Rohstoffe und Waren, vorab von Kupfer und 
Nahrungsmitteln. Die westdeutschen Importe chilenischen ' 
Kupfers stiegen im ersten Quartal 1976 um 59 %_ überdies 
unterhält Bonn in beachtlichem Maße technische Hilfspro­
jekte für die faschistische Junta, von aufwendigen Universi­
tätspatenschahen über die Ausbildung von Offizieren bis hin 
zu den jüngst enthüll ten Fonnen nuklearer Zusammenarbeit 
einschließlich der projektierten Ausbeutung chilenischer 
Uranvorkommen, waS in fataler Weise an das bundesdeutsche 
Atomkomplott mit dem südafrikanischen Rassistenregime er­
innert. Damit einher geht eine sprunghafte Steigerung von 
Kapitalinvestitionen bundesdeutscher Konzerne, die sich seit 
dem Militärputsch gegenüber der Periode von 1945-1973 
mehr als verdoppelten. 

Die Wirtscbaftskonzeptioa der "Chicagoer Sc::bale" 
und die Folgen 

Die Pinochet-Junta entbot ihrerseits mit der Preisgabe der 
Rohstoffe Chiles, de r Gewährleistung höchster Investitions­
garantien und einer unmenschlichen Ausbeutung der chileni­
schen Arbeiter optimale Profitbedingungen für das Aus­
landskapital, das während der Allende-Regierung unter die 
Kontrolle von Staat und Arbeitern gestellt war. Die Aus­
lieferung Chiles an die egoistischen Interessen multinationaler 
Konzerne spiegelt sich wider in Entschädigungszahlungen für 
Unternehmen wie ITI, in umfangreichen Reprivatisierungs­
maßnahmen, in der Rückeroberung der wirtschaftlichen 
Schlüsselbereiche seitens der US-Konzerne_ Das zutiefst anti· 
nationale Wesen der Wirtschaftspolitik der Junta se~t sich in 
ihrem intensiven Streben nach einer Aufhebupg der Be­
schränkungen für Auslandskonzerne auch im Rahmen des 
Andenpaktes fo rt, aus dem die Junta im Oktober 1976 
schließlich austrat. 

Die Anwendung der Wirtschaftskonzeption der "Chicagoer 
Schule" durch die Junta hat - wie Robert Cole und flugo 
Fazio überzeugend nachwiesen - ein "Laissez faire" für die 
Konzerne in Gestalt eines vorrangigen Sichstützens auf Aus­
landsinvestitionen und die völlig einseitige Ausrichtung der 
chilenischen Wirtschaftsentwicklung auf de ren ntokoloniali­
stische Profit- und Exportbedürfnisse zum Hauptinhalt . Die 
von dem Pinochet-Berater und Nobelpreisträger Milton 
Friedman auf dieser Grundlage angerate "Schcx:ktherapie", 
die u. a. e ine Reduzierung der staatlichen Wirtschaftsfunkti0-
nen verordnete, hat die erklärten Versprechungen einer Be­
schleunigung von nationaler Kapitalbildung und Wirtschafts­
wachstum, einer raschen Beseitigung von Inflation und Ar­
beitslosigkeit ins Gegente.il verkehrt, führte sie doch das Land 
in die tiefste ökonomische Strukturkrise seit 1930/31. Wäh­
rend de r Proreß der Eige:ntumskonzentration auf die Spitze 
getrieben wird, erlebt Chile einen Wirtschaftsrückgang von 
ca. 2S % (1975176) , eine Verzehnfachung der Arbeitslosig. 
keit, eine schwindelerregende Inflationsrate ebenso wie eine 
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Clodomiro Almeyda 

Das lieIichtsverfahren 
ist .'öffllet! 

Vor 30 Jahren war diese Stadt Nümberg Zeuge eines außerordent­
lichen Ereignisses in der Geschichte der Menschheit. Zum ersten 
Mal verurteilte ein Internationaler Qcridltshof eine Gruppe von 
Kriegsverbrechern, die durdt ihr verbredleriscbes Tun den Frie­
den zwischen den Völkern gcrahrdel und systematisch die funda­
mentabten Menschenrechte verlelZt hauen. Der Umfang der be­
gangenen Verbrechen und Mißbräuche, die Grausamkeit und der 
Vorbedacht, mit denen sie ausgeführt wurden, sowie die schreck­
lichen Folgen, die 'sie für die Menschheit mit sich brachten hin­
sichtlich des Verlustes an Menschenleben und das Leid für Mil­
lionen von Umdluldigcn, die Zerstörung von Gütern und die 
Ausdehnung des Elends auf große Teile der Erde, rechtfertigten 
damals die Einleitung einer völlig neuen Etappe im Völkerrecht, 
als man hier in Nilinberg daranging, den Verantwortlichen solcher 
Vernichtung, den Urhebern so vie len Unheils den ProzeB zu 
machen. 

Vor wenigen Wochen hai die Ad-Hoc-ArbeitSgruppe der Men­
schenrechtskommission der Vereinten Nationen einen dokumen­
tarischen und objektiven Bericht über die Lage der Menschen­
red!1I: in Chile veröHentlicht. Nach der OarsteUung der uhlrei­
chen, 1riedc:rhollen und schwerwie,eOOen Verletmngen der 
Menschenred!te, für die die Mitglieder der Militärjunta, die unser 
La:od unterdriictt, venlntwortlicb sind, macht die genannte 
Ad-Hoc-ArbCitsgruppe den Vonddag. ein intemationak:s Ge­
richt zu bilden, um die Verantwortlichen für die Folterungen, die 
nicht nur ein Verbrechen ,egen das chilenische Volk, sondern 
auch gegen die Menschheit darstellen, zu verurteilen und zu be­
strafen. Wir hotfen~ dl8 dieser Vonchllg der Ad-Hoc-Arbeits­
IflIppe der Menschenrechtskommission der Vereinten Nationen 
angenommen, vertieft und gefördert wird, damit der Weg für die 
Einleitung eines Gerichtsverfahrens ,egen die Verantwortlichen 
für Schmerz und Elend deschilenischen Volkes geöffnet wird. 

baher lC:IIiibft wir, $ChilZl der cbilenische antifa5chistische 
Widerstand, die Unk1ad Popular, eta, .. die ,.NiinberJer Vrr-
La • V .... At VelIN ........ MIIIit ....... QIIe" _ 

a- .lleHet ........ -.cl ...... BepIIII n.e. ~ 
"m.~ GerklttnerWil.. ... PIitodtd .... seiM 
lIrtbtIi Ko.,"· .... ,., das in dem Moment seinen Höhe­
punkt erreichen wird, in dem unser eigenes Volk mit der Unter­
stützung der internationalen Solidarität, die Freiheit wie:dererringl 
und !leIbst Gerechtigkeit üben kann, indem es die Schuldigen an 
der Tngödie, die unser Vaterland heute durchlebt, bestraft. ( .. . ) 

Die Sc:buJditen: der Tngödie bestrafen 

Wir haben in diesen Tagen eine unvergeBliche antifaschistische 
und intemationaJistische Tagung der Solidarität des Volkes der 
Bundesrepublik Deutschland mit dem chilenischen Widentand er· 
kbt, 

Die Unidad PopuIM bringt ihren Organisatoren, den Gästen, die 
von außerhatb kommen und L T. sehr weit gereist sind, um ihre 
Unterstützuni für unser Volk zu bekunden, sowie den Bürgern 
dieses Landes. die diese Aktivitäten mit einer Atmosphäre der 
Briiderlichkeir und des Kampfes umgeben haben, ihre Anerken· 
nung zum Ausdruck. 

Diese Anstrengung ist nicht umsonst gewesen. Wie viele andere 
Initiativen ähnlichen Charakters, die in den verschiedenen Teilen 
der Welt unternommen werden, wird das, was Sie füI uns getan 
haben, dazu beitragen, den Tag näher zu bringen, an dem _ wie 
Präsident Allende nur wenige AUlenblicke, beYOr er hingemordet 
fiel , mit unverpnglichen Worten sagk - an dem das chilenische 
Volk \IOß neuem mit festem Schrill und erhobenen Hauptes über 
die A11ee'n der freiheit schreiten kann. 

(Quelle: Konferenzmaterialicn, NÜllIberg, 17. 11. 1976) 

durch die Reprivatisierungen und die soziale Demontage 
(Kürzung der Sozialausgaben um fast 50 "10) verursachte 
Umverteilung des Nationaleinkommens fiir di~ Periode 1974 
bis 1976 von 7,4 Mrd $ zugunsten des Auslandskapitals und 
der einheimischen O ligarchie. Der Anteil der Arbeiter und 
Angestellten am Volkseinkommen sank im gleichen Zeitraum 
von 60 % unter 40 % ab, das Prokopfeinkommen der chileni* 
sehen Bevö lkerung fiet um 5,3 % hinter den Stand von 1965 
zurück. Die CJltreme Annu! erstreckt sich heute - bei einer 
Gesamtbevölkerung von 9 Mio - auf 3 Mio Oilenen. Die 
Juntaherrschaft hat Chile in der Tat um Jahrzehnte zurück­
geworfen. 

,,Nidtu für cHlunta - Nidlts von der lunta!" 

Die Tragödie dieser gewissenlosen Wirtschaftspolitik wird er* 
gänzt durch eine zutiefst nazistisch geprägte Kultur- und 
Außenpolitik. 

Wie die Repräsentanten des chi lenischen Widerstandes und 
die Veranstalter der Nürnberger Verhandlungen gleichenna* 
Sen betonten, haben die ökonomisch-militärischen Stützungs* 
maßnahmen der westlichen Hauptländer nur die soziale Lage 
des chilenischen Volkes verschärft und die Verlängerung 
e iner unumschränkten Militär· und Konzemherrschafl be­
wirkt. Um diese wirtschaftlich-soziale Aggression einem 
möglichst raschen Ende zuzuführen, wurde die Durchsetzung 
eines umfassenden internationalen Boykotts gegen das 
faschistische Oile als unabdingbar bezeichnet. 

Die Initiatoren der Nürnberger Verhandlungen, G . Stuby und 
E . Wulff, unterstrichen die Notwendigkeit aktiver Solidarität 
gerade in unserem Land angesichts der "fortgesetzten politi­
sehen, wirtschaft lichen und selbst militärischen Unterstützung 
der Bundesregierung und der westdeutschen Wirtschaft für 
das faschist ische Regime". G . Stuby erhob in seinem Nürn­
berger Schlußwort e ntschiedenen Protest sowohl gegen die 
soeben praktizierte BRD-Stirnmenthaltung im Wirtschafts­
und Sozialrat der U NO, ,wo 98 Staaten die Junta verurteil­
ten, a ls auch gegen die skandalösen Einreiseverweigerungen 
Bonns gegenüber geladenen Ex'perten aus Kuba, Polen und 
der UdSSR, darunter dem sowjetischen Te:lnehmer an den 
Kriegsverbrecherprozessen und VÖlkerrechtler, Arkadi 
Poltorak. 
E. Wulff knüpfte hieran .die aktuelle Orientierung für die 
bundesrepublikanische Solidaritätsbewegung: ,;Mit unseren 
politischen Forderungen treten wir ein für die sofortige frei ­
lassung aller politischen Häftlinge in Oile und insbesondere 
für die restlose Aufklärung des bedruckenden Schicksals 
aller von der Junta verschleppten fatrioten. Wir treten ein 
für e in!=n umfassenden Boykotl der faschi stischen Junta auf 
allen Ebenen. Für uns in der Bundesrepublik heißt das vor 
allem: Schluß mit der Unterstützung des Pinochet-Regimes 
durch die Bundesregierung!" 

Dieses klare Bekennenis zu einem aktiven Antifaschismus 
und Antiimperialismus fand Eingang auch in die von den 
500 Teilnehme rn einmütig verabschiedete - und im Wortlaut 
dokumentierte - Abschlußerklärung der Nürnberger Ver­
handlungen. Das als Anklageschrift gehaltene Schlußdoku­
ment kennze ichnet die Juntaherrschaft a ls "verbrecherisches 
System im Sinne der Rechtsnormen des Nürnberger U rteils", 
das an konkreten Institutionen und Organisationen festge­
macht wird. Der Schuldspruch lautet auf Mord, willkürliche 
Verfolgung, Inhaftierung und Verschleppung, Folter und Ent­
rechtung auf der einen, auf brutalste wirtschaftliche Aus­
plünderung und sozial-kulturelle Niederhaltung auf der ande­
ren Seite, was sich als e in "umfassender, zusammenhängen­
der H errschaftsmechanismus" darstellt. 

Wie die Verbrechen des Hitlerfaschismus, so wurden auch 
die der faschistischen Militärjunta Chiles in Nümberg unter 
Strafe gestellt. 



Nürnberger 

Wir, die Teilnehmer der Nürnberger Verhandlungen gegen 
die Verbrechen der Mili tärjunta in Chile wenden uns von 
Nümbcrg aus. der Stadt, in der vor 30 Jahren die nalional­
sozialistischen Hauplkriegsverbrechcr abgeurteilt wurden, an 
die Vereinte n Nationen und an alle anderen internationalen 
Organisationen, an alle Völker und Regierungen, an die ge­
samte Weltöffentlichkeit und erklären folgendes: 

Die Rechtsnormen und Prinzipien , nach denen das interna­
tionale Tribunal in Nümbcrg vor 30 Jahren die Greueltaten 
des deutschen Faschismus ahndete. sind von weitreichender 
historischer Bedeutung. Sie kamen nicht nur in der Aburtei· 
lung der Hauptkriegsvcrbrecher zur Anwendung, sondern 
wurden Bestandteil der Tätigkeit der Vereinten Nationen 
(UNO), des internationalen Strafrechtes und nationaler Ge­
setzgebungen und Rechtssprech\.lngen . 

In Nümberg standen nicht nur Einzelpersonen vor den 
Schranken des Gerichts, sondern \'erbrecherische Gruppen 
und Organisationen, ja ein ganzes verbrecherisches System. 

Die moralischen , politischen und juristiSChen Prinzipien der 
Nürnberger Prozesse fanden Eingang in das Bewußtsein, in 
das Gewissen der Völker. Sie wurden so zum Maßstab, nach 
dem auch das Pinochet-Regime sich beurteilen lassen muß. 

Nach eingehender Prüfung von umfassendem Beweismaterial, 
nach dcr Anhörung von Zeugen, nach Gutachten internatio­
nal anerkannter Experten und unter Heranziehung des Un­
tcrsuchungsergebnisse der Ad-Hoc-üruppe der Menschen­
rechtskommission der Organisation Amerikanischer Staaten 

(DAS), der Internationalen Kommission zur Untersuchung 
der Verbrechen der Militärjunta in Chile und anderer inter­
nationaler Gremien siehl rest, daß die zur Zeit Chile be­
herrschende Militärjunta der VerbredIen gegen die Mensch­
lichkeit und der EnithlUnJ eines verbrecherischen Systems 
im Sinne der Redltsnonnen des Nürnberger Urteils SdUl1dit 
m. 
Das unter verräterischem Bruch der chilenischen Verfassung 
an die Macht gelangte Regime unter Führung des Generals 
Pinochet hat über drei Jahre o hne Unterbrechung und in 
krassem Gegensatz zur Verfassung des Landes den Aus­
nahmezustand verhängt . Der Kongreß wurde aufgelöst , die 
Junta hat alle verfassungsmäßige exekutive und legislative 
Gewah usurpiert. Parteien und andere politische Organi­
sationen mit Ausnahme der faschistischen sind verboten. 
Die Gewerkschaften wurden aufgelöst und verfassungsmäßig 
garantierte soriale Errungenschaften der Arbeiter rückgängig 
gemacht. Die grundlegendsten politiSChen und gewerkschaft­
lichen Rechte der Bürger wurden suspendiert. 

Verbrecherische Instrumente der Diktatur 

G leichzeitig haben die Putschgenerale eine ganze Reihe von 
Institutionen zu Instrumenten ihrer Diktatur gemacht. So 
sind insbesondere als verbred1erisdle Institutionen und Or­
ganisationen anzusehen : 

• Die vierköpfige Militärjunta 
• Die DINA, e ine Pinochet direkt unterstellte und nur ihm 

verantwortliche Geheimpoli.zei. welche immer deutlicher 
die Züge der Gestapo trägt und die inzwischen zum Haupt­
instrument des Terrors, von Verhaftung, Verschleppung 
und Folter wurde. Dabei schreckt die D1NA nicht einmal 
davor zurück, auch im Ausland chilenische Demokraten 
zu bespitzeln und - wie das Attentat auf Bemado Leigh­
ton und der Mord an General Prats und Orlando Letelier 
zeigen, den Terror auch über die Grenzen zu tragen. 

• Faschistische OrganisaHonen, die mit Straßenlerror, Oe-
nunziantentum eIe. zu Hilfslruppen der Diktatur wurden. 

Gleichzeitig werden heute traditionelle Institutionen von der 
Junta mißbraucht, wie z. B. de r Oberste Gerichtshof (Cone 
Suprema), der unter eklatanter Rechtsbeugung dem Willkür­
regime einen Schein von Legalität verleiht. 

Mit Hilfe dieser Instrumente übt die Junta unter Bruch jeg­
licher Rechtsstaat lichkeit eine Willkürherrschaft aus, die die 
grundlegenden Menschenrechte der Bürger des Landes miß­
achtet. Die Aktivitäten der D1NA haben sogar da.zu geführt, 
daß sich das Klima von Angst und Terror auch in zunehmen­
dem Maße in den Streitkräften auszubreiten beginnt. 

Das faschistische Regime ist schuldig 

• mehr als 30 000 Menschen ennordel zu haben, die seit 
dem Putsch dem Terror von Militär, Poli.zci, D1NA und 
faschistischer Banden zum Opfer fielen; 

• Menschen willkürlich zu verhaften, um sie verschwinden 
zu lassen, 

Nach dem Vorbild der .. Nacht- und Nebel"-Aktionen der 
Gestapo nimmt d ie DINA Menschen, ohne daß ihre nächsten 
Angehörigen etwas davon erfahren, fest und bringt sie in ge­
heimgehaltene Haftanstalten . Nachforschungen von Angehö­
rigen und Rechtsanwälten bleiben meist ergebnislos, da Haft-
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feslStellungsanträge nach der Habeas-Corpus-Akte (recursos 
de amparo) von den Justizbehörden mit dem Bescheid ver­
sehen werden, die Betroffenen befänden sich nicht in Haft. 
Dieser besonders zynischen Form der Menschenrechlsver­
letzung fie len z. B. die bekannten Antifaschisten Viclor Diaz, 
Exequiel Ponce, Mario Zamorano. Ricardo Lagos, Jose Wei­
bel, Carlos Lorca, Jaime Donato, Michelle Pena, Jorge Munoz 
und andere bekannte Persönl ichkei ten zum Opfer. 
Die Rechtlosigkeit der Festgenommenen, die gegen die Ver­
schleppung keinerlei Rechtsmittel einlegen können , wi rd da­
durch verschärft, daß die Junta praktisch die freie Advokatur 
beseitigt hat. Die steigende Repression gegen Rechtsanwälte, 
die bis zur Verhaftung wie im Fall Monlealegre oder zur 
Ausweisung wie in den Fällen Zalaquet, Jaime Castillo und 
Eugenio Velasco fühn . bedeutet die akute Gefährdung auch 
dieser Institution der Rechtspflege. 

Instituliona lisierung von Verfolgung und Folter 

Gleichzeit ig übt die Junta steigenden Druck auf humani täre 
Hilfsorga nisationen aus, um Verfolgten, Gefangenen und 
deren Angehörigen sogar noch den humanitären Beistand zu 
entziehen. Nach der Auflösung des ökumenischen Friedens­
komitees (Comite Chileno para la paz) haben sich die Aus­
einandersetzungen zwischen der r<irehe und der Junta ver­
schärft und insbesondere das katholische Solidaritätsvikariat 
(Vicaria de Solidaridad) steht nun im Zentrum der Angriffe 
seitens des Regimes. 

Die Junta ist .sdIuldig, die Folter zur InstilUtion erhoben zu 
haben. In systematischer Form we rden Gefangene auf 
bestialische Weise geq uält . Frauen sind Opfer sexuellen Miß­
brauchs, von unvorste llbarem Sadismus. Die Folter wird nicht 
nur als Strafe oder· zur Erpressung von Geständnissen einge­
setzt, vielmehr ist sie zur Routine geworden, mit der das 
Opfer seine r menschlichen Würde beraubt werden soll. Dabei 
schrecken die Büttel der Junta nicht davor rurück , auch 
Verwandle ihrer Opfer in Sippenhaftung zu foltern und selbst 
Kinder. Frauen und ältere Menschen der Tonur zu unterwer­
fe n. Die Folter wurde in Otile Teil des politiSChen Systems 
und ist nicht beschränk t auf Einzelfalle. 

Oie Junta ist schuldig, Massenverhartungen durchgefü hrt 'tU 

haben, Zehntausende von Menschen ohne Rechtsgrundlage , 
ohne daß je Anklage e rhoben oder ein Prozeß durchgeführt 
worden wäre, in Konzentrationslager eingesperrt zu haben. 
Entgegen offizielle r Behauptungen der Militärs befinden sich 
noch immer mindestens 5000 Menschen in Chile aus politi­
schen Gründen in Haft. Die mit viel Propagandaaufwand be­
triebene Freilassung ist zwar ein großer Erfolg des antifaschi­
stischen Kampfes des chilenischen Volkes und der interna­
tionalen Solidarität. sie kann aber nicht darüber hinwegtäu­
schen, daß d ie Zahl neuer Verhaftungen ..... eitaus größer ist 
als die der Freilassungen. Darübe r hinaus verfolgt die Junta 
damit das Ziel, die Weltöffentlichkcit in die Irre zu fü hren 
und die wahren Zustände in ihrem Land zu verschleiern . 

Seit nunmehr drei Jahren hält die Junta Luis Corvalan . den 
Generalsekretär der Kommunistischen Partei Chiles. sowie 
Erich Schnacke, Jorge Montes, Carlos Lasso, Alfredo Joig­
nant und Oanie l Vergara gefangen, ohne sie eines Deliktes 
beschuldigen, geschweige denn Anklage gegen sie erheben zu 
können. Die Haftbedingungen sind menschenunwürdig, die 
hygienischen Verhältnisse sowie die medizinische Versor­
gung entsprechen nicht den Mindestanforderungen einer hu· 
manen Behandlung. 

G ewissenlose Wirtschafts- und Kullurpolitik 

Große Aufmerksamkeit widmete n die Nürnberger Verhand­
lungen gegen die Verbrechen der Militärjunta in Chile der 
ökonomischen und sozialen Seite der faschis tischen Diktatur. 
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Dabei wurde festgestellt, daß die Wirtschaftspolitik der Junta 
- ähnlich wie im deutschen Faschismus - zusammen mit der 
politischen Repression gegen das Volk einen zusammenhiUt­
genden Hernchaftsmechanismus zur umfassenden Niederhal­
tung und Ausbeutung der Bevölkerung bildet. Die An ..... en­
dung der Winschaftskonzeption der sogenannten .. Chicagoer 
Schule" fü hrt dazu, daß sich de r Reichtum des Landes immer 
schneller in der Hand wenige r Eigentümer konzentriert. 
Schreiendes Elend breit"Cr Bevölkerungskreise und rapide 
Verarm ung der Mittelschichten stehen phantastischen Gc­
winnen multinationale r Konzerne und Unternehmen der 
nat ionalen O ligarchie gegenüber. 
G le ichzeitig setzt die Junta die Verschleuderung der natio­
nalen Ressourttn fort . Sie steht damit in fundamen talem 
Widerspruch zu den nationalen Inleressen des chilenischcn 
Volkes. 

Die sozialen Auswirkungen dieser Poli tik. eine Arbeitslosig­
keit von über 20 % bei gleichzeitiger Inflat ionsrate von 
200 % richten neben der Tatsache. daß fas t alle Kinder unter 
6 Jahren klinisch unterernährt si nd. einen unüberse hbaren 
Schaden fü r Chile an. Die gewissenlose Wirtschaftspolitik der 
Junta, die Armut, Elend, Hunger und Krankheit fü r Hundert~ 

tausende herbeiführte. ist ein Verbrechen am chilenischen 
Volk. Nur mit Hilfe offenen Terrors läßt sich diese Politik 
aufrechterhalten. 

Eine kulturelle Krise größten Ausmaßes geht mit dem Terror 
und der katastropha len Wirtschaftslage Hand in Hand. Ein 
großer Te il der Intelligenz mußte das Land verlassen. die be­
kanntesten Schriftsteller und Künstler leben im Exil, die Frei­
heit von Forschung und Wissenschaft wurde liquidiert. 
Nach Massenrelegationen von Hochschullehrern und Studen­
ten sind die Universitäten zu Drillanstalten geworden. 
Bücherverbrennungen nach Nazi-Vorbild und eine scharfe 
Zensur haben aus dem blühenden Kullurleben Chiles gei­
sliges Ödland gemacht. Nicht nur jegliches poli tisches Schrift­
tum. sondern auch Werke der Weltliteratur wurden verboten. 

Weltweite r Boykott gegen d ie Junta-D iktatur 

Angesichts des zutiefst inhumanen und verbrecherischen 
Charakte rs der Junta~ Diktatur rufe n wir dazu auf, in aller 
Welt d ie Anstrengungen zu verstärken, um dem Terror und 
den Verletzungen der Menschenrechte ein Ende zu bereiten. 
Insbesondere rufen wir dazu auf, das Militärregime interna­
tional weiter ru isolieren und einen weltweiten diplomati­
schen, winschaftlichen. militärischen und wisscnschahlich­
kulturellen Boykott gegen die Junta zu verhängen. Denn nur 
durch d ie Unterstützung der USA und einiger westeuropäi­
scher Länder vermag die Junta sich noch an der Macht zu hal­
ten. 
Wir fo rdern die Verhängung von Sanktionen gegen das Mi­
litärregi me angesichts der fo rtgesetzten Mißachtung der Be­
schlüsse internationale r Organisationen durch die Junta. 
Wir fordern: 

Aufklärung des Schicksals der Verschwundenen und 
Respektierung ihres Lebens, 
Freiheit für die politischen Gefangenen, 

- Auflösung der DlNA, 
- Aufhebung des Be lagerungszustandes! 

Die faschistische Barbarei des Nationalsozialismus fand ihre 
Richter; die Mahnung der Nürnberger Prozesse, nie wiedcr 
Faschismus zuzulassen, ist Vcrpflichtung für die gesamte 
Menschheit. 
Die Anklageschrift gegen die Militärjunta ist geschrieben. 
Das Pinochet-Regi me wird seinem Urteil nicht entgehen. Die 
Junta muß fa llen, damit Chile wieder frei wird. 

(Que lle: Konfercnzmaterialien, Nürnberg, 27. 11. 1976) 



Argentinien 

PeterHied Der 

Unbemerkter von der westdeutschen Öffentlichkeit als die 
Vorgänge in Chile hat Argentinien einen Grad des politischen 
und physischen Te rrors erreicht, der ~ahrscheinlich schon 
jetzt me hr Mensche nleben gefordert hat, als die Befreiungs­
kriege gegen die Spanier im 19. Jahrhundert. Täglich ver­
schwinden Menschen, werden Leichen mit Follcrspuren ge­
funden und Ermordungen auf o ffener Straße praktiziert. 
Politische F.lüchtlinge aus Chile, Uruguay, Bolivien, Para­
guay und Brasilien, deren letzter Zunuchtsorl - während der 
Zeil der peronistischcn Regierungen vom März 1973 bis Män 
1976 - Argcntinicn war, werden bedroht , verschleppt und 
umgebracht. Liberale ZeilUngen stellen ihr Erscheinen cin, 
weil sie die Unvcrsehrthcit ihrer Büros nicht mehr garan­
tieren können. Antisemitische und faschislische literatur 
taucht in den argentinischen Buchläden auf und Fremden­
haß wird anikulien. 

Der heimliche Bürgerkrieg 

All dies vollzieht sich unter den Augen der Mil i t~rs, die seit 
März 1976 das Land regieren und deren Erfolgsbilanz die 
Anzahl der getöteten Gueri lleros summien . wobei diese Zah­
len dadurch erhöht we rden. daß man getötete polit ische Ge­
fange ne hinzuaddiert 1. 

Alt dies ist ein Ausdruck des FaschisieruOgsprozesses, der 
den latei namerikanischen Kontinent ergriffen hat und in 

Bürgerkrieg 

dessen Gefolge die demokratische Bewegung in diesen län­
dern politisch ausgeschaltet und physisch liquidien werden 
soll. Dieser Prozcß ist nicht das Produkt zufalliger paralleler 
Ereignisse, sondern die reaktionäre Antwon auf das Schei­
tern des mit dem Begriff des Desarollismus verbundenen 
Entwickl ungskonzepts US-amerikanischer Prägung: Er ver­
weist darauf, daß es unter Beibehaltung der Bedingungen 
der A usbeutung sowohl nach innen als auch nach außen. 
nicht möglich ist, die demokratischen Kräfte im systemsta­
bitisie re nden Sinn zu integrieren~ . 

Auch der Rücktri tt der Militärs Anfang 1973 (nach sieben­
jähriger ununterbrochener Herrschaft) war zum einen Er­
gebnis des immer stärke r werdenden Widerstandes der Arbei­
terbewegung und des Kleinbürgenums gegen die Entnatio­
nalisierung der argentinischen Ökonomie. Zum anderen aber 
e ntsprang dies dem politischen Kalkül der Generalität. das 
darauf abzielte. die unmittelbaren Widerspruche zwischen 
dem Militä r als di rektem Repräsentanten der argentinischen 
O ligarchie und des in- und ausländischen Monopolkapitals 
einerseits und breiten Teilen der Bevölkerung andererseits 
in dieser Bewegung selbst aufbrechen zu lassen; und zwar 
über e ine Beteiligung der pcronistischen Bewegung an der 
Regie rungsgewalt '. Damit waren gleichzeitig zwei mögliche 
Fo rmen der we itere n Entwick lung angegeben: entweder eine 
Integration der zu m großen Teil pcronistisch beeinfluß:en 
Arbeitermassen oder aber eine völlige Destabilisierung der 
peronistischcn Bewegung. Von daher erst wird einsichtig, 
warum es 1973 Z\l einem eindeutigen Wahlsieg der Peron isten 
kam - die immerhin ca. 50 % aller Stimme n erhielten - und 
warum dennoch knapp drei Jahre später ein Militärputsch 
reibungslos und o hne große spontane Gegenreaktionen in 
der Bevölke rung über die Bühne gehen konnte. 

Die peronistische Bewegung 

Der Charakter de r peron istischen Bewegung als Koalition 
zwischen Arbeiterklasse und Klein- und Miltelbourgeoisie 
bei politischer Hegemonie der letzteren brachte es mit sich, 
daß die sei t 1955 in unterschiedlichem Ausmaß anhaltende 
Unterdrückung dieser Bewegung dazu führte , daß bei jeder 
ökonomischen oder sozialen Krise auch solche Bevölkerungs­
teile zur peronistischen Bewegung stießen, die noch während 
der ersten Phase des Peronismus (1945-1955) eine Oppo­
sitionshaltung eingenommen hatten. Besonders deut lich wur­
de dies unter der Militärdiktatur ab 1966, als Teile der Intel­
ligenz. kleine Warenproduzcnte n und landwinschaftliche 
Pächte r pero nistische Vorstellungen aufnahmen oder aber 
selbst in der pcronistischen Bewegung aktiv wurden 4 • Gleich­
zeitig bildeten sich aber in Teilen der peronistischen Gesamt­
bewegung Strö mungen heraus, deren politische Zielvorstel­
lungen weit über ein national-refonnkapitalistisches Konzept 
der GeseJlschaftsentwicklung Argentinicns hinausgingen. 
Diese konzentrierten sich einmal in den lokalen und regio~ 
nalen Zweigen der Gewerkschaftsbewegung, vor allem in 
den vom Auslandskapital beherrschten Großindustrien, die 
besonders nach 1955 entstanden waren und die Metallver­
arbeitung. den Chemie- und Energiesekto r sowie die Stahl­
und Eisenproduklion umfassen 5; zum anderen bezogen sie 
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einen großen Teil der peronistischen Jugend unter Einschluß 
der Intell igenz ein. 

In Gegensatz dazu standen die refonnkapitalistisch orien­
tierten Teile der Bewegung, die sich im eigentlichen Partei­
apparat und der Gewerkschaftsfuhrung' konzentrierten und 
auch während der Militärdiktatur zu übereinkommen und 
Verständigungen mit den Militärs bereit gewesen w~ren . 

Nur politische Ausschaltung und Verfolgung verhinderten 
ein stärkeres Aufbrechen der in dieser Konstellation ange­
legten Widersprüche. 

Insgesamt können drei Abschnitte innerhalb dieses Zeitraums 
bestimmt werden, die jeweils unterschied lichen politischen 
Charakter tragen, von unterschiedlichen Strömungen domi­
niert und durch verschiedene Präsidenten gekennzeichnet 
sind : Hectot O mpora, Juan Peron, Isabei Peron. 

Die Pha.se C .... pon (vom März bis Seplember 1973) brachte 
die poli tisch prouessivsten Strömungen des Peronismus in 
Bereiche der poli tischen Führung. In dieser Zeit wurden die 
demokratischen Rechte und Freiheiten weitestgehend wieder­
hergeste ll t und der Einfluß der Linksperonisten - gespeist aus 
ihrer führenden Rolle im Widerstand gegen das Militär -
prägt~ das optische Bild der Regierung. 
Aber schon am 20. Juni 1973, dem Tag der Rückkehr Juan 
Perons nach Argentinien, wurden die internen Auseinander­
setzungen zwischen den peronistischen Bügeln blutig deut­
lich. Es kam zu einem Massaker am Flughafen, bei dem ca. 
100 Menschen umkamen. Ausgelöst wurde es, als bewaffnete 
Garden des peronistischen Apparates_ Schutztruppen der Ge­
werkschaftsführung und extrem rechte Gruppierungen das 
Feuer aur links-peronistische G ruppen (vor allem der peroni­
stischen Jugend) eröffneten. 

Mit der Rückkehr P~rons setzte gleichzeitig eine politische 
Disziplinierung der Linksperonisten ein und sie wurden von 
den Positionen in Regierungs- und Verwaltungsposten ver­
drängt. Dies alles wurde vorangetrieben unter dem Argument 
der Wiederherstellung von Ruhe und Ordnung und der ge­
meinsamen Anstrengungen. um Argentinien wieder auf den 
Weg des sozialen Fortschrittes zu bringen 7 • 

Durdlbrechuac des Sozialp8ktes unter luan Peron 

Diese Auseinandersetzungen, in deren Gefolge Cämpora zu­
rücktrat, um luan Perons Präsidentschaft zu ermöglichen, 
fühnen allerdings solange nicht zum vollständigen Zerfall der 
peronistischen Bewegung, als es gelang, das Kernstück pero­
nistischer Politik, nämlich den Sozialpakt zwischen Gewerk­
schaften und Untemehmerverbänden, unte r Obhut der pero­
nistischen Regierung am Leben zu erhalten. Diese konzertier­
te übereinkunft sah die soziale Sicherstellung der Arbeiter­
klaSse, eine Erhöhung der Produktivität und eine verstärkte 
Slaatstätigkeit im ökonomischen Bereich vor. In diesem Rah­
men sind die Lohnerhöhungen, die Preisfixierungen, die ver­
stärkten bilateralen Handelsverträge und die Ankurbelung 
des industriellen Exports zu sehen, die 1973 und 1974 er­
rOlgten '. 
Die internationale Konjunkture ntwicklung und der verstärkte 
Einsatz finanzie ller Minel aus dem Staatshaushall ließen tat ~ 
sächlich 1973 bis 1974 eine Kunkonjunktur in 'Argentinien 
erblühen, auf deren Basis es möglich war, materielle Zuge­
ständnisse zu machen. Die einsetzende Krise des kapitalisti­
schen We lt marktes, der ökonomische Widerstand der Oligar­
chie gegen e ine Umverteilungspolitik zu ihren Ungunsten und 
die zunehmende Staatsverschuldung engten ab Mitte 1974 
den Spielraum der Regierung Juan Peron immer mehr ein'. 
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Im Gefolge der Krise kam es zu Protesten der Gewerkschaf­
ten gegen Preiserhöhungen von Agrarprodukten. Damit war 
aber der Sozialpakt faktisch durchbrachen und das Kernstück 
peronistischer Politik gescheitert. Mit dem Tode Perons im 
J uni 1974, der Präsidentschaftsnachfolge durch seine Frau 
Isabei PeTo n im Zeichen der ökonomischen Krise und de r Zu­
spitzung der sozialen Auseinandersetzungen, wurde die dritte 
Phase eingeleitet, die ihren Abschluß im Putsch des Mili liirs 
fand. 

Streikbewegung gegen den rechten Terror 

Die Regierung Isabel Peron versuchte d ieser krisen haften 
Situation mit folgenden Maßnahmen beizukommen : 
• Öffnung der nationalen Wirtschaft gegenüber dem Aus­

landskapital ; 
• lnitiierung und Koordinierung von rechtsextremen Terror­

organisationen wie der dcr Antikommunistischen Allianz 
(AAA), die nach brasilianischem Vorbild operieren ; 

• Verstärkung de r Beteiligung der Militärs an den Regie-
rungsentscheidungen; 

• Militarisierung der Polizei; 
• direkter Einsatz der Streitkräfte gegen die Guerilla 10. 

Die politische Absicht der Regierung Isabei Peron, über eine 
Stützung auf die Gcwe r\uchaftsbürokratie und das Militär und 
durch Ausübung polilischer Repression gege n die Linkspero­
nisten und andere polit ischen G ruppierungen, Bedingungen 
herzustellen, die das Auslandskapital anziehen sollten, ging 
nicht auf. Zwar waren die extrem rechten Kräfte im Pcronis~ 
mus stark genug, de n illegalen Terror weiler zu eskalieren, 
aber sie halten keine soziale Basis in der Arbeiterschaft . Zu­
gleich brachte die ökonomische und soziale Zerrüttung weite~ 
rc n Konfliktstoff hervor. Diese beiden Momente führte" zu 
einem Generalstreik der Gewerkschaften mit der expliziten 
Forderung nach Entlasslmg von Lopez Rega, den man als per­
sone llen Vertreter des rechten Terrors in der Regierung 
Isabei verantwortlich machte . Gleichzeitig war damit aber 
auch der offcne Bruch in der peronistischen Bewegung voll­
zogen. Seit September 1975 wurde daher auch in allen Zei­
tungen wieder über das Datum eines möglichen Putsches dis­
kutiert . 

Die Ausganplage des Mililärputsclles 

Betrachtet man die Ausgangssi tuation des Putsches, so ergc­
ben sich bestimnlle Unterschiede zu der militärischen Macht ~ 
ergreifung von 1966. Erstens hatte sich die Situation in ganz 
Lateinamerika politisch verändert. Alle Nachbarstaaten hat­
tcn bis dahin reaktionäre oder faschistische Machtübernah­
men des Militärs erlebt. Zweitens war die peronistische Bewe­
gung im Inneren gespalten und drittens gab es organ isiene 
rechte Terrorgruppen wie dic AAA, die mit Mitteln der phy­
sischen Bedrohung und Liquidation operierten. Gleichfalls 
hattc die Korruption und Bestechung in der Regierungszeit 
Isabeis ein solches Ausmaß angenommen, daß das gesamte 
politische Parteiens)'Stem und die parlamentarischen Institu­
tionen damit zu diskreditieren waren. 

Schon d ie ersten Maßnahmen der Militärs nach dem Putsch 
vom März 1976 zeigten, daß dic Junta mit Gewalt gegen alle 
Kräfte vorzugehen gedachte, die ein Widerstandspotential 
bildcten . Es wurden nicht nur die politischen Inst itutionen 
aufgelöst, Gewerkschaftsverbände mit einem militärischen 
Führer versehen, ein Teil dcr Arbeits- und Sozialgesetzge­
bung aufge hoben, die Gewerkschaftsgelder beschlagnahmt , 
politische Parteie n verboten bzw. suspendiert und das Militär 
mit fa ktisch unumschränkten Vollmachten gegen die Gueri lla 



ausgestaltet. Gleichzeitig wurden die Industriebetriebe militä­
risch "geschützt '· und Gesetze zum ,.schutz der Produklion" 
erlassen. 

Auslieferung an das Auslandskapital 

K ernstück dieser reaktionären Maßnahmen bildete das Pro­
gramm des neuen Wirtschaftsministers Oe Hoz, der gleich­
zeitig Direktoriumsmitglied einer Reihe ausländischer Kon­
zerne wie z. B. von Western Telegraph, Pan American Air­
ways, MOIor Columbus, halo Argentina de Electricidad ist 11 . 

Es zie h darauf ab, über Freigabe der Preise und Lohnfest­
schre ibungen zu einer Abdrosselung der Binnenkonsumption 
und eine m Sinken der Inflationsraten zu kommen, um dann 
in einem zweiten Schritt die Exporterlösc erhöhen zu kön­
nen mit dem Ziel des Abbaus der Außenverschuldung Ar­
gentiniens. G leichzeitig werden die Staatsausgaben drastisch 
gesenkt und Staatsangestell te entlassen. Die rechtliche Stei­
lung des Auslandskapitals wird dem des argentinischen an­
geglichen und ehemals staatliche Zweige der Produktion im 
Bereich der Rohstoffproduktion und des Energiewesens wer­
den zur privaten Kapitalanlage für das Auslandskapital frei­
gegeben. Diese Restriktionspolitik, die eine r totalen sozialen 
Demontage auf Kosten der Arbeiter und des Kleinbürger­
tums gleichkommt, wird durch KredilZU.Sagen von ~merika­
nische n Bankenkonsortien, Weltbankkrediten und Krediten 
anderer Art gestützt 12. 

Die Hoz'sehe neue Wirtschaftspolitik und das brutale Vor­
gehen gegen die Linksperonisten bildeten auch den gemein­
samen Nenner innerhalb der Militärs, obgleich es unterschied­
liche Strömungen gibt: sO repräsentieren z. B. Luftwaffe und 
Marine den Pinochetflügel inne rhalb des Militärs, der auch 
eng mit der traditionellen argentinischen Oligarchie verbun­
den ist. Das Heer und die Gruppe. Videla sind eher dem na­
tionalen und internationalen Industriekapital verbunden, 
dessen SIreben auf die Unter- und EinordlJung in den kapi­
talistischen Weltmarkt gerichtet ist. 
Differenzen bestehen in der Frage der Auseinandersetzung 
mit den Organen der Arbeiter und in der Haltung zum poli­
tisch-parlamentarischen System. Währe nd die einen eine 
o ffen faschistische Lösung unter Beibehaltung einer Militär­
diktatur wünschen, sehen die anderen dies als Übergangs­
lösung an, in der die .. Ruhe und Ordnung" in den Fabriken 
ze mentiert werden soll. Ohne diese Differenzen gering zu 
schätzen, bedingt die konsequen te Durchführung der skiz­
zierten öko nomischen Konzeption - von der Kommunisti­
schen Partei Argentiniens (KPA) als .. ökonomischer Pino­
chetazo" bezeichnet - eine brutale Unterdrückung des poli­
tischen und sozialen Wid·erstandes gegen diese Politik 13. 

Erste Einigungsbemühungen 
der demokratischen Bewegung 

Insgesamt betrachtet waren d ie Ausgangsbedingungen für 
einen e inhe itlichen Widerstand der demokratischen Bewe­
gung eher ungünstig. Zwar gab es kurz vor dem Putsch poli­
tische Initiativen, die in ein Treffen politiSCher Parteien (Ra­
dikale Partei, Kommunistische Partei, Peronisten und Sozia­
listen) mündeten, aber es brachte keine konkreten Ergeb­
nisse mehr. 
Ihre politische Absicht war es gewesen, über eine Form der 
polilischen übere inkunft der verschiedenen Parteien eine 
parlamentarische A lternative zur Regierung Isabei zu bilden, 
um damit eine legale Form des Regierungswechsels zu er­
öffuen und so zu stabilen demokratischen Verhältnissen zu 
ko mmen . 
Dieses Ziel, die demokratischen Freiheiten zu sichern, wurde 

lCoIIIIuistisch Partei 
Demokratische Alternative 

Für die Kommunisten liegt die größte Bedeutung der Zusam­
menkunft der verschiedenen Paneien am 23. März 1976 darin, 
daß sich die Auffassung bestätigte, nach der weder eine einzelne 
politische Partei noch allein die Streitkräfte dem sch~eren natio­
nalen Notstand mit Erfolg entgegentreten können. Wir Kommu­
nisten setzen uns weiterhin mit Überzeugung. Nachdruck und 
unter Opfern für die Herausbildung eines Bündnisses von ver­
schiedenen Pamien und Kreisen ein. Die Devise vor und nach 
dem 24. März ist dieselbe: sich zusammentun und sieb vereinigen, 
um ein festes Bündnis von Zivilisten und Militärs :tU eTTCichen. In 
der neuen Situation werden wir Kommunisten uns weiterhin dafür 
einsetzen, daß die Politik der Bündnisse ein breites Spektrum 
umfaßt, denn wir meinen, daß die vorhandenen demokratischen 
Reserven im Lande immens sind. ( . . . ) 

Dementsprechend muß sich die Hauptriebtung der Aktivitäten auf 
folgende Punkte konzentrieren: 

I. Die Vertretung der unmittelbaren ökonomi5chen Forderungen 
der Arbeiter, deT Bauern und der Mittelschichten der Bevölke­
rung. Für die Atbeiler einen dynanUschen Mindestlohn, der 
das Exislenzminimum garantien; für die Bauern den Erlaß 
der Pacht, sowie kostendcckende Preise; für die Mittelschk:h­
ten eine Ermäßigung der Steuern und andere Maßnahmen, die 
in dem Notstandsplan enthalten sind und durch die die kleinen 
und minieren Betriebe geschützt werden. 

2. In der Gewerkschaftsbewegung mithelfen, die vorhandene Zer­
splitterung autruhiLlten angesichts der Maßnahmen gegen die 
al ten Führer und ihrer Verhaftungen bzw. ihrer Flucht. 

3. Leidenschaftliche Venekligung der Menschen- und Bürger­
rechte. Freikämpfung der politischen Gefangenen, die nicht 
einem Gerichtsprozeß unlerworfen sind. 

4 . Entschiedene UntentülZWlg der Bewegung für die Menschen­
rechte angesichts der Welle von ungeheuren Verbrechen die 
nicht nachlassen. 

S. Förderung des Schutzes von nationalem Vennögen, das durch 
das unheilvoUe Bündnis der Großbesitzeroligardtie und der 
Monopole bedrohl ist." 

(QueUe: Plenwnsbericht des Zentralkomitees der KP Argen­
tiniens, Buenos Aires, 8. S. 1976) 

durch den Militärputsch und die darauf folgenden repressiven 
Maßnahmen durchkreuzt . Die Parteiensuspe.ndierung machte 
sowohl das öffentliche Auftreten als auch das polit ische Agie­
ren als Partei strafbar. Gekoppelt ist dies mit verschärften 
überwachungen und Zensuren. So wurde gleich nach dem 
Putsch das Parteigebäude de r KPA durchsucht und dabei 
zwei Kommunisten erschossen. 

Allerdings gibt es Möglichke iten der informellen Kontakte 
zwischen den Parteien und auch die Herausgabe von Zeitun­
gen ist nicht prinzipiell verboten, aber zensiert. Gleichfalls 
e rlauben es die Bestimmungen des Gesetzes zum Schutze 
der öffentl ichen Sicherheit, faktisch jede Äußerung, die nicht 
mit der Regierungsposition übereinstimmt, als Propagierung 
von " Unruhe und Gewalt" zu denunzieren, die mit bis zu 
10 Jahren Gefangnis geahndet werden kann. 
Während ein Teil der Parteien sich unmittelbar nach dem 
Putsch abwartend verhielt oder ihn sogar begrüßte - so große 
Teile der Radikalen Partei - verschickte die Authentische 
Peronistische Parte i (Linksperonisten), die schon während 
der Regierungszeit Isabeis verboten worde n war, ein Kom­
munique, in dem betont wurde, daß Verhandlungen mit ande­
ren politischen Gruppierungen, u. a. mit Ha:tor Campora, 
fo rtgeführt würden, um eine gemeinsame Fron! der sozialen 
und nationalen Befreiung zu bilden. 
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Augenblicklkh sicht es so aus, daß die Vorschläge sich sehr 
slark am Regierungspro,l!.ramm von HeclOr Oimpora orien­
tieren, an dem die Linksperonisten maßgeblichen Einfluß 
halten. Di es wäre polilisch auch eine Plattfonn, die einen 
beträchtlichen Teil der demokratischen und sozialistischen 
Bewegung Argcntiniens tragen könnte". 

Eine entscheidende Frage alle rdings ist in diesem Zusammen­
hang, ob es dem Militär geli ngt, die Friedhofsruhe in den 
Betrieben des Landes herzustellen. Ein Erfolg in dieser Hin­
sicht könnte die Junta dauerhafter stabilisieren, als dies bei 
ähnlichen Versuche n bisher der Fa ll war. 

Widerstand in den Betrieben 

Die ersten Anzeichen einer Widerstandsbewegung in den 
Be trieben bildeten Nachrichten über Formen der Produk­
tionsverzöge rung in den verschiedenen Industriezentren des 
Landes. Die erste große Auseinandersetzung bildeten dann 
die Stre iks in den AUlOmobilindustrien und im Energiewesen 
im Septe mber und Oktober 197 6' ~. 

Den aktue llen Anlaß fü r die Streikaktionen in der AutClffiO­
bilindustrie bi ldete die Empörung der Arbeiter darür..:r. daß 
die von Reg:ierungsseitc gewährten Loh ne. hbhungen von 
12 % weder den Kaufkraftschwund des letzten Jahres auch 
nur annähernd deckte und daß sich ihre soziale Lage d urch 
die Einführung von KurLarbe it in der Automobi lindustrie 
im August 1976 weiter verschlechtert hatte. Da se lbst nach 
offizie llen Angaben die Löhne im bisherigen Zeitraum 1976 
real um ca. 50 % gefa llen sind, mußte auch von Milit ärseite 
zugegeben werde n, daß die Löhne ungenüge nd seien 16. Die 
so ausge lösten Bumme lstreiks wu rden dadurch eingedämmt , 
daß man unter Verweis auf das Gesetz zum Schutze der öf· 
fent liche n Ordnung mit drakonischen Strafen drohte 17. In 
den einzelnen Besti mmungen kann jede Fonn des öffentli­
chen Protestes mit bis zu zehn Jahren Gefängnis bestraft, 
Produktionsunterbrechungen können mit dem Tode geahn­
det werden . Zudem wurde ei ne eigene Militärgerich tsbar­
keil für Ve rstöße gegen dieses Sicherheilsgeselz gesch:lffen '8. 

Die zweile Streik welle folgte knapp vier Wochen später. 
Anfang Oktober 1976. Der Anlaß waren Entlassungen in 
der staatlichen Elektrizitätsko mpanie von Buenos Aires. 
Nach offiziellen Angaben umfaßten sie 208 Arbeiter, dar­
unter auch alle Mi tglieder des Exekutiv- Komitees der Ge­
we rkschaft und versch iedcne Vertraucnsleute. Es kam zu 
Arbeitsniederlegungcn in der Verwaltung und zur Einstellung 
aller nicht zur unmittelbaren Stromversorgung benötigten 
Arbeit. Im Gegcnzug wurden die Arbeitsplätze unter Mili­
täraufsicht gestellt. Nach Drohungen mit dem Sicherheits­
gesetz wurden 90 Gewerkschafter verhaftet , wci l sic der mili­
tärischen Aufforderung, die Arbeit wicderaufzunehmen. 
nicht nachgekommen waren '9. 

Die beschriebenen Konflikte sind unter me hre ren Ge~ich ts· 
punkten wich tig: Die Automobilarbcitcr bildcn einen Tcil 
des Ke rns des industriellcn Prole tariats. Geradc in diesen 
Zentren si nd die lokalcn Gewcrkschaflen schr kämpferisch 
und stehen o ft in Auseinandersetzungen mit den zen tralen 
Gewerkschaftsspitzen . Ebenfalls iSI dcr Ei nfluß der Links­
peronisten hier relativ stark 20• Sie bilden daher eine poten­
tie lle Basis für eine kämpferische Gewerkschaftslinie. die 
sich für e ine Demok ratisierung de r Gewerkschaften und für 
eine aktive Interes5envert rctung bezüglich Lohnforderungen 
und andc rcr dcmokra tischer und soziale r Rechte einsetzt. 
Auch de r Streik der Elektrizitätsarbciler, die zu den besser 
gestellten A rbeitern gehören und in der Vergangcnhcit nicht 
zu den akti vsten zählten. zeigt, daß der Spielraum der Mili­
tärs für e inc Po lit ik des Lohnabbaus und der MasscncntlHS­
sungen deutlich eingcengt ist. 
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Die Monto nerns 

Obwohl es im Zeichen der kubanischen Revolution schon 
zu Guerilla-Aktivi täten in Argentinien gckommen wa r, be­
gann das E rstarken dieser Organisationen erst mit der Mili­
tärdiktat ur ab 1966. So gab cs 1970 ca. 12 vcrschiedene be­
waffnete Gruppen. In den Kämpfcn gegc n die Militärs bil· 
deten sich vor alle m zwei heraus: dic Mo nteneros und der 
Revolutionärcn Volksannee (ERP)21. 
Während die trotzkistisch ausgerichtete ERP primär mili tä­
risch orien tiert ist und versucht , cin Konzept der Landguerilla 
in den G ebirge n von Tucuman und Salta du rchzuführen , und 
dabei mit ihren Aktionen in eine ständig wachsende poli­
tische Isolierung hinei ngcrät. sind dic Mon loneros eine poli­
tisch-militärische Organisation, die sich vor allem aus der 
peronistischen Jugend rek rutiert. Dic Anhängcrschaft der 
Montor.~ros überstcigt 100 000. Sie sind eingebettet in das 
Spektrum linksperonistischer Organisat ionen und haben Ein­
fluß in den lokalen linksperonistischen Gewerkschaften. 
Ihre in letzter Zeit verstärkte Betonung des politischen Kamp­
fes, ihre Bcmühungcn um Koordinierung von sozialen Kampf­
aktionen sowie ihre modifizierte Einschätzung des Peronis­
mus im Verlauf de r beiden letzten Jahre, machen sichtbaI , 
daß sie sich zu einer sozialistisch orientie rte n Kraft entwickeln. 

Ob und wann es in Argent inien zur Wiedcrherste ll ung der 
demok ratischen Freihe iten kommt, hängt indessen davon ab, 
inwieweit es geli ngt, das politischc Gcwieht der einhcitlich 
handelndcn dcmokratischen Parteien und der fortsch rittlichen 
und kämpferischen Gewerkschaftsbewegung spürbar zu er­
höhen. 

Anmerkungen: 

I) VgJ. Informationsstelle wteinamerika (Hn;g.), Repression in 
Argentinien. Bonn 1976 

2) Dieses K(ll17.ept bildete den Rahmen der ,.Alliarl7. für den FOrl­
ochritt ·· unter Kennedy und beinhaltete begrenzte sozi;!.tc Re­
formen. so im Agrarsektor. im Steuer- und Verwaltungsbe­
reich und im Erziehungswesen, um die kapitalistioche Entwick­
lung Lateinamerikas zu bcochleunigen. 
Vgl. dazu: Antiimperialistisches Informationsbutletin (AlB). 
Nr. 6/]976 

3) Vgl. K. H. Fuchs/P. Hiedl /C. Streubei, Zur neueren Entwick­
] un~ in Argentinicn. in: BläHer für deutsche und international!' 
Pohtik, NT. 10/1 972, S. ](\64-]083 

4) VgJ. F. Geze /A . Labrous..w, Argentinien: Revolut ion und Kon· 
terrevo]ution, Westberl in 1976. S. 84 ff 

6
5) Vgl. Fuchs u. 3 . a. a. 0 .. S. 1073 
) Vgl. dau die Umformung der argentinischen Gewcrkochafts· 

bewegung nach US-amerikanischem Vorbild, in: Nonh American 
Congress on Latin Ameriea (Hn;g.), Argentinia in the Hour 
of the Fumaccs. New York 1975, S. 58 rf. 

7) Vgl. G. W. Merh , Argcntinien - Der Peronismus und die Macht, 
in: Monthly Review (~Ulsche Ausgabe), Nr. 8/1975-]976, 
S. 44 ff und S. 49 : L. Bleber, Zur Entwicklung in Argeminien 
seit 1973, in: Blätter für deutsche und internationale Politik. 
Nr. 71 1975, S. 777- 786 

8) Ygl. Deutsche Bank AG (Hrsg.), Wi,tochaftsberieht Latein· 
amcrika. Spanien und Ponugal: Jahresuberblick 1973 und 1974: 
Sieber. a. a. 0 .. S. 781 f 

9; Vgl. ebenda 
10 Vgl. GC7.e /Labrousse, a. a, 0 .. S. 22 1 f 
11 Vgl. Plenumsrede des ZK der KP Argentiniens. Die Situation 

und die Aufgaben, ~lcktogrilphierlCS Material. Buenes Aires, 
8.5. 1976.S. 10 

12) Vgl. Deutoche Bank AG (Hrsg.), Wirtochaftsbericht wleiname­
rika, Spanien und Portugal. Juni 1976: Lalin America - Econo· 
mic Report (LAE R), London, 23. 7. 1976 

13) Vgl. zu den Strömungen im Militär: Latin America (LA) -
A Weekly Political Reporl, London. 7. 5., 18. 6. und 20. 8. 1976 

14) Vgl. LA. 16.4. ]976 
15) Vgl. zur Streikentwicklung: LAER, 17. 9. 1976: LA, t :>. 10. 

1976: Neue Zürcher Zeitung (NZZ). Fernausgabe. 26. 10. 1976 
16) Vgl. LAER. 17. 9_ 1976 
17! Vgl. ebcndll 
18 Zum Sichcrheitsgesctz vgl. LA , 2. 4. 1976 
]9 Vgl. LA. ]5. 10. 1976 
20 Vgt. LA. 5. t2 . 1976 
21 Vgt. Gi!:ze/LabrousSl'. a. a. 0 .. S. 187 fr 



Aigerien 

Rainer Falk 

Vom 
zur sozialen 

Drei Volksabstimmungen prägten das politische Leben Alge­
rieos in der zweiten Hälfte des Jahres 1976: das Votum am 
27. Juni für die Nationalcharta, die als programmatisches 
GrundsalZdokument der algerischen Revolution den weiteren 
Entwicklungsweg des Landes festlegen soll ; die Abstimmung 
über eine ne ue Verfassung am 19. November, die die Grund­
gedanken der Nationalcharta auch institutionell absichern 
soll ; und die Wahl H.ouari Boumediennes zum Präsdiden­
ten der Demokratischen Volksrepublik Algericn am 10. De­
zember. Zusammen mit der Wahl der Nationalversammlung 
am 4. Februar 1977 markieren diese Enlscheidungen einen 
E inschnitt in der Geschichte des nordafrikanischen Landes, 
der durch die spürbare Verschärfung sozialer Auseinander­
selZUngen ebenso wie durch die Vertiefung des revolutionären 
Prozesses gekennzeichnet isl. 

,,.Diktatur einer Staatsklasse"? 

Das wirft erneut d ie seit Jahren kOnlrär diskutierte Frage 
auf nach dem Charakter der gesellschaftlichen Veränderun­
gen, die im heutigen Algerien stattfinden. So kommt Samir 
Amin zu dem Schluß, in Algerien würde e in kleinbürgerli­
cher, gegen den Klassenkampf ausgerichteter arabischer 
Sozialismus realisiert, dessen Merkmal ideologische Konfu­
sion sei und der nur noch minimale UntersChiede zur Ent­
wicklung in den beiden anderen Maghreb-Staaten Marokko 
und Tunesien aufweise 1. Bassam Tibi spricht der algerischen 
Entwicklung jegliche Progressivität ab und sieht nur noch die 
DiktalUr einer Schar militärische r Technokraten und ziviler 
Bürokraten im Staatsapparat 2• Demgegenüber betont Hart­
mut Elsenhans den Beispielcharakter der algerischen Ent­
wicklung für die überwindung der Unterentwicklung und die 
Erlangung de r ökonomischen Unabhängigkeit eines Entwick­
lungslandes. Die positiven Leistungen auf diesem Gebiet 
seien gerade das entscheidende Kriterium zur Beurteilung 
der Po litik der im nationalen und sozialen Befreiungsprozeß 
zeitweilig die Hege monie. ausübenden kleinbürgerlichen 
Schichten. Nach E lsenhans konstituierten sie sich in Algerien 
zur selbständigen und in ihrem " wirtschaftlichen und politi­
schen Status deutlich abgehobenen" "Staatsklasse" . Die von 
d ieser Klasse beherrschte "staatsabhängige Entwicklungs­
gesellschaft" sei in ihrer Entwicklung sowohl offen für den 
Sozialismus als auch einen entwickelten Kapitalismus3. Von 
marxistischen Autoren wird Alge rien demgegenüber zu den 
Ländern des nichtkapitalistischen Entwicklungs,,:egs gerech­
net, 'Wo sich in scharfen Klassenauseinandersetzungen mit 
der inneren Reaktion und dem Imperialismus besonders seit 
Anfang der 70er Jahre die sozialistische Entwicklungsrichtung 
immer stärker als die dominierende Tendenz herausbildet·. 

In der "Dritten Welt" jedenfalls steht Algerien heute in 
hohem Ansehen . Das hängt nicht nur mit seiner herausragen-

den Ro lle im Kampf um das Erdöl u!Jd eine neue internatio­
nale Wirtschaftsordnung zusammen, sondern auch mit seinen 
beachtlichen internen Industrialisierungs- und Entwicklungs­
anstrengungen und -erfolgen, vor allem aber - und das wirkt 
heute noch nach - mit dem Opfermut und Heroismus des 
algerischen Volkes im Kampf gegen die französische Kolo­
nialherrschaft. 

1. November 1954 - Signal zum Befreiungskrieg 

Am I. Nove mber 1954 erhoben sich, inspiriert vom Beispiel 
der vietnamesischen Freiheitskämpfer, über Nacht 2000 
Guerilla-Kämpfe r in 92 bewaffneten Aktionen gegen fran­
zösische Besatzungsposten. Das war das Signal für einen der 
längsten und am erbittertsten geführten Befreiungskriege in 
der Geschichte der antikolonialistischen Bewegung. Seit dem 
Jahre 1830 war Algerien der blutigen Regentschaft des fran ­
zösischen Kolonialismus unterworfen. Schon der Beginn die­
ser Fremdherrschaft war begleitet vom massenhaften Wider­
stand der Algerier unter dem legendären Emir Abd-el-Kader, 
der erst 1847 niedergeschlagen werden konnte. Die von den 
kolonialen Eroberungstruppen angewandten Methoden gli­
chen je nen, die Frankreich im Kolonialkrieg von 1954 bis 
1962 anwandte. Massenermordungen und ökonomische 
Kriegsführun g hatten am Ende der VOllständigen Eroberung 
des Landes dazu geführt, daß das städtische Element der 
algerischen Bevölkerung 1847 physisch nahezu vernichtet 
und ein großer Teil der gewerblichen einheimischen Produk­
tion sowie der Bildungseinrichtungen zerstört war. Zur syste­
matischen Dezimierung der Bevölkerung und zur Vernich­
tung des Gewerbes kam die gewaltsame Auflösung der tra­
ditionellen agrarischen Produktion. ,,Man muß verhindern, 
daß die Eingeborenen säen, anbauen und ernten," gab der 
französische Oberbefehlshaber in Algier General Bugeaud 
vor der Nationalversammlung in Paris als Leitlinie aus. Mit 
ihr soll te dem algerischen Volk über die gewaltsame Defor­
mie rung der authochto nen Wirtschafts· und Sozialstrukturen 
jegliche ö konomische Grundlage für einen erfolgversprechen­
den Widerstand genommen we rden. 

Fonnierung der Nationalen Befreiungsfront (FNL) 

Als sich nach dem erstcn Weltkricg und besonders unter dem 
Eindruck des Sieges über den Hitlerfaschismus wieder neue 
Kräfte des antikolonialen Widerstandes zu formie ren be­
gannen, an two rteten die Franzosen mit ei nem neuen Exempel 
kolonialis tischer Gewaltherrschaft. Am I. Mai 1945 schoß 
die französische Gendllmcrie der Stadt Set if eine Hu nger­
und Protestdemonstration algerischer Arbeiter nieder. Darauf 
folgte eine großangelegte Strafcxpedition. bei der durch Bom-
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benangriffe gegen Dörfer, durch den Einsatz von Panzern 
gegen unbewaffne te und wehrlose Opfer und durch willkür­
liche Massenexekutionen über 40 000 Alge rier ermordet 
wurden. Aber dem erstarkten Willen nach nationale r Un­
abhängigkeit war mit solchen Aktionen schon nicht mehr 
beizukommen, 

Die Erhe bung vo m l. November 1954 war von den konse­
quenteste n antikono nialistischen Kräften des algerischen 
Vo lkes getragen. die die Einsicht gewonnen hatten, daß die 
volle Unabhängigke it der französischen Kolonialmach t nicht 
durch Verhandlunge n allein. sondern nur durch de n Ein­
satz bewaffnete r Gewalt abgerungen werden konnte. Unter 
Ahmed Be n Be lla fo rmienen sie. die ihre Ausbildung zum 
großen Teil in der französischen Armee bekommen hallen, 
die Natio nale ßefreiungsfront FlN, nachdem sie in der - teil­
weisc auf eine Refo rm der Kolonialherrschaft bedachten -
Bewegung für den T riumpf der Demo kratischen Freiheiten 
(MTlD) keine Perspektive mehr sahen. Aus einer relativ 
kleinen G ruppe wurde die FlN während des Befreiungsk rie­
ges zu r unbestri tte nen Führungskraft des algc rischcn Volkes 
und nahm nahezu alle sozialen Klassen und Schichten unter 
d.er losung von de;' " nationalen Einheit'" in sich auf. Die 
Stä rke de r FLN und der Nationalen Bcfreiungsarmee ALN 
war jedoch. daß sie sich im Kampf gegen d ie Kolonialmaclu 
in der Hauptsache auf die breiten Massen des Vo lkes slÜtzen 
ko nnte. Frankre ich antwon ete mi t der Ve rstiirkung der Un­
te rdrückung: Um der FLN die Massenbasis zu entziehen. wur­
den im La ufe des Krieges ca. zwei Mio Menschen (1/4 der 
algerischen Gesamtbevölke rung. 1/3 der landbevölke rung) 
" umgesiede lt·· und in Konzentnltio nslager gepfe rcht. Massen­
ausrottungen ganzer Dörfer ware n ebenso an der Tagesord­
nung wie Kollektivbestrafungen der Bevölkerung. Die Foller 
wurde systemat isch angewandt. um den Unabhängigkeits­
willen und die Würde des alge rischen Vo lkes zu brechen. Ins­
gesamt koste ten d ie Ausrottungsmethoden de r Ko lonialmacht 
Algerien 1.5 Mio Menschenlebcn~ . 

Ökonomische Ausgangslage des neuen Aigerien 

Am 18. März 1962 wurden in Evian die Verträge zwischen 
Algerien und Frank reich unte rleichnel. die die Niederlage 
des fran zösischen Impe rialismus besiege lten. Zu diesc m Zeit­
punkt war Algerien ein l and. dessen Wirtschllfts- und Sozia l­
struktur nicht nur alle .. normalen" Kennzeichen kolonialer 
Defo rmation aufwies. sondern im Gefolge des Krieges buch· 
stäb lich ausgeblutet war. Nachdem 1873 pe r Gesetz der Ge­
meinbesitz an Boden aufgehoben ..... orden wa r. fo rcierten die 
Franzosen über ein System der kolo nialen Besiedlung. das die 
einheimischen Bauern auf die schlechtesten Böden zurück­
d rängte und das fruchtbare Land den französ ischen Siedlern 
und landwirtschaftli chen Kapitalgesel lschaften vorbeh ielt . 
den We inanbau zur Monok ult ur. 1954 wa ren 77 "/ .. der Ge­
samtexporle Algeriens Wein. Zu der einseitigen Ausrichtung 
des Exports au f Wei n kam der einseitige Zuscimitt der Aus­
senhandclsstrukt ur auf Frankreich. :mf das 73 % der Exporte 
und 79 % der Importe entfielen. Die Aust auschbezie hullgen 
zwischen Algerien und Frank reich boten das prototypische 
Bild kolonialer Wi rtschaftsabhängigkeit : fü r Frankreich ..... ar 
A lgerien eine staat lich geschützte Quelle von Rohstoffen und 
Agrarproduktcn sowie Absalzmll rkt fü r verarbeitete Kon­
sumgüter. Die Ro hstoffque llen dcs Landes (insbesondere 
Erdöl und Eisenerz) waren in der Hand fm nzösischer Kon­
zerne . Die Infrastruktur war ganz auf die Bedürfnisse der 
kolonialen Ausplünde rung zugeschnitten (die Straßen- und 
Eisenbahnne tze endeten an den Umsch lagplatzen des Ko lo· 
nialhllßdels). Der ind ustrielle Sek tor war relativ unbedeutend. 
trotz verstärkter Investitionsanreize fü r das fr:mzös ische Pri­
vutkapilal während des Befreiu ngsk rieges (40 % der in"csti­
tionen konnten durch staatl iche Prämien ersetzt werden!)'. 
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Diese Situation der ö konomischen Abhängigkeit vom Impe­
rialismus und de r internen Deformation stellte die Befrei­
ungsbewegung nach de r Erlllßgung der staatlichen Unabhän+ 
gigkeit vor schwer ... Aufgaben. Die Erkämpfung der win­
schaftlichen Selbständigkcii mußle. wenn sie konsequent an­
gegange n we rden sollte. notwe ndig zu einem Prozcß der be­
schleunigten sozialen Diffe renzierung de r am Unabhängig­
ke itskampf beteiligten Kräfte führen. In Algerien gab es dafiir 
e ine Reihe von günstigen Faktoren. Zwar verhinderten die 
nationalen G roßgrundbesilzer und die ßourgeoisie, die sich in 
ihrer Mehrheit während des Befreiungskrieges der FLN 
(wenn auch 7.äge rnd) angeschlossen hallen. eine schnelle 
Konkretisierung des wirtschaftspolitischen Programms der 
FLN, das auf die Enteignung des von den Fran7.QSCn geraub­
ten und besiede lten l andes besch ränkt war7. Gleichzeitig 
jedoch waren diese Klassen besonders wegen der Siedlungs­
kolonisation zahlenmäßig schwächer als in vergleichbaren 
Entwicklungsländern . Dazu kam. daß die Bauern- und Ar­
beitermassen während des Befreiungskrieges nahezu v(l ilstän­
d ig aktivie rt worden waren und in der r liirte des Ka mpfes 
Erfah rungen gesammelt halten. d ie ein Ste he nblciben bei der 
politischen Unabhängigkeit ausschlossen . Das hatte zur Folge. 
daß sich schon während des Befreiungskrieges in dcr Ideolo­
gie der FLN starke sozial-rcvolutionäre Elemente herausbil­
de ten. Wenngleich sich bis heUle bü rge rliche. feudale und 
parasitä re Kräfte im Staatsnpparat immer wieder gege n eine 
Vert iefu ng des re\'olulioniiren Prozesses zur Wehr setzen. so 
ist besonders die Entwicklung seit der Einsetzung des Re\'o­
lutionsrates als obe rstes Staatsorgan un te r Oberst Bo ume" 
d ien ne 3m 19. Juni 1965 durch eine zune hmende Profi lie­
rung de r antiimpcrial istischen und sozililistischen Oricmie­
rung der Führungskräfte Algcriens gekennzeichnet. d ie mit 
teils o ffe nen. teils venlcck len Auseinandersetzungen im 
Staatsapparat und in der Parlei führu ng e inhergingen und 
-gehen. De r au,> Kriiften der in die Nationale Volksarmee 
übergefüh rten 13efreiung.".:umee bcst ... hcnd ... Re'·olutionsr.l1 
wurde a uch tonangebend innerhalb der nach der Unabhän­
gigkeit zur St:lll ts- und Eillhei tspll rtei erk lär1en FlN. 
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Kein Stehenbleiben bei der staatlkhen Unabhängigkeit 

Um eine unabhängige wirtschaftliche Entwicklung Algeriens 
zu gewährleisten, war es notwendig, die Souveränität des 
Landes über die nationalen Ressourcen wiederherzustellen. 
Da in den Unabhängigkeitsverträgen von Evian die kolon ialen 
Eigentumsverhältnisse unangetastet geblieben waren, mußte 
es in dieser entscheide nden Frage zu schweren Auseinander· 
setzunge n mit den ausländischen Konzernen und insbeson­
dere mit Frankreich kommen. Am 7. Mai 1966 verstaatlichte 
die .algerische Regierung elf in ausländischem Besitz befind­
liche Erz-, Kupfer- und Bleigruben. Am 27. Mai 1966 wurde 
das Versicherungswesen zum Staatsmonopol erklärt . Am 29. 
August 1967 wurden fünf Tochtergesellschaften der US-OI­
konzerne Esso und Mobil Oil verstaatlicht . Von Mai bis 
August 1968 wurden 79 fTanzösischc und andere ausländi­
sche Untcrnehmen, darunter e lektrische und mechanische 
Fabriken , Dünger-, Baumatcrial- und Nahrungsmitte lwerke 
in den Besitz des algerischen Staates überführt. 

Als entschcidcndes Datum de r Auseinandersetzungen um 
die natio nalen Reichtümer gilt de r 24. Februar 1971. An die­
sem Tag verkünde te Boumedienne die Verstaatlichung von 
5 1 % der in französischem Besitz befindlichen Erdölförde­
rung'. Der französische Staat 'reagiertc mit eincm Wirtschafts­
boykott und verfügte eine Sperre dcr Wirtschaftshilfe und 
der französischcn Importe nach Algerien. Knapp ein halbes 
Jahr später jedoch brach der Boykott zusammen, wcil die 
französischen Ko nzernc auf das von der Qualität her ver­
gle ichsweise gute 01 Algcriens angewiese,n waren und andere 
westliche Länder sich dem Boykott nicht angeschlossen hal­
te n. 

Zielstrebige Nalionalisierungspolitik 

Durch diese zielstrebige Nationalisierungspoli tik hatte die 
algerische Regierung in relativ kurzer Zeit einen staatlichen 
Wirtschaftssektor geschaffen, der die entsche idende Stütze 

oei der Entwicklung und Industria lisierung des Landes wur­
~.e . In 19 nationalen Gesellschafte~, so z. B. im größten alge­
nschen Staatskonzem, der Erdölgesellschaft SONATRAO{, 
oder in der Gesellschaft für eisenschaffende Industrie SNS, 
wurden die für den wirtschaftlichen Aufbau entscheidenden 
strategischen Industriezweige itonzentriert. 1970 waren 100% 
des Bergbaus, 70 % der Baumaterialen , 100 % der Stahl­
erzeugung. 30 % des Maschinenbaus und der elektrischen 
Industrie und 25 % der Textilindustrie in staatlicher Hand. 
Dieser Anteil erhöhte sich in den folgenden Jahren insbeson­
dere bei der industrie llen Produktion. Bei dieser seit 1966 
verfolgten Industrialisierungskonzeption wird der Entwick­
l~ng ~~r extraktiven und der Schwerindustrie der Vo rrang 
emgeraumt und das Schwergewicht auf die Errichtung kapi­
talintensive r Großprojekte gelegt, die dem höchsten wissen­
schaftlich-technischen Standard entsprechen. Die algerische 
Industrialisierungskonzeption geht davon aus, daß die e.isen­
und Stahlindustrie und die Chemieinduslrie als sogenannie 
" Industrialisierungsindustrien" die Emchtung nachgelagerter 
Zweige , z. B. Maschinenbau , Elektrotechnik. Plastproduk· 
tion, Fahrzeugbau usw. nach sich ziehen. Der Aufbau einer 
nationalen Produktionsmiuelproduktion wird neben der 
Agrarrevo lution und der kulturellen Revolution als Sch lüssel­
aufgabe e iner nationalen und unabhängigen Entwicklungs­
politik begriffen '. 

Auf diesem Weg hat Algerien eine Reihe beachtlicher wirt­
schaftspolitischer Erfolge erzielt . Das ist auch darauf zurück­
zuführen, daß der algerische Staat bei der Verwirklichung 
seiner Industrialisicrungskonzeption planmäßig vorgeht und 
die staatlichen Pläne ( l. Plan : 1967-1969,2 . Plan: 1970- 1973, 
3 .. Plan : 1974- 1977) die obengenannte Prioritätensetzung 
WIderspiegeln . In der ersten Planperiode lag das Hauptge­
wicht auf dem zügigen Ausbau der Erdölproduktion, deren 
Devisenerlöse für den Einkauf der notwendigen Investitions­
güter auf dem Weltmarkt erhö ht werden muSten . Gleichzei­
tig wurde .den Möglichkeiten entsprechend die Konsumgüter­
industrie ausgebaut, um schrittweise die Imponabhängigkeil . 
auf diesem Gebiet abzubauen. Dadurch wurde es möglich 
schrittweise höhere Mittel in den Aufbau der nationale~ 
Grundstoffindustrie fließen zu Jassen. In der zweiten Plan­
periode wurde dann verstärkt der Maschinenbau in Angriff 
genommen, was dann in der Zeit des Vierjahresplans 1974-
1977 die Grundlage für eine Ausweitung der Stahlverarbei­
tung, der Petrochemie, dauerhafter Konsumgüter, chemischer 
Produkte e tc. abgab. Die seit 1973 durch die Olpreiserhöhun · 
gen der OPEC gestiegenen Erlöse auf dem Erdölsektor hat 
Algerien konsequent in den Dienst seiner eigenen winschafi­
lichen Entwicklung gestellt. Gleichzeitig bemüht sich das 
Land, da die Erdölquellen vCl"aussichtlich in 20 bis 30 Jah­
ren erschöpft sein werden , lItI die verstärkte Nutzung der 
algerischen Erdgasvo rkommen. die die größten in der Welt 
sind. 

Planmijßiges und sich seiht tragendes Wadastum 

Aufgrund dieser abgestimmten und an der selbständigen Ent­
wicklung des Landes orientierten Wjnschaftspolitik gehört 
A lgerien he ute zu den Län<km der "Drillen Welt" mit den 
höchsten Wachstumsraten. De r Vierjahrplan 1974- 1977 
zielt auf e in reales WachstUl1i des BruUoinlandpnxlukts (DIP) 
von jährlich 11 % und eim Erhöhung des Pro-Kopr·Ver­
brauchs um 7,5 0/0; insgesaJ1t sollen Investitionen in Höhe 
von liD Mrd algerische Dina: (DA), entsprechend ca. 27 Mrd 
US-Dollar. vorgenommen ~rden . Im Rahmen des Pespek­
tivplans " Perspektive 1980" "Nird eine Verdoppelung des BIP 
gegenüber 1970 angestrebt sowie eine Verdreifachung der 
Industrieproduktion, die 198'> rund 4.5 % zum BIP beitragen 
soll. Ebenso wird die 100 %!ge Verarbeitung der Erdölpro­
duktion im Land anvisien. 

15 



Dieses Wachstum ist im Gegensatz zu vielen anderen Ent· 
wicklungsländem nicht vom Kennzeichen imperialislischer 
Wirtschaftsabhängigkeit geprägt. Vielmehr handelt es sich um 
ein in zunehmendem Maße sich selbst tragendes Wachstum, 
das sich inzwischen schon auf drei schwerindustrieJle Zen· 
tren in Annaba, Skikda und Arsew stützen kann. die zu den 
g.rößten Industriekomplexen Afrikas gehören. Das bemer· 
kensw~rte daran ist, daß sich die Wachstumsslruktur nicht nur 
an der Industrie selbst o rientie rt, sondern die Industrialisie· 
rung auch als Instrument zur Produktionssteigerung in der 
Landwirtschaft begriffen wird. Das drückt sich vor allem 
darin aus, ·daß die Düngemitlelproduklion heule 30 % der 
Wen.schö pfung dcr chemischen Industrie ausmacht und der 
Aufbau einer landwirtschaftl iche Maschinen herstdlenden 
Industrie zügig in Angriff genomme n wurde. Der notwendige 
Preis der selbständigen Wirtschaftspolitik Algeriens ist es 
allerdings, daß die aus der Kolo nialzeit rührenden Probleme 
des Arbeitsplatz· und Fachkräftemangels erst in den 80cr 
Jahren werden gelöst werden können 'o. 

Für jeden Entwicklungsprozeß und für das Vurankommen der 
Industrialisierung ist es letztlich entscheidend, ob es im Agrar. 
sektor zu tiefgre ifenden revolutionären Veränderungen 
kommt. Im Gegensatz zur Industrie kam es im agrarischen 
Be re ich erst relativ spät. nämlicb Anfang ~er 70er Jahre, zu 
e inschneidenden Umwandlungen. Während der nationalen 
Bourgeoisie schon 1963 mit dem Rücktritt des Präsidenten 
de r Natio na lversammlung Ferhat ~bbas und seinem aufgrund 
seiner neokolonialistischen und kompromißlerischen Politik 
erfolgten Ausschluß aus der FLN ein Großteil des politischen 
Einflusses entzogcn worden war, behielten die Großgrundbe· 
sitzer lange Zeit noch innerhalb der FLN ein politisches Wir· 
kungsfeld. Das schlagenste Beisprel hierfür ist die Tatsache, 
daß der Generalsekretär der FLN von 1961-1972, Kaid 
Ahmed, einer der größten Land· und Viehbesitzer Algeriens 
war (3000 ha Boden, 5000 Stück Vieh). 
Mit der Verkündung der C1larta und dem Dekret über die 
Agrarrevolution durch Präsiden t Boumedie nne am 8. Novem· 
ber 1971 kommt es zur Verschärfung der Klassenauseinan· 
dersetzungen , die sich im Rücktritt Kaid Ahmeds von seinen 
Staats- und Partei funktionen widerspiegelte. Nach dem Prin· 
zip " Den Bode n denen. die ihn bearbeiten" ist das Ziel der 
Agrarrevolution die Liquidierung der Großgrundbesitzer als 
Klasse, die Beseitigung des Absentismus (also die Beseitigung 
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des Grundbesitzes. dessen Eigentümer in der Stadt leben 
und an der Bewirtschaftung des Bodens nicht teilnehmen) 
und die Sicherung des Rechts auf Grundeigentum für kleinere 
und mittlere Bauern. Gleichzeitig sollen stärker kollektiv· 
wirtschaftl iche Formen im Agrarsektor eingeführt we rden 
(Genossenschafte n). 

Nach der Unabhängigkeit waren Veränderungen im Agrar· 
sekto r lediglich durch die Bildung selbstverwalteter Güter 
auf den von den kolonialen Siedlern verlassenen oder 1963 
enteignete n Ländereien erfolgt. Die 1971 einsetzende Agrar­
revolution verlief nun bisher in 3 Phasen: 1. Erfassung und 
Aufteilung des staat lichen und Gemeinde--GrundbesilZeS; 
2. ab 1972 Begrenzung und Auf teilung der Ländere ien der 
Großgrundbesitzer und Enteignung des Landes der Absenti· 
sten; 3. Refonn im Bereich der Viehhaltung. Bis heute sind 
1,3 Mio ha Land und rund I Mio Palmen unter fast 100 000 
landlose Bauern aufgeteilt worden. Die Großgrundbesitzer 
wurden auf 15 % a ller landwirtschaftlichen Nutzflächen zu· 
rückgedrängt. Die Landveneilung war mit der Auflage ver­
bunden, staatlich geförderten Genossenschaften beizutreten. 
Das hat zur Folge gehabt, daß bis heute rund 5000 landwirt­
schaftliche Genossenschaften e ntstanden sind, davon 3500 
Produktionsgenossenschaften. Die Bildung von Genossen· 
schaflen wird ergänzt und unterstützt durch die Bildung staat· 
licher oder gemeindlicher Maschinen· und Servicestationen, 
die die Bauern auch bei der Produktion beraten. 

KlassellKhlac::bt im Apuse:ktor 

Die Agrarrevolutio n. besonders die Aufteilung des Llu.Jes 
de r Großgrundbesitzer ist noch nicht abgeschlossen. Die Aus· 
einandersetzungen halten dabei besonders um die Festlegung 
der erlaubten HÖChstgrenze für privaten Landbesitz, die zur 
Zeit bei 50 ha liegt, an. Um die Sabotage der o.arta über die 
Agrarrevolution zu verhindern, hat die Regierung in zuneh­
mendem Maße die Jugend· und Srudentenorganisation auf 
das Land mobilisiert, um den Bauern, die teilweise noch durch 
patriarchalische :AbhängigJ;ei tsstrukturen an die Großgrund· 
besitzer gebunden sind, die Refo rmgesetze zu erläutern und 
sie bei der Durchsetzung der ihnen zukommenden Rechte zu 
unterstützen. Die Gmßgrundbesitzer hatten in weiten Land­
strichen selbst die Ve röffentlichung <!er Bestimmungen über 
die Agrarrevo lution verhindern können und haben durch die 
Aufteilung ihres Bode ns an Verwandte versucht, sich den ·Fol· 
gen der Agrarrefo rm zu entziehen. Ein gravierendes und 
immer noch bestehendes Proble m ist, daß die Großgrund­
besitzer unter den durch die Agrarrevolution . geschaffenen 
neuen Bedingungen dazu übergegangen sind, ihr Kapital 
in Immobilien, im Großhandel oder in Spekulationsgeschü· 
ten anzulegen und so nach wie vor eine starke ökonomische 
Basis für eine gegen die Vertiefung des revolutionären Pr0-
zesses gerichtete Politik fortbesteht I'. 

Nach der Agrarrevolution ist es besonders in der Auseinan· 
dersetzung über die Verabschiedung der neuen National­
charta zu verschärften Kämpfen um die weitere &esellschahs­
politische Entwicklungsrichtung A lgeriens gekommen. Die 
Verabschiedung der Nationalcharta bildet zusammen mit der 
Abstimmung über die neue Verfassung einen gewissen Höhe· 
punkt im Prozeß der Herausbildung staatlicher Strukturen 
zur Beteiligung der Volksmassen an den wirtschaftlichen, 
politische n und kulturellen Entscheidungen, der mit der Wahl 
der Nationalversammlung .im Februar d. J. zum vorläufigen 
Abschluß gelangen soll. Dieser Prozeß ist dadurch. gekenn· 
zeichne t, daß nach der Einsetzung des Revolutionsrates und 
de r Auflösung der Nationalversammlung 1965 staatliche 
Institutionen Sozusagen von unten nach oben (nach der L0-
sung "Zurück zur Basis" ) systematisch aufgebaut und so die 
teilweise von der Kolonialmacht übernommenen Verwal. 
tungs· und Rechtsprechungsorgane ersetzt wurden. So soll 



nach den Worten Boumediennes die " revolutionäre Legiti­
mität (der staatlichen Politik, d. Verf.) durch die konstitutio­
nelle Legitimität gekrönt werden"12 .. Begleitet wird dies 
durch bisher allerdings nur teilweise erfolgreiche Anstren­
gungen zur Reorganisation der Staatspartei A.N seit 1967, 
durch die besonders der Anteil der Arbeiter und Bauern er­
höht werden soll, sowie· durch eine Stärkung der Rolle der 
Massenorganisationen. 
Die wichtigsten Stationen bei der Herausbildung demokrati­
scher Staatsorgane waren bisher: die Wahlen zu den Kommu­
nalen Volksversammlungen (APe) am 4. Februar 1967; die 
Wahlen zu den Volksversammlungen der Bezirke (APW); 
die Einführung der "Sozialistischen Führung der Unterneh­
men" ab November 1971. Eine besondere Bedeutung kommt 
der "Sozialistischen Führung der Unternehmen" zu, die für 
alle Betriebe des ·staatlicben Sektors obligatorisch wurde. 
Die Betriebsangehörigen wählen dabei auf Vorschlag der 
Gewerkschaft UGT A die "Versammlung der Werktätigen des 
Unternehmens", die wiederum ein oder zwei Repräsentan­
ten in den Direktionsrat des Unlemehmens entsendet. Die 
innerbetrieblichen Organe der Arbeiter müssen in Fragen des 
betrieblichen Entwicklungsplans, der Betriebsführung und in 
Fragen von Entlassungen und Einstellungen konsultien wer­
den. Die Einführung der "Sozialislischen Unternehmensfüh­
rung" ging nur zögernd voran und stieß teilweise auf den 
Widerstand der Führungskräfte' der Staatsunternehmen. 
Gleichfalls gibt es bis heute wichtige Probleme bezüglich des 
Funktionierens dieser Organe, die sich Ül der Hauptsache 
um den Grad der Kontrollkompetenzen der Versammlung 
der Werktätigen gegenüber der Direktion drehen. Die erste 
nationaJe Konferenz der Vorsitzenden der Versammlungen 
der Werktätigen forderte im Juli 1974 eine Ausdehnung der 
Macht ihrer Organe l3• 

Von der Ausdehnung des realen Einflusses der werktätigen 
Massen auf die gesellschaftlich relevanten Entscheidungen 
hängt es in der Hauptsache ab, ob es zu einer weiteren Ver­
tiefung der antiimperialistischen und sozialistischen Orientie­
rung Algeriens kommen wird. Umso höher ist die Verab­
schiedung der Nationalcharta und besonders die massenhaft 
darüber geführte Diskussion zu bewerten. Insgesamt beteilig­
ten sich über 4 Mio Bürgerinnen und Bürger an der Debatte 
um die Nationalcharta, fanden mehr als 100000 Versamm­
lungen statt und wurden schließlich I 200 Vorschläge in die 
endgültig zur Abstimmung gestellte Fassung der National­
charta eingearbeitet. " Die Kraft und die Tiefe der Debatte, 
die sich über einen Monat lang abwickelte, überrascht die 
Beobachter," schriebLe Monde Diplomatique im November 
1976. "Alle Zeichen deuteten seit Jahren darauf hin, daß die 
Staatsmacht eine politische Debatte wünschte· .. . " . So hat 
die algerische Regierung und die FLN naheZlI das gesamte 
Volke mobilisiert, um eine Massenbasis für die Politik der 
nächsten zehn Jahre zu schaffen. 

Programme der nationalen und sozialen Befreiung 

Die Nationalcharta ist gegenüber der Verfassung das wich­
tigste Dokument der jüngsten Geschichte Algeriens. Nach der 
Verfassung ist sie die "gnmdiegende Quelle der Politik der 
Nation und der Gesetze", "der ideologische Auskunftgeber" 
und das"lnstrument für "die gesamte Interpreta\ion der Ver­
fassung"14. Sie rieht Bilanz über den bisher erreichten Stand 
des revolutionären Prozesses und trifft ein eindeutiges Votum 
für die sozialistische Perspektive des Landes. 
Bisher hat es drei Grundsatzdokumente der Algerischen Re­
volution gegeben: die im August 1956 angenommene Charta 
"'Oll Soum.,am, die ganz von der unmiuelb~ren Aufgabe der 
Erkämphlng der nationalen Unabhängigkeit gekennzeichnet 
war; das im Juni 1962, aJso kurz. vor der Unabhängigkeit ver­
abICliiMcte Propuua lIOII Tripoli, aas bezüglich der sozial­
........... afhpolitischcnForderungeneinendeutlichen Kom-
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promißcharakter aufweist; und die vom I. Kongreß der FLN 
verabschiedete a..rt. ",on Algier vom März 1964, die zwn 
ersten Mal für Algeriens Gesellschaftsentwicklung ein sozia­
listisches Ziel fonnu liert. In ihr sind starke marxistische Ele­
mente neben Momenten des Nationalismus und eines spezifi­
schen "algerischen Sozialismus" enthalten. 

WeidtensteUung bin zum Sozialismus? 

Obwohl die Charta von Algier theoretisch eine progressive 
Entwicklung Algeriens wies, blieb es in der Praxis relativ 
lange ungeklärt, welche Richtung sich innerhalb der revolu­
tionärdemokratischen Führungskräfte durchsetzen würde. 
Mit der nun im Jahre 1976 verabschiedeten Nationaleh.rta 
scheint eine eindeutigere Weichenstellung für den weiteren 
Entwicklungsweg erfolgt zu sein. Das rtahezu 200 Seiten lange 
Dokument gliedert sich in sieben Kapitel : 1. Der Aufbau der 
sozialistischen Gesellschaft (vgl. Auszüge in diesem Heft); 
2. Die Partei und der Staat ; 3. Die großen Achsen des Auf­
baus des Sozialismus; 4. Die nationale Verteidigung ; 5. Die 
Außenpolitik ; ~ . Die prinzipiellen Orientierungen der Ent­
wicklungspolitik ; 7. Die großen Ziele der Entwicklung. Wäh­
rend in den letzten beiden Kapiteln die oben geschilderte 
Entwicklungs- und InQ.ustrialisierungskonzeption präzisiert 
wird und die Kapitel 2 bis 5 den Aufbau, die Rolle und die 
Aufgaben des Staates, der Staatspartei und der Massenorga­
nisationen zum Inhalt haben, ist das erste Kapitel, weil es 
die grundsätzliche politiSChe und ideologische Orientierung 
enthält, das bedeutsamste 15. 

Ins Auge fällt dabei, daß die Nationalcharta sich deutlich ab­
grenzt von bürgerlichen, kleinbürgerlichen-reformistischen 
oder utopischen "Sozialismus"-Konzeptionen und eine kapi­
talistische Eotwicklungsmöglichkeit für Algerien radikal ver­
neint. Die gegenwärtige Phase der gesellschaftlichen Entwick­
lung Algeriens wird begriffen als "Phase der strategischen 
Konsolidierung des Sozialismus", "dessen endgültigen Sieg 
sie vorbereiten soU" , in der die Aufgaben der "Volksdemo­
kratischen Revolution" (Beseitigung der Abhängigkeit vom 
lmperialismus, Liquidierung der feudalistischen Elemente 
des gesellschaftlichen Lebens) zum Abschluß gebracht wer­
den sollen . 
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Am deutlichsten haben sich VOr'Stellungen des wissensch.aft­
lichen Sozialismus in der Behandlung der Eigentumsfrage 
herauskristallisiert 1'. Wenngleich dem Privatsektor der Wirt­
schaft eine gewisse Bedeutung beigemessen wird, so ist die 
führende Rolle des staatlichen Wirtschaftssek tors unzweideu­
tig formuliert und auf die Verhinderung des Machtzuwachses 
für privatkapitalistische E lemente ausgerichtet. 
Für die weitere Entwicklung des Charakters des Staatssektors 
ist entscheidend, daß die Nationalcharta die Einführung der 
"Sozialistischen Untemehmensfüh.nmg" in kürzester Frist in 
allen staatlichen Betrieben fordert und hervorhebt: " Der 
Aufbau des Sozialismus erfordert über die Vergesellschaf­
tung der Produktionsmittel hinaus die Ausübung der Staats­
macht durch die mit der sozialistischen Revolution verbun­
denen Kräfte, die Teilnahme der Werktätigen an der Leitung 
der Wirtschaft wie auch das Engagement der arbeitenden 
Massen in allen Phasen des Aufbaus des Sozialismus und des 
Kampfes für die' Sicherung seines Sieges." 11 Das wird als 
wichtigstes Mittel des Kampes gegen Erscheinungen des 
Bürokratismus und die Gefahr der Herausbildung einer neuen 
Bourgeoisie begriffen. 

Daß diese Gefahren von der Nationalcharta klarer als bisher 
.in der Ideologie der Führungskräfte Algeriens benannt wer­
den, verweist genauso wie die Betonung der führenden Rolle 
der Volksmassen, der Arbeiterklasse und der Bauernschaft, 
darauf, daß es zumindest vorschnell ist, wenn man wie Elsen­
hans und Tibi von der Existenz einer selbständigen " Klasse" 
im Staatsapparat ausgeht. Die Entwicklung in anderen Län­
dern wie Kuba oder Ägypten, wo ebenfalls kleinbürgerliche 
Schichten die Führung des revolutionären Prozesses innehat­
ten, zeigt, daß langfristig auch für diese Krafte nur eine Alter­
native besteht : in enger Verbindung mit der Arbeiterklasse 
den übergang zum Sozialismus zu vollziehen wie in Kuba 
oder wie in Ägypten auf die Position eines kapitalistischen 
Entwicklungswegs zurückzufallen. 

Entscheidung um die Madat sieht noch bevor 

Von grundlegender Bedeutung rür die Beurteilung des gesell­
schaftlichen Entwicklungskonzepts in Algerien ist ebenfalls 
die Rolle, die die Nationalcharta dcm Islam zuschreibt. Im 
Gegensatz zu Tibi, für den der Islam in Algerien nur als 
" herrschattsstabilisierende Ideologie, die eine soziale Hanno­
nie vortäuscht," fungiert l8, versucht die Nationalcharta, die 
Prinzipien des Islam in den Dienst des sozialökonomischen 
Fortschritts zu stellen und wendet sich explizit gegen seine 
reaktionäre Interpretation. Das ist von herausragender Be­
deutung, wenn man bedenkt, daß der Islam in traditioneller 
Auslegung für die algerische Großgrundbesiuerklasse und 
bürgerliche Kräfte einen der ideologischen Hauptstützpfeiler 
darstellt. 
Es ist deshalb nicht verwunderlich, daß die Verabschiedung 
der Nationalcharta die algerische Opposition wie selten zuvor 
auf den Plan gerufen hat. Am 9. März und am 2. April 1976 
gelangten zwei "Appelle an das algerische Volk" an die Öf­
fentlichkeit , die sich ausdrückl ich gegen die Festschreibung 
der sozialistischen Orientierung wandten . Unter diesen Ap­
pellen tauchen die Unterschriften jener auf, die von der alge­
rischen Revolution überholt wurden, insbesondere die des 
Exponenten der " liberalen" und .,gemäßigten" Bourgeioisie 
Ferhat Abbas und des Sprechers der GroßgrundbeSitzer Kaid 
Ahmed. Ihre Möglichkeiten jedoch wurden mit den Entschei­
dungen des zweiten Halbjahres 1976 erheblich einge­
schränkt 19• 

Die Verwirklichung der Nationalct"l3rta wird sicher noch eine 
Verschärfung der sozialen Auseinandersetzungen in Algerien 
mit sich bringen . Ob sich damit tatsächlich der endgültige 
Übergang zum Aufbau des Sozi!llismus andeutet, wird we· 
sentlich davon abhängen, ob sich die Führungskräfte Alge-

18 

riens de r Herausfor derung durch die Reaktion stellen und 
die für die anvisierten revolutionären Veränderungen not­
wendige Massenbasis weiter ausgebaut werden kann. 
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II. Der Islam und die sozialistische Ruolution 

(. .) Das algcrische Volk ist ein moslemisches Volk. Oet' 
Islam ist die Staatsreligion. 
Als integrierender Bestandteil unserer historischen Persön­
lichkeit erweist sich de r Islam als einer der stärksten Schutz­
wälle gegen alle Bestrebungen zur Entpcrsonalisierung. Es 
ist ein kämpferischer, strenger und vom Sinn für Gereehtig­
keil und Gleichhe it motivierter Islam, in dem das algerische 
Volk in den schlimnlSlcn Stunden der Kolonialherrschaft 
Schutz, moralische Energie und jene Religiosi tät fa nd, die 
es vor Verzweiflung bewahrt haben und ihm den Sieg er­
möglichten. 

Ocr Niedergang der moslemischen Welt erklärt sich nicht 
aus rein moralischen Ursachen. Andere Faktoren materieller, 
wirtschaftlicher und sozialer Art wie die ausländischen Ln­
vasionen, die inneren Kämpfe , der Aufst.ieg des Despotis­
mus, die Ausbreitung der feudalen Uuterdrückung und das 
Verschwinden bestimmter weltweiter wirtschaftlicher Kreis­
läufe haben dabei eine entscheidende Rolle gespielt. Auch 
dürfen das Anwachsen von Aberglauben und das Wuchern 
riickwärtsgewandter Mentalitäten nicht als Ursache ange­
sehen werden, sondern vielmehr als Wirkung. Wenn man 
seine Angriffe auf diese abweichenden Praktiken konzentriert 
und dabei die sozialen Bedingungen vernachlässigt, heißt das, 
in einen unwirksamen Moralismus zu verfallen. In Wirklich­
keit gibt es für die moslemische Welt nur einen Weg, um sich 
zu regenerieren : den Refonnismus zu überwinden und sich 
auf den Weg der sozialen Revolution zu begeben. 

Die Revolution fügt sich sehr wohl in die historischePerspek­
tive des' lslam ein. In seinem richtig verstandenen Sinn ist der 
Islam an keinerlei besondere Interessen gebunden, ebenso­
wenig wie an eine zeitweilige Macht oder eine spezifische 
Geistlichkeit. Weder der Feudalismus noch der Kapitalismus 
i(önnen ihn fü r sich beanspruchen oder geltend machen. Der 
Islam hat der Welt eine sehr erhabene Konzeption von 
menschlicher Würde gebracht, die den Rassismus, den Chau-

vinismus und die Ausbeutung des Menschen durch den Men­
schen ve rurteilt. Sein grundlegender Egalitarismus (Auffas­
sung der natürlichen Gleichheit der Menschen, d. Red.) kann 
einen jeder Epoche angemessenen Ausdruck finden. 
Es iSI daher die Aufgabe der moslemischen Völker, deren 
Schicksal sich heutzutage mit dem der Dritten Welt ver­
knüpft , sich der positiven Leistungen ihres kulturellen und 
geistigen Erbes bewußt zu werden und sich dieses im Lichte 
der Werte und Wandlungen der Gegenwart neu anzueignen. 
Das besagt , daß jedes Vorhaben, das sich heute eine Rekon­
struktion des moslemischen Denkens zur Aufgabe stellt , um 
glaubwürdig zu sein , zwangsläufig auf ein sehr viel umfas­
senderes Werk hinauslaufen muß: die totale Umgestaltung 
der Gesellschaft. 

In unserer Epoche entscheidender soziale r Umwandlungen 
sind die moslemischen Völker aufgerufen, das anachronisti­
sche Joch des Feudalismus, des Despotismus und des Obsku­
rantismus in allen ihren Fonnen abzuschütteln. 

Die moslemischen Völker werden mehr und mehr begreifen, 
daß sie durch Verstärkung ihres Kampfes gegen den Imperia­
lismus und durch entschlosscnes Beschreiten des Weges zum 
Sozialismus den Forderungen ihres Glaubens am besten nach­
kommen und das Handeln in Einklang mit den Prinzipien 
bringen. 

IU. Drei historische Ziele 

Der Sozialismus in Algerien stellt sich ein dreifaches Ziel: 

1. Konsolidierung der nationalen Unabhängigkeit; 
2. Errichtung einer Gesellschaft, die befreit ist von der Aus· 

beutung des Menschen durch den Menschen; 
3. Förderung und freie EntfaUung des MensdJen. 

Diese drei Ziele sind nicht voneinander zu trennen und gegen­
scitig abhängig. Sie sind eingebunde.n in ein und dieselbe 
Dynamik der historischen Entwicklung. Die Konsolidierung 
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der "ationalen Unabhängigkeit und die Entfaltung des Men­
sehen entspringen dem Inhalt der Volksdemokratischen Re­
volution, aber sie werden erst durch die Errichtung der sozia­
listischen GeseUschaft voll wirksam. 

Zunächst handelt es sich darum, die nationale Unabhängig­
keit zu fe stigen', indem man alle Fonnen des imperialisti­
schen und neokolonialistischen Einflusses beseitigt und ent­
schlossen die historische Aufgabe der Entwicklung anpackt, 
ohne die es in unsere r Epoche weder einen wirtschaft lichen 
Fortschritt noch eine wirklich lebensfahige Nation geben 
kann. 

Aber um ratione ll und harmonisch zu verlaufe n, muß d ie Ent­
wicklung als Garu:es bet\<ichtet werden und auf der Mitwir­
kung der Massen in ihrem eigenen Interesse beruhen. Dies 
setzt e"'e radikale Konzeption der Demokratie voraus, die 
sich in überwindung der bekannten Fonnen der bürgerlichen 
Demokratie mit der sozialistischen Demokratie identifizieren 
muß. 

Doch wenngleich auch der Sozialismus den Menschen fonnt, 
ist es dennoch der Mensch, der den Sozialismus hervorbringt. 
Außerdem wird der vom Sozialismus geforderte neue Mensch 
nicbt mechanisch und plötzlich auftauchen. Dies ist nicht nur 
ein einfaches humanistisches Glaubensbekenntnis, sondern 
eine Warnung vor summarischen Schematisierungen und 
mechanistischen Geisteshaltungen, die in zurückgebliebenen 
Gesellschaften so häufig sind. Eine besondere Betonung er­
fährt daher der Mensch, die individuelle Initiative und der 
schöp(erische Geist eines jeden. Das is t eine herausragende 
Aufgabe der Volksdemokratischen Revolution, die einen 
ihrer Eckpfeiler bildet und in der Etappe des Aufbaus des 
Sozialismus bei weitem noch nicht erfüllt ist. 

IV. Der Sozialismus gibt eine zusammenhängende Ant­
wort luf die Probleme unserer Zeit 

Der Sozialismus ist ein Produkt der modemen Entwicklung. 
Obgleich in allen Epochen soziale Theorien existiert haben, 
die häufig auf utopische Weise die Wünsche der Menschen 
nach einem neuen Goldenen Zeitalter widerspiegelten, kri­
stallisierte sich die Sozialismusidee als historische Tendenz 
des gesellschaft liche n Zukunftsbildes jedoch erst mit der Ent­
faltung der Produktivkräfte des Kapitalismus in der Mitte des 
19. Jahrhunderts heraus. 

Die Überlegenheit des Sozialismus über die f.;iheren sozialen 
Sy~eme ergibt sich aus der Tatsache, daß er die fongeschrit­
tensten Errungenschaften de r modemen Wissenschaft und 
Technik mit den Prinzipien eine r wesentlich rationelleren, 
gerechtere n und menschlicheren sozialen Organisation ver­
knüpft. 

Welches auch immer die Verdienste des Kapitalismus in der 
Phase seiner Entfal tung gewesen sein mögen, SO ist er doch 
SO tief mit der Ausbeutung des Menschcn durch den Men­
sehen verbunden geblieben, wie es bis dahin in der Geschichte 
unbekannt war. Gegründet auf das alleingültige Gesetz des 
Profits, hat der Kapitalismus den Menschen zur Ware, dcn 
Handwerker und Baucrn zum Proleiarier gemacht, hai er 
ganze Kontinente dem Elend und der Unterentwicklung aus­
geliefert. 

Entstanden als Antwort auf den Kapitalismus und seine Un­
fähigkeit, die unaufhörlich wachsenden Probleme zu lösen, 
die er hervorbringt, stellt der Sozialismus eine zusammenhän­
gende Antwort auf die brennenden Fragen un ;erer Epoche 
dar. Schon heute hat der Triumph des Sozialismus in zahl-
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reichen Ländern nicht nur das Geschick von Hundenen von 
Millionen Menschen umgewälzt, sondern aueh eine neue 
internatioflale Lage geschaffen, die durch eine Stärkung der 
antiimperialistischen Bewegung gekennzeichnet ist, sowie 
durch den Aufschwung der nationalen Befreiungskämpfe 
und die we ltweite Ausbreitung der sozialistischen Ideologie. 

Der Sozialismus in Algerien entspringt nicht einer materiali­
stischen Metaphysik und ist an keine dogmatische Konzeption 
gebunden, d ie unserem Nationalgeist fremd wärEl . Seine Er­
richtung identifiziert sich mit der Entfaltung der Werte des 
Islam, die e in konstitutives grundlegendes Element der Per­
sönlichke it des algerischen Volkes sind. 

Ocr Sozialismus in Algerien setzt die tiden Bestrebungen des 
arbeitenden Volkes fort und bereichert sich dardl die Bei­
träge der weltweiten sozialistischen Erfahrungen. Sein Heran­
gehen an die Probleme unserer Gesellschaft und unserer Ent­
wicklung wird von wissenschaftlichem Geist beslimmt und hat 
teil an de r Entwicklung der Menscllheit zum Fortschri tt. Ge­
gründet auf die Wissenschaft und unter Ablehnung der Aus­
beutung des Menschen durch den Menschen legt der Sozialis­
mus ein besonderes Primat auf die Geistigkeit des Menschen, 
in der Achtung vor der Freiheit des Denkens und des Ge­
wissens, so wie es durch die Nationalcharta verbürgt wird. 

Der Sozialismus ist keine Religion, er ist eine theoretisc:he 
und strategische Waffe, die der Realität eines jeden Volkes 
Rechnung trägt und eben dadurch die Ablehnung jedes 
Dogmatismus einschließt. ( . .. ) 

VI. Der Sozialismus und die Dritte Welt 

Der Sozialismus erweist sich als ein der nationalen Befreiung 
zugrundeliegender Prozeß. Er trägt einen Charakter von inne­
rer Notwendigkeit, der seinen geistigen Fortschritt begünstigt 
und ihm sein authe ntisches Kennzeichen verleiht. Es ist diese 
Zugehörigkeit zum nationalen Ich, aus der der Sozial ismus 
seine Lebenskrafl in der Dritten Welt bezieht. 

Alle Länder, die für eine wirkliche Unabhängigkeit kämpfen, 
lassen sich auf eine sozialist ische Dialektik ein. Man hat einem 
solchen Phänomen manchmal den ~amen " nichtkapitalisti­
s.:her Weg" gegeben. Diese These i.st nicht in der Lage, den 
realen Entwicklungen der sozialen Praxis unscrer Länder 
Rechnung zu tragen. 

Sobald ein Land fü r wirkliche Unabhängigkeit kämpft , so­
bald es entscheidet, das Privateigentum an den Produktions­
mitteln abzuschaffen und sich praktisch für das Ende der Aus­
beutung des Menschen durch den Menschen aussprichl, be­
findet es sich auf einem sozialistischen Weg. Dies nicht zu 
erkennen, heißt, das Dogma über die Wirklichkeit zu stellen 
und die tiefgreifende Dnamik des revolut ionären Prozesses 
in unsere r Epoche zu verleugnen. Das ist ein neuartiger Weg, 
aer genau die Situation der Länder der Dritten Weil reßek­
tien, das Niveau ihrer Produktivkräfte und ihre Position in 
der Weltwirtschaft . 

Der Kapitalismus hat in unseren ländern sein häßlichstes 
Gesicht gezeigt: das des Kolonialismus, des Neokolonialis­
mus und des Imperialismus. Daher konnte der Sozialismus 
hier nur den Sinn haben, zuallererst dem Kampf des ganzen 
Volkes gegen die ausländischen Monopole und ihre einheimi­
schen Helfershelfer Ausdruck zu verleihen. 

Mit anderen Worten, dcr Sozialismus hat es in den neuer­
dings unabhängigen Ländern nicht mit den gleichen Be­
dingungen zu tun wie in den industrialisierten Ländern , wo 
eine bedeutende Arbeiterklasse existiert, die keine andere 



Unterdrückung als die durch ihre eigene Kapitalistenklasse 
kennt. 

Wenn man dieser Forderung nicht Rechnung trägt, würde 
man die Reichweite des Sozialismus beträchtlich einschrän­
ken, ihn in seinem Voranschreilen zum Stillstand kommen 
lassen, ihn auf ein einziges und verpflichtendes Modell re­
duzieren. Diese einseitige Haltung würde tatsächlich dazu 
führen , eren Sozialismus zu entstellen, indem man ihn von 
seinem nationalen Substrat trennt. 

Der Sozialisfl"!us ist zum Erbe der gesamten Menschheit ge­
worden. Das ist ein innerlich gereifter und entwickelter 
Sozialismus, ein lebendiger und schöpferischer Sozialismus, 
in dem sich die Völker vollständig wiedererkennen können, 
auf den der historische Prozeß mehr und mehr abzielt. Das 
beinhaltet keineswegs ein Abweichen von den Grundfragen, 
sondern ist ein neuer Beweis für die Lebenskraft und die 
Universalität des Sozialismus. 

In den kürzlich unabhängig gewordenen Ländern existiert 
das Proletiuiat im allgemeinen nur in eine m Embryonalzu­
stand . Sein Klassenbewußtsein ist häufig zurückgeblieben 
und es ist nicht immer die am meisten unte rdrückte soziale 
Schicht. Darüber hinaus wird diese Situation iq dcn Län­
dern, die eine Besied lungskolonisation erlebt haben, durch 
die Tatsache verschärft, daß die einheimischen Arbeiter in die 
Lage des Subproletariates gedrängt ...... aren, da die vorhan­
denen Beschäftigungsmöglichkeiten in erster Linie den 
Staatsangehörigen der Kolonialmacht vorbehalten wurden. 
Viel mehr Produkt des kolonialen oder neoko lonialen Kapi­
tals als das des spärl ichen oder gar .nicht vorhandenen na­
tionalen Kapitals, nimmt das Proletariat nach Lage der Dinge 
in unseren Ländern nur eine untergeordnete Stellung ein , da 
die imperialistischen Monopole ihre ganze Energie nicht der 
Industrialisierung der Dritten Welt widmen , sondern der 
Ausplünde rung ihre r Rohsto{fquellen und dem Herausziehen 
von Höchstprofiten aus reichlich vorhandener und billiger 
Handarbeit. 

Die kapitalistische Ausbeutung hat auf diese Weise nicht zur 
He rausbildung einer relativ bedeutenden Arbeiterklasse ge­
führt, sondern sie brachte die fort schreitende Verannung der 
ländlichen Massen mit <;ich, die Zerstörung ih rer traditionel­
len Wirtschaftsfonn, ohne daß man ihnen dafür wenigstens 
den Ausgleich der Industrialisierung gegeben hälle. 

Dcr Aufschwung des modemen Kapitalismus vollzog sich zum 
Nachtei l der Dritten Welt. Wenn auch das Kapital in den 
kapi talistischen Ländern die Arbei terklasse hervorgebracht 
hat, so hat es im Rest der Welt die Unterentwicklung verur­
sacht. 
Die Unterentwicklung ist kein spontan entst andener Naturzu­
stand, nicht Abwesenheit von Entwicklung, sondern das 
Kennzeichen einer langen kapi talistischen Ausbeutung in 
ihrer unmenschlichsten und erniedrigensten FolVI. Selbst 
wenn sie ihre tradi tionelle Fassade behalten , verlieren die 
alten Gesellschaften unter den Klauen der kapitalistischen 
Monopole ihren inneren Zusammenhang und ihren Charak­
ter. Ihre Kultur, ihre Insti tut ionen und selbst ihre Religion 
werden e ntweiht und verfälscht durch die Zersetzungstätig­
keit des Kapitalismus. Als archaische Gesellschaften sehen 
sie, wie sich ihr Archaismus verschlimmert. Auf diese Weise 
wirkt in der Drillen Welt das Gesetz des internationalen 
Kapitalismus, das definitiv nur die Wah l läßt zwische n der 
Revolution und dem historischen Verfall. 

In dcn Entwicklungsländern schöpft der Sozialismus seine 
tiefgreifende Dynamik aus dem Kampf gegen den Imperialis­
mus in allen seinen Fornlen. Dieser Kampf erslreckt sich not­
wendigerweise auf die Eliminierung des nationalen Kapita­
lismus, der dazu verdammt ist, tatsächlich oder potentiell 

lediglich ein Anhängsel des weltweiten Kapitalismus zu sein. 

Es ist eine Tatsache, daß in den Entwicklungsländern die 
sozialistischen K.räfte nicht immer von einem zahlenmäßig 
noch schwachen Pro letariat geleitet werden, sondern dureh 
eine Avantgarde, die sich aus der Gesamtheit der revolutionä­
ren Patrioten zusammense12t, und unter denen die Arbeiter 
eine wachsende Rolle übernehmen. In der gegenwärtigen 
Etappe, die die Dritte Welt durchmacht, ist es keineswegs das 
zahlenmäßig noch schwache oder praktisch nicht existierende 
Proletariat, das den Sozialismus errichtet; es ist die Errichtung 
des Sozialismus, die mit dem Aufbau der Nation, ihrer In­
dustrialisierung und ihrer Modernisierung die Entstehung des 
Proletariats bewirkt. Jedoch ist im Unterschied zu dem der 
kapitalistischen Gesellschaft dieses Proletariat von Anfang an 
mit dem Siegel der Freiheit gekennzeichnet und in eine Ge­
sellschaft integriert, die ihm weitreichende Perspektiven in 
Richtung auf Kollektivität eröffnet. Das soll weder he.ißen, 
daß dieses in der Entstehung begriffene Proletariat passiv 
bleiben muß, noch daß seine Vorwärtsentwicklung von vorn­
herein feststeht. Ganz im Gegenteil werden seine Rolle und 
seine Verantwortung in dem Maße wachsen, wie der Aufbau 
des Sozialismus vorankommt, die Produktionsschlacht inten­
siviert wird und die nationale' Unabhängigkeit sich konsoli­
diert , 

Die Schwäche oder das Fehlen eines modemen Proletariats 
stellen für die Errichtung des Sozialismus weder ein unüber­
windbares Hindernis dar, noch ein ernsthaftes Argument für 
seine Vertagung. Ebensowenig wie die alten kolonisierten 
Länder mit ihrem Unabhängigkeitskampf gewartet haben, bis 
das Proletariat in den Metropolen die Macht übernahm, kön­
nen sie heute auf den Auftriu eines einheimischen Proletariats 
waren, um ihre sozialistische Entwicklung in Angriff zu 
nehmen. 

Die Länder der Driuen Welt entwickeln sich zum Sozial ismus, 
indem sie sich auf die Massen der annen Bauern, die Arbeiter 
der Städte und die nationalen revolutionären Kader stützen. 
Diese letzteren, die sich aus ·konsequenten Patrioten, die in 
antikolonialistischen und anti imperialistischen Kämpfen er­
probt sind, zusammensetzen, re krutieren sich aus den ver­
schiedensten Milieus: kämpferische Politiker, Gewerkschaf­
ter, Militärs, Intellektuelle, Sie spielen eineAvantgarderolle 
rolle im revolutionären Kampf fü r den Triumph der natio­
nalen Unabhängigkeit und die Ideale des Sozialismus. 
mus. 
De r E intritt der Völker der Dritten Welt in die Geschichte 
stürzt gewisse Konzeptionen um, die bis dahin kursienen , und 
erneuert die sozialistische Problematik tiefgreifend . Das heißt 
nicht, daß man in einen haltlosen "Tiers-Mondisme" (Theorie 
des "eigenständigen" Entwicklungsweges der .. Dritten Welt", 
d. Red.) verfa llen müßte, der, indem er alles aus eigener 
Kraft zu schöpfen vorgibt, den bedeutendsten revolutionären 
E rrungenschaften unseres Zeital1ers den Rücken kehrt. Was 
die Völker der Dritten Welt am meisten brauchen, ist ein 
revolutionäres Denken, das ihnen zu sich selbst verhilft, das 
sie zu mehr Bewußtheit und Kreativi tät treibt , ein Denken, 
das Entfremdung aufhebt, und nicht ein Denken, das eine 
Entfremdung durch eine andere ersetzt. 

Unter den Bedingungen der kürzlich unabhängig gewordenen 
Länder steht der Sozialismus nicht außerhalb der Nation; 
e r wird zur gleichen Zeit wie sie errichtet, er wird mi t ihrer 
organ ischen Entwicklung identifiziert. Die Zukunft der sozia­
list ischen Revolution in der Dritten Welt wird mehr und mehr 
von einem nat ionalen schöpferischen Denken abhängen, das 
sich auf dialektische Weise in ein sozialistisches De.nken ver­
wandelt. Daher ·muß jede Revolution, die sozialistisch sein 
will, zuerst eine nationale sein, ebenso wie jede nationale 
konsequente Revolution notwendigerweise in den Sozialis­
mus einmünden muß. 
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VII. Von der Volksdemokratischen Rnolution 
zum Aufbau des Sozialismus 

Der Sozialismus in Aigerien ist eine Vertiefung der Revolu­
tion vom I. November 1954, ihre logische Einmündung. 
Der nationale Befreiungskrieg gegen das ausländische Joch 
wandelte sich zur Volksdemokratischen Revolution. Der 
Inhalt der Volksdemokratischen Revolution umfaßt drei 
Komponenten: sie ist antiimperialistisch, sie lst antifeuda­
lislisch, und ihr Inhalt wird \10m Volke getragen. 
Der antiimperialislische Inhalt bezieht sich auf die Beseiti­
gung von Kolonialismus, Neokolonialismus und Imperialis­
mus, auf die Förderung einer realen Unabhängigkeit in ihren 
e inzelnen Bestandteilen : der politischen, der wirtschaftlichen, 
der diplomatischen und der militärischen Komponente. 
Der antifeudalistische oder demokratische Inhalt betrifft 
d ie Beseitigung der vorkapitalistischen Strukturen in ihren 
archaischen, überlebten und reaktionären Zügen. Dabei geht 
es vor allem gegen patriarchalische, halbfeudale Stammes­
strukturen, gegen den Lebensstil, den sie fortleben lassen, 
gegen die Mentalitäten, denen sie zugrundeliegen. Die Revo· 
lution hat nicht nur die Aufgabe, all diese archaischen über­
bleibsel zu beseiligen, sondern auch einen Rückfall in die­
s~lben zu verhindern. Grundlegend kommt es darauf an, den 
algerischen Menschen zum bewußten Bürger einer modemen 
Nation zu machen. 
Die inhaltliche Komponente der vom Volk getragenen demo­
kratischen Revolution läßt sich in der Devise zusammenfas­
sen: "Durch das Volk und für das Volk!" Wobei unter .,Volk" 
die Volksmassen zu verstehen sind und nicht eine privilegierte 
gesellschaftliche Schicht, die etwa die Macht an sich reißt, 
um ihre Herrschaft durchzusetzen. 
Die bürgerlich-demokratischen Revolutionen, elie Europa 
seit dem 18. Jahrhundert erlebt hat, haben die feudale Mo­
narchie durch die Macht der Bourgeoisie ersetzt. In unserer 
Epoche und ganz besonders in der Dritten Welt werden die 
demokratischen Revolutionen viel mehr von den Volksrnassen 
als von der Bourgeoisi,~ gemacht. Aufgrund ihrer schmalen 
sozialen Basis und Ihr.er Abhängigkeit vom Imperialismus 
erweist sie sich im allgemeinen als unflihig zu einer wahrhaf­
ten Politik der Entwicklung und der n~tionalen Unabhängig­
keit. Dieses Phänomen macht sich besonders in Algerien 
bemerkbar: es sind die Massen, die sich an die Spilze der 
nationalen Befreiungsbewegung gestellt haben, und es sind 
die Massen, denen aller Logik nach die historische Aufgabe 
der demokratischen Revolution zufällt. 
In Algerien hat die Volksdemokratische Revolution entschei­
dende Erfolge erzielt. Da~ Werk der nationalen Wiederge­
burt kann heute praktisch als vollendet betrachtet werden 
in einem souveränen und organisierten Staat, der sein Schick­
sal selbst bestimmt, in einem von jeglicher fremde r Besetzung 
befreilen Territorium ; in einer entkolonialisierten und in 
voller Entwicklung begriffenen Wirtschaft; in einem freien 
Volk, das auf der Bahn des Fortschritts schreitet. 
Die Zeit ist daher gekommen, die qualitativ neuen Aufgaben 
zu definieren, die sich der Revolution stellen und die den 
Erfolg beim Aufbau des Sozialismus bedingen. 
Das beinhaltet eine Vertiefung der Volksbezogenheit und 
ihre Strukturierung mittels klarer Kriterien, die Konsolidie­
rung der Errungenschaften des Sozialismus. ihre Ausarbei­
tung und Festlegung im Rahmen von Prinzipien und Insti­
tutionen. die ihnen einen unumkehrbaren Charakter verlei­
hen. Es handelt sich mit einem Wort darum, dem Sozialis­
mus in unserem Land seinen angemessenen theoretischen 
und praktischen Gehalt zu geben und das ist die Aufgabe 
der Nationalcharta. 
Wann hat die sozialistische Phase begonnen? Es wäre schwie­
rig, ein genaues Datum anzugeben ; der sozialistische Prozeß 
zeigt sich nicht auf einmal und in homogt;ner Vollendung. 
sondern er entsteht sukzessiv und nicht ohne Umwege. Wenn 
auch der koloniale Grundbesitz von den Landarbeitern zu 
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Beginn der Unabhängigkeit wiedergewonnen werden konnte. 
SO wurde ersl ab 1966 - mit der Nationalisierung des Berg­
baus, des Bankwesens und der Versicherungsgesellschaften ­
die Schaffung der materiellen Grundlagen des Sozialismus 
eingeleitet ; immer breiter wurden diese Grundlagen dann 
in der Folgezeit durch die übernahme des Außenhandels 
und des Transportwesens, die planmäßige Rückerlangung der 
übrigen nationalen Reichtümer - die 1971 in der Sch lacht 
um das Erdöl gipfelte - und die Inangriffnahme eines in so­
zialistischer Perspektive konzipierten umfassenden Industria­
lisierungsprogramms. 
Seinen wahrhaft entscheidenden Durchbruch freilich erlebte 
der sozialistische Aufbauprozeß 1972 mit dem Inkrafttreten 
der Agrarrevolution und der sozialistischen Führung der 
Betriebe. 
Die Erfahrung d<;s zurückliegende n Jahrzehnts zeigt deutlich, 
daß in unserer Revolution der nationaldemokratische Inhalt 
und der sozialistische Inhalt eine untrennbare Einheit bilden 
und daß der eine nur die kontinuierliche Vertiefung des ande­
ren ist. 
Heutzutage ist es unmöglich geworden. nationalen Aufbau 
und sozialistischen Aufbau voneinander zu trennen. Mehr 
denn je fall en diese heiden Konzepte zusammen. Es gibt nicht 
auf der einen Seite die Aufgaben des nationalen Allfbaus 
und auf der anderen Seite - im luftleeren Raum - die Option 
für den Sozialismus. 
Die gegenwärtig ablaufende historische Phase kann als eine 
Phase der slrategischen Konsolidierung des Sozialismus cha­
rakterisiert werden. dessen endgültigen Sieg sie vorbereiten 
soll. Diese Phase schon heute mit einem solchen Sieg gleich­
zusetzen, wäre eine übermäßige Idealisierung der Wirklich­
keit und würde einem unbewußten Abeftteurertum Vorschub 
leisten ; in ihr aber eine bloße demokratische Etappe zu sehen 
wäre wiederum eine Unterschätzung der Fortgeschrittenheit 
des Sozialismus in unserem Lande und ei n Zurückbleiben 
hinter der historischen Entwicklung. 

VIII. Die Grundprinzipien des Aufbaus des Sozialismus 

1. Abschaffung der Ausbeutung des Menschen durch den 
Menschen 

Dieses Prinzip wird durch die Vergesellschaftung der Produk­
tionsmittel verwirklicht. 
Das aber stellt das Problem des Privaleigentums und seiner 
sozialen Funktion. 
In Aigerien darf das Privateigentum keine Quelle gesell­
schaftlicher Macht sein. Es' darf nicht die Grundlage von Be­
ziehungen der Ausbeutung zwischen Privateigentümern· und 
Werktätigen sein . Es darf nur innerhalb der Grenzen wir­
ken. in denen es den Interessen der arbeitenden Massen in 
keiner Weise schadet und weder eine Bremse noch ein Hin­
dernis für d ie unerschütterliche Enlwicklung unserer Gesell­
schaft zum Sozialismus darstellt. Hauptsache ist, daß das 
Privatinteresse nicht die Oberhand über das kollektive Inter­
esse gewinnt, daß es sich in den Entwicklungsprozeß ein­
o rdnet und daß es dem einzelnen dient , ohne dabei die Grund­
lagen der neuen Gesellschaft zu beeinträchtigen. 
Es gibt zwei Arten \Ion Pri\lateigentum: das ausbeuterische 
und das nicht ausbeuterische. 
Das ausbeuterische Eigentum ist jenes. bei dem der Besitz 
eines Kapitals - Lan·dwinschafts-. Industrie-, Handcls- oder 
Dienstleistungsbetrieb - emlögJicht, die Arbeit anderer aus­
zunutzen und daraus einen Profit zu ziehen, der den Eigen­
tümer zuungunsten des Werktätigen bereichert. 
Nicht ausbeuterisches Privateigentum sind die Güter. über 
die der einzelne zum Zwecke seiner Arbeit. seiner Behau­
sung, seiner Kultur. seiner Gesundheit, seiner Freizeitgestal­
tung und generell seiner persön lichen und familiären Be­
nutzung verfügen kann. 



A. Der Sozialismus anerkennt das nicht ausbeuterische 
Pri"ateigentum und übernimmt es in die neue Gesellschafts­
ordnung. 
In Algerien hat der Begriff des nicht ausbeuterischen Eigen­
tums keinen forma len, sondern einen realistischen Inhalt. 
Neben de n Gütern zum Zwecke persönlicher oder fam iliärer 
Benutzung umfaßt es die kleinen Produk tions- und Dienst­
le istungsmim:l, die entweder individuell oder mit Hilfe einer 
begrenzten Arbeitskräftezahl genutzt werden können. 
Mit dem so definierten nicht ausbeuterischen Eigentum wird 
man selbst im entwickelsten Stadium der sozialistischen Ge­
se llschaft ein ganzes Spektrum gesellschaftlich nützlicher 
Tätigkeiten beibehalten können. zum Beispiel: 
• das Produktions- und Dienstleistungshand ..... erk: 
• den Einzelhande l; 
• den Kleinbesitz des Bauern oder des Viehzüchte rs; 
• den Betrieb des kleinen Fabri kanten oder dcs kleinen Bau-

unternehmers usw. 
Die Aufrechterhaltung dieser Tät igkeitsbereiche resultiert 
nicht aus einer konjunkturbcgriindeten Weg ..... ahl. sondern 
aus einer ideologischen Grundsatzentscheidu ng. 

B. D ie Existenz eines nationalen Pri vatsektors steht nicht 
im Wide rspruch zur gegenwärtigen historischen Etappe, in 
der der sozialistische Sekto r eine dominierende Stellung 
innehll t. 
Allerdings ist es angebracht, eine Untcrt.cheidung zu treffen 
zwischen dem Privat se ktor. der eine für die Volkswirtschaft 
nützliche Rolle spic lt. ohne den sozialist ischen Aufbau zu 
beeimrächtigen. und dem parasi tären oder kompradorischen 
Privat sektor. der eine Gefahr nicht nur .fü r den Sozia lismus 
sondern für jegliche unabhängige ökonomische Entwickung 
darstellt. 

a) Der parasitäre bzw. kompradorische Sektor muß vorbe­
halt los bekämpft und ausgeschaltet werden. 
Dicscr Sektor, dessen Stellenwert in der Produktion so gUJ 
wie null ist, bestimmt sich im wesentlichen durch seine Ver-. 
knüpfung mit den neokolonialistischen Firmen und kapita­
listischen Monopolen des Ausl:lnds. denen er als Zwischen­
hä ndler oder als Tarnschleicr dient. 

b) In der Industrie, im Bauwesen, im Fremden\'erkehr usw. 
exist icrt ei n privater Sck.or im Besitz algerischer Bürger. 
Die Betriebe dicses Sektors sind im Rahmen der Gesetz­
gebung garantiert. 
Im Bereich der Industrie ist d ie Rolle des nationalen Pri­
vatsektors auf die Tiitigkeitsbereiche des Klei numernehmer~ 
tums zu beschränken. die die Ictzte industrielle Verarbei­
tungsstufe umfassen. Diese Tätigkeitsbert'iche müssen der 
Produktion der Shlatsbetri l be nachgeordnet und in Richtung 
de r Fin:llproduktherstellung angesiedelt sein, vor allem im 
Bereich dcr Kleinproduktion von bestimmten Artikeln des 
täglichen Bedarfs. Die Matcrialbelieferung des Privatsektors 
- vor allem in bezug auf l mporten~eugnisse - muß durch na­
tionale Untcrnehmen gesich..:rt werden. Die Verpflichtung 
zum lmportwarcnbczug von nationalen Untcrnehmen wird 
zu einer ßegrem:ung. ja zu r Ausschaltung dcr Risiken einer 
Vernechtung mit kapi lali~tischcn Kreise n des Auslands füh­
rcn. 
Darüber hinaus wird das ß estcucnmgssystcm dcn Privat­
sekto r d3ran hindern. eine monopolistische Kapitalisierung 
herbci:-uführcn. und die Sozialgesctzgehung wird die Rechte 
der Werktiitigcn schiitzen lind ihre Mitwirkeng an der Füh­
rung der Betriebe gesta ltcn. 
Es ist offensichtlich. daß dil' Aufrechtcrhallung eines privaten 
Bc reichs in der Industrie. im Baugewerbe. im Tourismus 
usw. imme r ein mögliches Risiko des Wiederaufsticgs des 
Kapitalismus darstellen wird. 
Die Sicherheit der Wahl des sozialistischen Wegs schließt 
somit ei n. daß der Pri valsektor keine Möglichkei t scincr Um­
fornlUng ill s Plattform für die Machtcrgreifung bcsiw. Seine 

Tätigkeitsbereiche müssen mithin so angesiedelt und begrenzt 
werden, daß er nicht d ie ökonomische Macht erlangen und 
die Entscheidungszentren des Staates beeinflussen kann. 

2. Eine integrierte und harmonische Entwicklung auf der 
Grundlage einer in der Konzeplion wissenschaftlichen , in der 
Ausarbeitung demokratischen und in der Verwirklkhung 
verbinalichen Planung 

Der Sozialismus in Algerien - wie übrigens auch in der übri­
gen Driuen Weh - beschränkt sich nicht auf eine Anpassung 
der Produktionsverhältnisse an den Entwicklungsstand der 
Produktivkräfte, sondern beinhaltet eine gigantische Anstren­
gung. um die Produktivkräfte voll zu entwickeln. die die mate­
rielle Basis des Sozialismus schaffen. 
Der Sozialismus is t im Vergleich zur kapitalistischen Gesell­
schaft ein höheres Stadium: er kann sich nicht auf die Unter­
entwicklung aufpfropfen . 
Es kommt daher nicht nur darauf an, die von den ausländi­
schen Monopolen entfremdeten nationalen Reichtümer wie­
derzuerlangen, die bestehenden Produktionsmittel zu verge­
sellschaften. sondern auch - durch die Stimulierung aller 
Produktivkriifte des Landes - neue Produktionsmittel zu 
schaffen: durch die Nut.lbarmachung der natürlichen Res­
SOUf('en, durch eine kühne Industrialisierungspolitik, durch 
die Modernisierung der Landwirtschaft und eine intensive 
Ausbildung von Kadern . 

In Umselzung eben dieses fundamenta len Anliegens hat die 
revolutionäre Macht die Industrie-, Agrar- und Kulfurrevo­
lution ausgelöst, die alle drei auf die Verwirklichung des­
se lben Zieles gerichtet sind: die Sicherung einer um fassen­
dcn und harmonischen Entwicklu ng des Landes. Durch die 
Ausarbeitung und Verwirklichung der nationalen lind der 
speziellen regionalen Entwicklungspläne ist Algericn ent­
schlossen in die Ära des modernen Fortschrius und der echten 
Entwicklung eingetreten. 
Der Sozialismus verlangt nicht nur nach Entwicklung, er ist 
ihre Seele und ihr Motor. Durch die Einbettung der Ent­
will':lung in ihre tatsäch liche historische Pe rspektive, d. h. 
in den Rahmen einer allumfassenden Umgestaltung der Ge­
sellschaft , sichert ihr der Sozialismus die vorrangigen Erfolgs­
bedingungen. 
In diescm Zusammenhang bestätigt sich die Planung als ein 
Instrument der Leitu ng und Demokratisierung der Wirt­
schaft und als cin Mittel der gerechten Ve rteilung der Er­
gebnisse wie der Lasten der Entwicklung. 

3. Die Arbeit - nichl nur ein Recht, sondern auch eine Pflicht 
und eine Ehre 

Durch dic Bcsci tigung der objektiven Grundlar,cn der Aus­
beutung und durch die Befreiung der Produktivkräfte reha­
bilit ie rt der Sozialismus in höchstem Maße die Arbeit der 
Menschen. Er betrach tet die Arbeit als grundlegenden Faktor 
der Produktion lind Akkumulation und als Hauptquelle 
jedes sozialen Fortschritts und des wirtschaftlichen Reich­
tums. 
Die sozia li stischc Gesellschaft ist auf der Arbeit begründet. 
Parasitentum und Müßiggang werden von ihr radikal besei­
tigt. Faulheit. Schlamperei und Fatalismus verdammt. 
Der Sozialismus macht die Arbeit nicht nur zum Recht. son­
dern auch zur Pflicht und zur Ehrensache. 
Mit dem Begri ff der Arbeit is t der Begriff der Würde zu ver­
knüpfen. Dic Würde des Menschen rührt aus seiner Arbeit. 
sein Wiirdevcrlust dagegen aus dem Müßiggang. Ohne Arbeit 
wird dcr Bürger zu einer Last für die Gesellschaft. 
Die Verbannung der Arbeitslosigkeil für alle Zeiten ist eines 
der dringlichsten Ziele des Sozialismus in Algcrien. 
Ausgehend VOIll Grundsatz der Gleich heit der Geschlech­
tc r. ane rk ennt der Sozialismus den wesentlichen Platz der 

23 



Frau in :::Ier Familienzelle als MUlIer, Ehefrau und Bürgerin 
und ermut igt sie im Interesse der Gesellschaft zur Berufs­
tätigkeit. 
Der Grundsatz des Sozialismus ,,Jeder nach seinen Fähig­
keiten, jedem nach seinen Leistungen" muß zum zentralen 
Prinzip unserer gesellschaftl ichen Organisation werden . 
Die Arbeit muß nach Menge und Qualität des geleisteten 
We rkes vergütet werden. Dies ermöglicht die Enllohnung 
der aufgewendeten Mühe, die Anregung der Initia tive und 
die Förderung dcr Produktion . 
Der Sozialismus verwirft jede simplifizierende Gleichmache­
re i, d ie das persönliche Verdienst und die individuellen Ta­
lente auße r acht läßt und eine Prämierung der Mitte lmäßig­
keit ist. 

4. Vorrangige Bdriedigung der Gnmdbedürlnisse der Volks­
massen 

Während der Sozialismus Ungerechtigke it und Ausbeutung 
beseitigt, die Arbeit aufwertet, muß er zugleich die Befrie­
digung der Grundbedürfnisse der Volksmassen sichern. 
In einer ersten Phase hat er zur wesentlichen Aufgabe, jedem 
Bürger einen Lebensstandard zu sichern, wie er den Normen 
e ines angemessene n Lebens entspricht: Wohnung, Nahrung, 
Kleidung, Gesundheitsfü rsorge, Schulbi ldung der Kinder, 
Erfüllung kul tureller und Freizeitbcdürfnisse. 
Sind erst die G rundbedürfnisse der Massen befriedigt, so 
wird der ökonomische Fortschritt allen Algeriern erlauben. 
rascher eine höhere Lebensqualität zu erreichen. 
Darüber hinaus hält es das sozialistische Algerien für seine 
höchste Pflicht, die Existenz derjenigen zu sichern, die noch 
nicht oder nicht mehr arbeiten können oder niemals werden 
arbeiten können. Es ist verantwortlich für das Leben und 
d ie Existenzbedingungen jedes einzelnen Bürgers und muß 
e in fü r alle mal Schl uß machen mit den sozialen Geißeln , die 
die menschliche Existenz zur Demütigung zwingen, um leben 
zu können. 
Der Staat muß alle Voraussetzungen schaffen, damit jeder 
Algerier seine Grundbedürfnisse in Würde befriedigen kann. 
Diese sozialen Investitionen, die eine schwere Bürde fü r die 
Gesellschaft darstellen, siDdjedoch nichts geringeres als ein 
grundlegender Faktor der En twicklung. Sie begünstigen 
nicht nur die Entwicklung wichtiger Schichten der Bevöl­
kerung, die unter dem Kolonialregime in dem Zustand eines 
Untermenschen gehalten wurden, sondern sichern auch. in­
dem sie diese Schichten entschlossen in die Produktion ein­
gliedern. der Entwickl ung eine immer breitere Unterstützung. 

5. Befreiung des Individuums und seine Enh+'icklung zum 
verantwonungsbewußten Staatsbürger 

In den entwickelten Ländern kann der Sozialismus eine ge­
waltige It istorische Errungenschaft nutzen: die der bürger­
lichen Gesellschaft, ihrcs technischen Standards, ihres .,know­
how", ihrer demokratischen Traditionen. 
In den zurückgebliebenen Ländern muß der Sozialismus alles 
aus sich selbst heraus schaffen , auch die Gesellschaft in ihrer 
modemen Fonn. die sie in die Lage versetzt, aus der Nation 
eine Assoziation freier Bürger zu machen. 
Das bede utet. daß der Sozialismus in Algerien keinesfalls 
die nationaldemokratischen A ufgaben beseite schieben kann. 
Diese in der Volksdemokratischen Revolution enthal tenen 
Aufgaben dauern fort; sie müssen weiterhin ein Hauptan­
liegen des Sozialismus sein. 
Die Beseitigung der objektiven Strukturen der Ausbeutung 
und die Befriedigung der Grundbedürfnisse der Massen sind 
notwe ndige, aber nicht ausreichende Bedingung für eine so­
zialistische Entwick lung. Zum Aufbau des Sozialismus bedarf 
es des bewußten Engagements, der politischen Fähigkeit 
der Arbeiter, ihre geschichtliche Mission als Avantgarde 
der Nation zu erfüllen. 
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Der A rbeiter in einer sozialistischen Fabrik und der Bauer in 
einer in der Agrarrevolution entstandenen Kooperative sind 
im Prinzip freie Produzenten. Doch um es auc;h wirklich zu 
werden. müssen sie ein politisches Bewußtsein erwerben, 
das sich in übereinstimmung mit ihrer neuen gesellschaft­
lichen Lage befindet. Mit anderen Worten: um wahrhaft 
freie Produzenten zu sein, müssen die Arbeiter zugleich be­
wußte Staatsbürger sein. Ih r sozialistisches und ihr staats­
bürgerliches Bewußtsein müssen sich gleichzeitig entwickeln 
und gegenseitig stärken. 
Der Sozialismus muß angemessene Möglichkeiten schaffen. 
die es dem objekt iv befreiten - oder sich auf dem Wege dort­
hin befindlichen - Einzelnen gestatten, sich auf der Grundlage 
der fo lgenden beiden Prinzipien voll verantwort lich zu füh­
len: 

a) Vollständige Sicherheit der Respektierung der grundle­
genden Menschenrechte, vornehmlich: 

• G leichheit vor aem Gesetz; niemand steht über den Ge­
setzen; 

• G le iches Reeht für alle; 
• Sicherheit des Bürgers gegen alle übergriffe und unge­

störter Genuß der Früchte seiner Arbeit; 
• Entwicklung der Frau und ihre volle Teilnahme am pol i­

tischen, wirtschaftl ichen, gesellschaftliche n und kulturellen 
Leben der Nation; 

• Freiheit des Gewissens ; 
• Freihe it des Denkens ; 
• Freiheit der Meinung und der Meinungsäußcrung, soweit 

sie nicht gebraucht wird, um der Revolution Schaden zu­
zufügen. 

Dies schließt die Ausrottung des Feudalgeistes, des Stam­
mes- und Sippendenkens und des Regionalismus, die Ab­
lehnung von Vettern- und Günstlingswirtschaft und der Kor­
ruption ebenso ein wie die Entwicklung von Bürgersinn, 
Kritikfahigkeit und demokratischem Bewußtscin. 

b) Systematischer Ausschluß jeglichen Sektierertums, Dog­
matismus, Autoritarismus und Bürokratismus, die geeignet 
sein könnten, die Entwicklung der Fähigkeiten der Kopf­
und Handarbeiter sowie ihrer Kreativität zu verzögern. 

Das ist von solcher Bedeutung. daß sich die Verwaltung der 
staatlichen Unternehmen nachdrücklich dafür verbürgt und 
auch a lle übrigen Institut ionen der sozialis tischen Demokratie 
dafür Sorge tragen. 
Macht man den Arbeiter mitverantwortlich für die Leitung 
der Produktion, so schafft man zugleich die besten Bedin­
gungen für seine Entwicklung als Mensch und als Staats­
bürger. 
Um dieser Aufgabe wi rkl ich gerecht zu ..... erden, müssen die 
Partei, die Gcwerkschaftsorganis3tion und alle anderen Mas­
senorgan isationen ständig alle ihre Kräfte anspannen , um das 
sozialistische Bewußtsein der Arbeiter zu stärken, um bei 
ihnen den Geist der kollektiven Disziplin und der sozialisti­
schen Moral zu entwickeln . So wi rd nach und nach der Wi­
derspruch zwischen . dem Bewußtseinsniveau der Arbeiter 
und den neuen Anforderungen der sozialistischen Produk­
tion, der immer noch besteht, beseitigt werden. 

Die aJgerische Revolution ist e ntstanden auf der Basis der 
schöpferischen Initiative der Volksmassen. Der Aufbau des 
Sozialismus muß auf seinem Wege eine solche Erfahrung 
nutzen und sie zur vollen Entfaltung bringen. 
Zuguterletzt wird sich der Sozial ismus in Algerien als ein 
System darstellen, wo der Mensch weder ein.absuaktes, ent­
rücktes Ideal ist noch ein abhängiges und willenloses Werk­
zeug. sondern freier, bewußter und freiwillige r Baumeister 
der neuen Gesellschaft. ( ... ) 

(Quelle: Front de Liberation Nationale, Charte Nationale. 
Titre Premier, Aigier 1976. S. 21-35) 



Südafrika 
Der Aufschwung des Widerstandes der afrikanischen Bellölkerung Südafrikas gegen das rassistische Umerdrückungssystem hat 
sich seil Ende der 60er Jahre auch in einer Verbreiterung und Vertiefung dieser Bewegung geäußert. Zu den seither gebildeten 
legalen Organisationen gehören auch die Gruppen der " Block Consciousness" (Schwarzes Selbstbewußtsein)-Bewegung, wie 
die Black People's Convention (Schwane Volksversammlung), die Südafrikanische S/udentenorganismion (SASOj oder deren 
Gegenstück. Imier den afrikanischen Oberschülern: Südajrikanische Studentenbewegung (SASM). " Block Consciollsness" wird 
vom Afrikanischen Nationalkongreß (ANC) als Beitrag zur Erhöhung des Selbstbewußtseins der umerdn'ickten Afrikaner, als 
Bestandteil der Herausb ildung schließlich von revolutionärem BewußlSein geschätzt; ANC-Mitglieder arbeiten in den betreffenden 
Organisationen mit. Andererseits sind unter diesen Bewegungen Tendenzen sehr stark, die einen engstirnigen schwarzen Nationa­
lismus vertreten, der jede Zusammenarbeit auch mit revolutionären Kräften anderer Rassengruppen ablehnt und rassische Diffe­
renzen anstelle von Klassenkonflikten als Charakteristikum der Lage im südlichen Afrika ansieht. Dies vor allem vera"nlaßt manche 
Beobachter zu der Behauptung, "die afri~anische Jugend" zumal in den Ghettos Südafrikas lehne die " a ften" Organisationen 
und ihre Führer ab (z. B. Der Spiegel, Nr. 4/ //976; Frankfllrter Rundschau, 24. 9. ·1976; tSSA , SÜdafrika _ Schwarzes Selbst­
bewußlSein durch Widerstand, Bonn /976). Alfein der vom ANC am 24. AugItSI /976 im Rand-Gebiet um Johannesburg aus­
gerufene lind von "80 % der afrikanischen Arbeiter befolgte Streik widerlegt derartige Thesen, die auf ein Ausspielen von Teilen 
einer GesamtbewegrIng hinOltSlaufen. 
Mit Tsietsi Mashin ini, dem Vorsitzenden des Schiilerrates von Soweto und MitorganisOlor der Massenaktionen seit Juni 1976, 
nimmt ein führender Vertreter der jugendlichen Afrikaner ZU dieser Problematik Stellllng. Mashininj mllßte sich im Oktober 1976 
der Verfolgung durch die südafrikanische Polizei mit der Flucht nach Eng/and entziehen, wo er der Zeitschrift Jelme Afrique das 
folgende In terview gab. 

Tsietsi Mashiini Wir kämpfen die Macht 

SüdClfrikanismel Sdlü/erlührer T. M(I.fhinlnJ 

FRAGE: Aus welchen Gründen haben Sie Süd­
afrika verlassen? 
T. MASH1NINI: Die Polizei suchte mich. Sie bot jedem, der 
Infonnationen über mich geben konnte, eine Belohnung von 
500 Rand. 500 Rand entsprechen dem Monatslohn eines Ar­
beiters. Mehrere Personen wurden festgenommen, weil sie 
sich weigerten der Polizei zu helfen. Unter ihnen befanden 
sich Mitglieder des Schülerrates von Soweto (SSRC). Die 

Polizei verfolgte unsere Spur so genau, daß wir oft erfahren 
konnten, daß sie schon herausgefunden hatten, in welchem 
Haus wir übernachtet hatten. Die Wahl war daher einfach: 
entweder früher oder später festgenommen werden oder weg­
gehen. Außerdem konnte meine Aktivität nicht heimlich 
stattfinden. leh mußte die Studenten, die Massen ansprechen 
und der von der Polizei auf mich ausgeübte Druck unterband 
jegliche Arbeit. Ich bin daher mit zwei anderen Mitgliedern 
des SSRC abgereist. 

Afrikaans - nur ein Vorwand? 

FRAGE: Wie kam es, daß der Kampf gegen den 
obligatorischen Unterricht von Afrikaans zu der Auseinan­
dersetzung des 16. Juni und zur totalen Ablehnung der 
Apartheid führte? 
T. MASHININI: Am Anfang des Jahres fühlten sich die 
ältesten Schüler - die der Oberschule angehören - von dem 
Problem des Afrikaans nicht betroffen, das in den Mittel­
schulen obligatorisch geworden war. Es wurde in den Ver­
sammlungen des " Bantu-Stadtrates" und der E\lemvereini­
gungen besprochen , bis einige Schulen einen Streik beschlos­
sen. Eine von den Schulen stellte den Unterricht sechs Wo­
chen lang ein, und andere fo lgten bald. 
Daraufhin schien uns e ine breite Aktion Erfolgschancen zu 
haben. Wir fingen an, ich und einige Kameraden, die Schüler 
meiner Oberschule zu mobilisieren. Am 9. Juni vereinbarten 
die Vertreter verschiedener Schulen die Organisation einer 
Demonstration, die eine Woche später stattfinden sollte. Der 
größere Teil der Oberschulen und einige Mittelschulen soll­
ten daran teilnehmen. Am 16. Juni bildeten wir einen De­
monstrationszug in Soweto. Was dann geschah, ist Ihnen be­
kannt. 

FRAGE: Die südalrikanische Regierung hat behauptet, 
das Afrikaans sei nur ein Vorwand. 
T . MASHININI : Die Frage des Afrikaans war das Hauptge­
sprächsthema auf dem all täglichen Arbeitsweg. Die Eltern 
konnten zusehen, wie ihre Kinder sich in dieser Sprache zu 
lernen vel"Weigerten. Das ist, was wir getan haben. 
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FRAGE: Haben Sie damit ge rechnet, daß die Polizei das 
Feuer eröffnen würde? 
T. MASHININI : Wir hatten mit einer brutalen Haltung der 
Polizei gerechnet ; wir wußten, daß sie uns wahrscheinlich 
nicht durchkommen lassen und uns auffordern würde, uns 
aufzulrisen. Wir haben aber nicht gedacht, daß sie schießen 
würde . Wi.r haben friedlich demonstrie rt; wir haben nichts 
zerstört und niemanden angegriffen. Wir hallen vereinbart, 
uns in kleine Gruppen von d rei oder vier zu teilen und uns 
aufzulösen, wenn die Polizei Zeichen von Nervosität zeigen 
würde . Wir wollten, daß die Regierung unsere Meinung zu 
dem Problem des Afrikaans erfährt, das war alles. Aber sie 
haben geschossen. Warum? Weil sie uns nicht als Menschen 
betrachten und zeigen wollten, daß sie zu allem bereit waren, 
um ihre Interessen als Weiße zu verteidigen . Es kommt hinzu, 
daß diese überbewaffneten Polizisten ihre Zeit mit übungen 
ve rbringen und auf die Gelegenhe it lauem, sich des von den 
westlichen Ländern wie Frankreich und Großbritannien ge­
lieferten Materials zu Bt:dienen. Es war eine he rrliche Gelegen­
he it , ihre Macht zu demonstrieren . 

"Weniger Alkohol - mehr Bildung!" 

FRAGE: Diese Demo nstration ist ausgeartet. 
T . MASHfNINI : Nach den erst~n Schüssen haben wir die 
Kontrolle über die Schüler verloren. Jedoch haben sich uns 
keine "Tsotsis'" angeschlossen, wie es die Regierung be­
hauptet ; die Gesamthe it der schwarzen Gemeinschaft war es, 
die ihren Kindern zu Hilfe kam. Es war ein Ausbrueh der 
Empörung. Jedes Haus wurde zerstört , das als Symbol der 
we ißen Unterdrückung erschien : die Bibliotheken, wo die 
Bücher stehen, die wi r nach dem Willen des Systems lesen 
sollen; d ie Bierhallen, Staatseigentum, die in Soweto zahl­
reicher sind als die Schulen. Auf den Wänden haben die De­
monstranten geschrieben: "Weniger Alko ho l, mehr Bildung." 

FRAGE: Wie sehen die Beziehungen zwischen Arbeitern 
und Studenten aus? Es 'NUrde gesagt, daß die Erwachsenen 
zögerten , sich den Schüle rn anzuschließen. 
T. MASH INlNl : Unsere Beziehungen zu den Arbeitern sind 
sehr gut. Die letzte n Streiks haben bewiesen, daß sie den von 
den Schülern ausgegebenen Losungen folgen. Die Gemein­
schaft der Erwachsenen war nicht mehr in der Lage zu han­
deln, weil sie ihrer inhaftierten Führer beraubt und gespalten 
war. Indem sie eine Einheit bildeten, haben die Schüler ein 
ve reinhe itlichendes Element zwischen ihren durch Herkunft 
und Lage unterschiedlichen Familien geschaffen. Heute be­
steht eine einheitliche Front de r Studenten und Arbeiter 
gegen dieses System. 

FRAGE: A ls am 5. August die Studenten von SOweto 
beschlossen, auf Johannesburg zu marschieren. wurde 
gesagt, Ultralinke hälle n im SSRC die Oberhand ge~"Onnen . 

T . MASHINlNl : Hier die Fakten : Zum ersten Mal war es 
den Schülern gelungen, die Arbeiter davon abzubringen, mit 
den Eisenbahnlinien und Bussen nach Johannesburg zu fah · 
ren. In mehreren Tei len von Soweto hatten wir Züge gebil. 
det, um den Erfolg unse res Kampfes zu feie rn . 
Die Schüler eines Vororts von Johannesburg beschlossen, 
sich dorthin zu begeben. Der SSRC hat dazu nicht aufgerufen, 
Wir sind aber mitgegangen. Das war eine von den Schülern 
selbst getroffene Entscheidung, der sich ihr Exekutivorgan 
anschloß. 
Dieses Marsch durch Johannesburg war als dritte Phase unse­
res Kampfes vorgesehen. Nach den Ereignissen des 16. Juni. 
die wir als erste Phase betrachten, hatten wir beschlossen, 
daß die Aktion des Fembleibens von der Arbeit die zweite 
Phase sei, um damit die Freilassung der politischen Gefan­
genen zu erzwingen. Sollte die Regierung nicht nachgeben, 
so hatten wir vor, in Johannesburg selbst zu demonstrieren, 
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Wir wollten uns aber nicht in einem Demonstrationszug den­
hin begeben, denn wi r 'NUßten , daß das unmöglich wäre. Es 
kam also darauf an, einzeln mit dem Zug hinzufahren, uns 
unter die Arbeite r zu mischen und einen Zug im Zentrum der 
Stadt zu bilden. Dies geschah Mille September. 

Die Irreführung von Wanderarbeitern 

FRAGE: Sie sprechen von Phasen. Heißt das, daß der 
SSRC genaue Vo rstellungen über den Ablauf des Kampfes 
hatte und daß er ihn vorbereite t hatte? 
T. MASHININI : Nach dem 16. Juni wurden viele Menschen 
eingesperrt. Um ihre Freilassung zu erzwingen, haben wir 
eine allmähliche Offe nsive vorgesehen . Die Erhebung des 
16. Juni aber war absolut spontan, und wurde durch die 
Schüsse de r Po lizei provoziert. Wir mußten also den Kampf 
o rganisieren. Am Anfang war es schwierig, denn mehrere 
Schulen hatten ih re SSRC-Ve rtreter noch nicht gewählt ; 
außerdem war es nicht einfach, die Schüle r zu versammeln, 
um Aktionen zu beschließen , da sie zu Hause blieben . Und 
d ie Führung der Bewegung wa r in der Gemeinschaft noch 
nicht stark verankert. 

FRAGE: Welchen Unte rschied machen Sie zwischen einem 
Streik und eine r Kampagne zum Fernbleiben vom Arbeits­
p latz? 
T. MASHININI : Ein Streik betrifft ein oder mehrere Werke: 
die Arbeite r sind da und weige rn sich, die Arbeit aufzu­
nehmen . Eine solche Aktion birgt die Gefahr in sich, daß die 
Polizei das Werk umzingelt und auf die Stre ikenden schießt. 
Daher war es erfo rderlich, daß die Leute zu Hause in Soweto 
oder Alexandra blieben. Außerdem betrifft eine solche 
Aktion eine ganze Region. Sie ze igt deutlich, daß sich das 
Problem nicht auf Forderungen nach höheren Löhnen oder 
Künung der Arbeitszeit reduziert , sondern daß es darum 
geht, daß die den Schwarzen von de r weißen Regierung aufge­
zwunge nen Verhältnisse total abgelehnt werden. 

FRAGE: Wie erklären Sie es, daß Zulu-Arbeiter Schüler 
angegriffen haben? 
T. MASHININI: Die Wanderarbeiter, die als Junggesellen 
in den " Hote ls" 2Ieben, fühlten sich von den Problemen der 
Schüler weniger betroffen als die Einwohner von Soweto. Sie 
wurden von der Polizei mißbraucht. Sehr schnell aber haben 
wi r beschlossen, in die "Hote ls" zu gehen, mit ihnen zu disku­
tieren und ihnen zu e rklären. daß die Polizei versuchte, sie 
gegen die schwarze Gemeinschaft zu benutzen. Leide r ist es 
uns nicht ge lungen in die "Hotels" zu kommen. Polizisten und 
afrikanische Agenten sprachen diese Arbeiter an und erzähl­
ten ihnen irgendetwas, um sie gegen uns aufzubringen. Spä­
ter ist es den Einwo hnern von Soweto gelungen, mit ihnen zu 
sprechen und ihnen zu zeigen, wie sie dazu verleitet wurden 
gegen ihre eigenen Brüder zu handeln. Und alle " Hotels", bis 
auf eines, wurden überzeugt, sich den Schülern anzuschließen . 

Buthelezi als Doppelspieler erkanni 

FRAGE: Was halten Sie von der Aktion des .,Premiermini­
ste rs" von KwaZulu 3 , Gatsha Buthclezi? 
T. MASHIN INI : Die Leute denken, daß das bei der HaltWlg 
der Zuluarbeiter eine Rolle gespielt hat . Er setzt auf den 
Regionalismus. So, als wäre J ames Callaghan (bri tischer 
Premierminister) Scho tte: Die aus SCho ttland stammenden 
Einwohner Londons würden eher ihm zuneigen . Das Volk 
e rkennt keinen Führer an, de r dieses System akzeptie rt. Wer 
e ine Plattform zu benutzen vorgibt, die ihm vom Regime be­
sorgt wurde, um gegen eben dieses Regime zu kämpfen, läuft 
Gefahr, ve rjagt zu werden. Aufgrund des Druckes der Be­
freiungsbewegungen hat Gatsha Buthelezi seit 19~ .s einige 



ih rer Losungen übernommen, um zu beweisen, daß er keine 
Marionene ist. Das Volk aber weiß, daß er eine ist. 

FRAG E: Er scheint sich jedoch auf eine ziemlich breite Basis 
verlassen zu können. 
T. MASH INlNl : Ja, unter den Zulus und im allgemeinen 
unter den Analphabeten. Arbeiter und Schüler sind ihm 
gegenüber. jedoch sehr mißtrauisch; viele sind sich seines 
Doppelspiels bewußt . 

FRAGE: Können Sie die Rolle der verbotenen Befreiungs­
bewegungen in dem gegenwärtigen Kampf präzisieren? 

T. MASHINlNJ: Keinem Mitglied des ANC ist es möglich, 
die Ideo logie seiner Bewegung öffentlicb zu propagieren, 
auch wenn er nicht im Gefangnis oder im Exil ist. Welche 
illegale Arbeit sie leisten können, ist mir unbekannt. ANC­
Kämpfer sind in den " Blaek Consciousness"-Bewegungt!n 
aktiv, d ie nicht der politischen Linie des ANC folgen wie die 
BPC, die SASO, das SASM. Diese Organisationen - zahl­
reiche ihrer· Mitglieder wurden in den letzten Wochen festge­
nommen -, die nicht überleben könnten, wären sie nicht 
st reng pazifistisch, konnten sich in keiner Weise an der Orga­
nisation des gegenwärtigen Kampfes beteiligen. Daher ent­
stand der Kampf aus der Initiative der Schüler, dCf' Arbeiter 
und dann der Studenten. 

Hohe Aktivität des ANC und der Arbeiter 

Jedoch hat die Aktivität des ANC, seit den 60er Jahren, ein 
günstiges Klima geschaffen, das die Ereignisse dieses Som­
mers ermöglichte. Sonst würden wir noch in dcn Anfängen 
des politischen Kampfes stecken. Es ist fal sch zu behaup­
ten, daß wir die A uto rität der traditionellen Führer des 
Kampfes des schwarzen Volkes von Südafri ka ablehnen. Wir 
e rkennen immer Nelson Mandela und die anderen als her­
vorragende Persönlichkeiten des Kampfes der Schwarzen an. 

FRAGE: Glauben Sie, daß Ihre Bewegung in ihrer gegen­
wärtigen Fonn etwas erreichen kann? 
T . MASHINlNI : J a, W'.!gen der vielen Menschen, die bereit 
sind, sich an den Protestaktionen zu beteiligen. Es ist nicht 
ausgeschlossen, daß überdies eine Art Stadtgueri lla auft ritt. 

FRAGE: Welche Ziele haben Sie? Sind sie bereit zu ver­
hande ln? ' 
T. MASHININl : Ja, wir sind bereit zu verhandeln, Und zwar 
auf der G rundlage: erstens. der Gleichberechtigung; z~eiten s, 
einer Regierung der Mehrheit. Finden Sie es denn nicht merk­
wiJrdig, daß 20 Millionen Schwan.e kämpfen müssen , um 
gegemiber 4 Millio nen Weißen eine Mehrheitsregierung zu 
erhalten? Der Kampf um die Macht hat wirklich begonnen. 
Die Weißen werden die Behandlung kosten, die wir .seit Jahr­
hunde rten von ihnen erfahren. Sie müssen endlich wissen, was 
es heißt, unterdrückt zu werden. wie wir es wurden. In wel­
chen Formen dies geschehen wird? Es ist sehr schwierig, dies 
zu sagen und unklug über die möglichen Entwicklungen des 
Kampfes zu spekulieren. Jedoch, ich bin sicher, daß der 
Kampf weitergehen wird. 

FRAGE: Was bedeutet der Aufruf fü r den 15, Oktober-? 
T. MASHININI: Es sind die Schüler, die aufgerufen haben. 
Das bedeutet, daß die Regierung auf das Schlimmste gefaßt 
sein muß, wenn sie uns bis zum 15. Oktober die Gleichbe­
rechtigung nicht einräumt. Was gesche hen wird. kann ich 
nicht sagen, Ich habe nun Südafrika vor über einem Monat 
verlassen, und ich weiß nicht genau, was vo rbereitet wird. 
Sagen wir, daß ich es mir vorstellen kann , 

Ein Generalstreik ist denk"r 

FRAGE: Erscheint Ihnen, abgesehen vom 15. Oktober, ein 
Generalstreik der schwarzen Arbeiter im ganzen Land heute 
möglich? 
T. MASHININl : Ohne weiteres, 

FRA.GE: Rechnen Sie mit der Unterstützung Afrikas in Ihrem 
Kampf? 
T , MASHINlNl : Etne gewIsse Zahl von Lanclern unterstutzt 
uns aktiv. Bezüglich derjenigen, die Vorsters Po lit ik der "Ent­
spannung" akzeptiert haben, glauben wir, daß ~ie in die Irre 
geführt worden sind und in ihrem eigenen Interesse und nicht 
in dem der schwarzen Menschen Südafrikas handeln. Es stellt 
sich die Frage , ob sie den richtigen Weg wiederfinden wer­
den. 

(Quelle: Jeune Afrique, Paris, NT. 824/22. 10. 1976) 

Anmerkungen der Redaktion: 

t) Bezeichnung für Gruppen arbei tsloser afrikanischer Jugendlicher, 
die in Soweto und anderen Gettos Banden gebildet haben. 'l Kasernenartige Wohnheime in d;en Gettos. 

3 Name des sogenannten ,,Heimatlandes" des Zulustammes. Buthe­
Iezi halte jüngst die Verleihung der .. Unabhängigkeit" durch 
Südafrika abgelehnt. 

4) Hier ist der Marsch der Schüler von Soweto auf Johannesburg, 
verbunden mit dem Vordringen in die weißen Sladtvienel, vom 
15. Oktober 1976 gemeint. 
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Äthiopien . 

Ceorg Polikeil. (Jer tllllöPlich des 2. Jahrestages der Rel·ofwion in Athiopiell ""eilte. ;;.og im f!rs/t!n Teil seiner Analyse eine Bilanz. 
der eingeleiteten Reformen Imd Imtersllchte das Programm der NatiOllllfdemokrmucllt!ll Rel'OllIlion vom A pril /976 (im \Von­
faUl ;n A lB, Nr. 1/-/ 2/1976). Im zweiten und abschließenden 1~jl seines Beitrages se/zt er sich mit w!rschiedenon igen opposi­
/;ollel/en Kräften, mit dml Nationalitäten- lind speziell dem Eritreaproblem sowie mit witlerspriichlichen Momenten der Politik 
der äthiopischen Militärbewegllng olLreintmder. Mit einem beigefiiglt:n Imerl,jew der britischm Zeitschrift Atrien mü dem Vorsit­
zenden des Mi/itä"ates (DERG), Teler; ßenti, soll die Position des DERG gegtlliiber eil/er möglichen friedlichen Lösung des 
EritreakonfliklS IImi s~i"e Sicht tier Nariol!alitölenprobleme ergönund l'Orgestellt werden. 

Georg Polikeit 

Entscheidung den 
zu Weg Äthiopiens ( 2. Teil) 

Natürlich erleichtern die ideelle Rückständigkeit großer 
Bevölkerungsteile und das Fehlen nennenswerter revo­
lutionärer Erfahrungen den Resten der gestürzten Feu­
dalgesellschaft und anderen reaktionären oder antisozialisti­
schen Elementen. Teile der Bevölkerung durch Gerüchte und 
Panikmache irrezufü hren, unter ideologischem Einfluß zu be­
halten oder sie zur leichten Beute verschiedenartigster dema­
gogischer Parolen zu machen. Dies erklärt beispielswt.ise auch 
den Umstand. daß die Realisierung der Agrarreform in man­
chen Landesteilen auf große Anfangsschwierigkeiten und so­
gar Widerstände stieß. daß es Erscheinungen der Sabotage 
wie das A bschlachten von Vieh, die Zerstörung oder Nicht­
bebauung von Feldern. das Nichteinbringen der Ern te u. ä. 
gab, und daß ef auch heute noch einige Gegenden gibt, wo 
die Agrarreform eher auf dem Papier Sieh!. 

"Modemisten" und " linke" Opponenlen 

Es kommt hinzu, daß sich zugleich mit der konterre\'olutionä­
ren Aktivi tät der feuda len Reaktion und ihrer Handlanger 
aueh die Gegnerschaft jener Kräfte gerade jetzt verstärkt. dic 
zwar teilweise eine " Modernisierung'" des alten monarchisti­
schen Systems oder sogar seine Abschaffung und gewisse un­
aufschiebbare Reformen anstrebten, die aber einen kapitali­
stischen Weg der Entwicklung Äthiopiens und die Schaffung 
eines bü rgerlichen Staatswesens nach "westl ichem Vorbild" 
im Auge haben, jedenfallS Gegner der verkündeten sozia[isti­
schen Orientierung sind. 

Es liegt in der Natur der gegebenen Situation, daß die ver­
schiedenartigsten Gegner de r revolutionären Entwicklung in 
Äthiopien , wie auch in anderen Ländern, heute vielfach in der 
Maske "linker Anhänger ~er Revolution auft reten, wobei sie 
sich mit teilweise vorhandenen authentischen Einflüssen 
ultralinker Ideologien vermengen. So gab die Mili tärregie­
rung beispielsweise im September d. J. die Verhaftung von 
ca . 100 Anhängern ei ner jllegal gebildeten "Äthiopischen 
Revolutionären Volkspartei" bekannt, die sich selbst als 
"marxistisch-leninistisch" bezeichnete, in Wirklichkeit aber 
von im Ausland Studierenden Angehörigen der ehemaligen 
feudalen Großgrundbesitzer und Aristokraten angeführt wor­
den sei. Diese Gruppierung habe unter Berufung auf ultra­
linke Parolen anarchistische Aktionen angezettelt, Anschläge 
auf Stromleitungen und Kraftwerke verübt, Bauern zum mas-
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senweisen Verkauf ihres Viehs angestiftet. gegen das neue 
" Arbeitsgesetz'" und die darin vorgesehene Bildung von Ge­
werkschaftsorganisationen agit iert, weil darin u. a. die .,Aus­
weitung der Produktion" zum Ziel der Wirtschaftsläligkeil 
e rklärt wurde und von einem pa rtnerschaft lichen Verhäl tnis 
zwischen Belegschaft en und Unterrtehmensleitungen auf der 
G rundlage der gesetzlichen Bestimmungen und der abge­
schlossenen kollekt iven Vereinbarungen die Rede war. 

Versorgungsslörungen und Sabotageakle 

Eines der aktuellsten Probleme, mit dem die revolut ionären 
Kräfte Ät hiopiens gegenwärtig und zum Teil schon seit eini­
ger Zeit konfrontiert sind, is t das Auftreten von Versorgungs­
schwie rigkeiten und besonders die zeitweilige Verknappung 
elementarer Grundlebensmillel wic Mehl, Zucker, Hirse, 01, 
Salz oder Pfeffe r. Die Behörden nennen Hir deren Auft reten 
mehrere Gründe: den erhöhten Eigenverbrauch der Bauern, 
die jetzt von den fe udalen Abgaben ihrer Agrarprodukte an 
die Gutsbesitzer befreit sind, den erhöhten Ankauf von le­
bensmittel n durch den Staat zu r Versorgung der Dü rre- und 
Hungergebicte und zu r Anlage von gewissen Reserven. fer­
ner unvermeidliche zeitwei lige Be[icferungsschwierigkeiten, 
die sich aus dem revolutionären Umwandlungsprozcß insge­
samt und aus der dadurch zeitweise verursachten Störung 
oder Unterbrechung traditionelle r Handels- und Lieferbezie­
hungen ergeben. Hinzu kommt jedoch auch die Auswirkung 
reaktionärer Sabotageakte. wie z. B. Brandstiftu ngen gegen 
Waren lager und ähnliche Terroranschläge, und das Wirken 
von Hamste rern und Spekulanten, die die entstandene Situa­
tion durch Warenauflcä ufe und -zurückhaltung zur persön­
lichen Bereicherung auszunutzen versuchen. 
Die Folge dieser Versorgungsstörungen ist ein weiteres Stei­
gen der Lebensmillelpreise auf den Märkten und in den pri­
vaten Geschäft en. Dem soll nun durch den weiteren Ausbau 
des Genossenschaft swesens, das vom Ankaur in den Landge­
bieten bis zum Verkauf in den Städten ineinander verzahnt 
ist, entgegengewirkt werden. In den Städten werden spezielle 
Genossenschaftsläden eingerichtet, die ihre Waren nur an 
festeingcsehriebene Mitglieder in registrierten Mengen, je­
doch zu stabilen, niedrigen Festpreisen abgeben. Ob dicses 
System allerdings in der Lage sein wird, die anstehenden 
Probleme wirklich in den Griff zu bekommen, läßt sich gegen­
wärtig kaum mit Sicherheit absehen. 



Bremsversuche rechter Militärkreise 

Es ist verständlich. daß die in allen diesen Erscheinungen sich 
abzeichnende Verschärfung des inneren Klassenkampfes 
auch innerhalb des Militärrats selbst ihre Auswirkungen hane. 
Dies ergibt sich vor a llem aus de r Tatsache. daß sich der Be­
wegung des Militärs anfangs sehr unterschiedliche Kräfte mit 
unterschiedlichen politiSChen Motiven anschlossen. 

Eine wesenlliche Besonderheit der antifeudalcn Revolution in 
Äthiopien besteht nämlich darin, daß sie durch relativ spon­
tane und unkoordinierte Protestbewegungen ~'erschiedcner 

Bevölkerungsgruppcn im Februar 1974 ausgelöst wurde. 
o hne daß eine organisierte und zielk lare poli tische Führungs­
kraft in Gestalt einer revolutionären politischen Partei oder 
einer anderen Form der Vereinigung der revolutionären 
Kräfte existiert häne . Im Frühjahr und Sommer 1974 machte 
sich das Fehlen einer solchen einheitlichen Führung im Kampf 
gegen die Manöver und Versch leppungsversuche der reak­
tion3ren Kräfte immer deutlicher bemerkba r. Erst in dieser 
Siluation entstand in den antife udal eingestellten Militärkrei­
sen die Idee, sich als einzige im nationalen Maßstab beste­
hende Organisation an die Spitze der revolutionären Bewe­
gung zu ste llen, um die Durchführung der für notwendig ge­
haltenen antifeudalen Reformen sichcrzustelten. Bei einigen 
de r beteiligten Offiziere, die in ihrer Mehrt.ahl unter dem 
kaiserlichen Regime auch eine militärische Ausbildung in den 
USA absolviert haben, dürfte jedoch auch die Idee Pate ge­
standen haben, sich an die Spitze zu setzen, um eine zu weit­
gehende Veränderung der Verhältnisse zu unterbinden. Dies 
hatte spätere innere Spannungen. Konspirationsversuche und 
Konflikte zur Folge, in deren Verlauf einige rechtsgerichtcte 
Offtzierskreisc sich .'!elZen die Mehrheit dcr revolutionären 

Mauendemans/ra/ion in Ac:lc:l1f .o'lMOO zur Vnle,I/uaunll atrauuapil'dltn 
Revolulion ,1.1 delen 2. )ohttlloll 

Kräfte stellten und aus den Reihen des Militärrats ausschie­
den oder ausgeschlossen wurden . 

Das Bündnisspektrum des MiU.änates ... 

Auch heute ist der Militärrat seinem Wesen nach ein Bündnis 
antifeudaler und antiimperialistischer, revolutionärer Kräfte. 
die sich auf das Programm der Nationaldemokratischen 
Revolutio n mit sozialistischer Orientierung geeinigt haben. 
o hne damit in allen politischen und ideologischen Fragen völ­
lig übereinzustimmen. Ihrer sozialen Natur nach handelt es 
sich dabei in der überwiegenden Mehrzahl um Venreter einer 
den verschiedenen kleinbürgerl ichen Volksschichten des Lan­
des entstammenden revolutionärdenlokratischen Intelligenz. 
deren Besonderheit darin besteht, daß sie ihre Ausbildung fm 
Militär e rh ielten. Obwohl Vergleiche stets hinken, läßt sich 
eine Parallele zu ähnlichen ErscheinunlZeh in Militärkreisen 
anderer Entwicklungsländer oder auch - mit den erforder­
lichen Einschränk ungen - zur "Bewegung der Streit kräfte" 
(MFA) in Portugal ziehen. 

In den Gesamtzusammenhang der hier angedeuteten innen­
politischen Probleme muß auch die Frage ler weiteren Ent­
wicklung eines Systems politiSCher Massenofl, l.n:Sationen 
und Parteien und ihrer Beziehungen zum Militärr3t einge­
ordnet werden. die ge legentlich in Berichten über die Ent­
wicklung in Äthiopien hervorgehoben wird. Es besteht kein 
Zweife l. daß die Entwicklung eines solchen Systems poli ti ­
scher Organisationen der revolutionären Volkskräfte unerläß­
lieh ist, um eine solide Basis und Verankerung des weileren 
revolutionären Weges in den Massen 'des Volkes &gegen alle 
reaktionären Angriffe und sonstigen hemmenden Einflüsse 
und Schwankungen zu gewährleisten. Dies ist, wic eingangs 
erwähnt, auch im Programm der Nationaldemokratischcn Re­
volution des Mililärrates vorgesehen, der e meut seinc Ab­
sicht bekundet, .. den breiten Massen die Staatsmacht zu über­
geben" . 

In Publikationen ist demgegenüber verschiedentlich die For­
derung nach sofortige r völliger Freiheit für die Bildung aller 
heute oder in Zukunft sich formierenden politischen Parteien 
und Organisationen in Äthiopien zu finden. Im Herbst ~'er­
gangenen Jahres kam es wegen ähnlicher Forderungen nach 
sofortige n "vollen demokratischen Freiheiten" und nach un­
verzüglicher Bildung einer "Zivilregierung" zu einer innen­
politischen Zuspitzung, in deren Verlauf auch einige frühe~ 
Führer des Gewerkschaftsbundes CELU als Gegner des Mi­
litärrates auftraten. Ein Aufruf zum "Generalstreik'· wurde 
jedoch von der Mehrheit der Bevölkerung nicht befolgt. Die 
Militärregierung ergriff verstärkte Sicherungsmaßnahmen, in 
deren Verlauf eine Reihe Verhaftungen vorgenommen 
wurden . 

. . . und die Organisierung der Volksmassen 

Zieht man allerdings den konkreten Entwicklungsstand des 
revolutionären Prozesses in Äthiopien zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt und die dargestellten Schwierigkeiten der ökono­
mischen und sozialen Entwicklung wie der Entwicklung des 
politischen Bewußtseins der breiten Volksmassen in Betracht. 
so führt dies zU der Erkenntnis, daß es sich bei den erwähn· 
te n Forderungen nach "sofoniger politischer Freiheit für 
alle Parteien und Gruppierungen" wohl bestenfalls um ab­
strakt-demokratische Forderungen hande lt, die den gegebe· 
nen realen Entwicklungsbedingungen der äthiopischen Re­
volution zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht entsprechen. 
Objektiv sind sie gegen die im Programm der Nationaldemo­
kratischen Revolutio n erarbeitete Konzeption der Schaffung 
einer breiten, vereinigten revolutio nären Volksfront gerkh­
te t. Die Realisierung dieser Forderungen zum gegenwärtigen 
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Zeitpun);;t würde wohl eher die Aufspliuerung der vorhan­
denen revolutionären Potenzen und der gerade erst zu politi­
schem Bewußtsein erwachenden Volksmassen in unterschied­
liche und gegeneinander rivalisierende Gruppierungen för­
dern und gleichzeitig "links" getarnte Manöver der alten Feu­
dalkräfte und der auf eine kapitalistische Entwicklung des 
Landes orientierten Kreise begünstigen, als der Stärkung 
der revolutionären Kräfte dienlich iein. 

Diese Feststellung schließt allerdings nicht aus, sondern ein. 
daß d ie politische O rganisienmg der Volksmassen und die 
Schaffung einer entsprechenden politischen Führungsk raft, 
wie sie das Programm der Nationaldemokratischen Revolu­
tion vorsieht, eine dringende politische Aufg«lbe ist, die gegen 
alle eventuellen Tendenzen einer Geringschätzung oder Ver­
zögerung und einer damit verbundenen Verewigung des pro­
visorischen Charakters der gegenwärtigen Militärregierung so 
rasch wie möglich verwirklicht werden muß. 

Der vage Antümperialismus des DERG 

Neben den bisher dargestellten innenpolitischen Problemen 
wird d ie aktuelle Situation durch weitere ko mplizierte Fragen 
erschwert, d ie mit der Tatsache verbunden sind, daß in Äthio­
pien über ,0 verschiedene Nationalitäten und ethnische 
Gruppen mit mehr als 200 unterschiedlichen Sprachen und 
Dialekte n leben, und die zum Teil auch mit außenpoliti­
schen Zusammenhängen verbunden sind. 

Die Militärregierung bekennt sieh in ihren ErkJärungen zu 
e iner Politik der Nichtpaktgebundenheit, der antiimperialisti­
schen Solidarität und der g'ten Nachbarschaft mit den afri­
kanischen und arabischen Nachbarstaaten. 
Allerdings fällt dem aufmerksamen Beobachter auf, daß die 
offizie llen Erklärungen gegen den Imperialismus stets völlig 
allgemeinen Charakter tragen und die Nennung kon kreter 
" Adressen" vermeiden. Es läßt sich \'ermuten, daß dies mit 
der früher dargestellten Politik gegenüber dem Auslands­
kapital in Äthiopien und mit der Hoffnung auf weitere ,.Ent­
wicklungshilfe" seitens hochentwickelter kapitalistischer län­
der zusammenhängt. In den gleichen Zusammenhang gehört 
woh l auch die Tatsache, daß die Existenz US-ameri kanischer 
Militärbasen im Nordteil Äthiopiens, die auf einen 1953 in 
der Zeit des kalten Krieges abgeschlossenen Vertrag zwischen 
den USA und dem Regime Hai le Selassis zurückgeht, bisher 
in allen außerpolitischen Erklärungen völlig unerwähnt bleibt . 

Hinsichtlich der Existenz vieler Nationalitäten und ehtnischen 
Gruppen sieht das Programm der Nationaldemokratischen 
Revolution vor, daß "das Selbstbestimmungsrecht aller Na­
tionalitäte n . .. anerkannt und voll geachtet" wird. Die .. Ein­
he it der Nationalitäten ~thiopiens" . deren \'olle Gleichbe­
rechtigung proklamiert wird, soll sich auf ihren .. gemeinsa­
me n Kampf gegen Feudalismus. Imperialismus, bürokrati­
SC,hen Kapitalismus und aUe reaktionären Kräfte" grül:den. 
Außerdem heißt es: " In der gegebenen Situation Äthiopiens 
kann das Nationalitätenproblem gelöst ..... e rden. wenn jeder 
Nationalität das volle Sclbslverwahungsreeht ge ..... ährt wird. 
Das bedeutet. daß jede Nationalität regionale Autonomie be­
sitzt und über Fragen ihrer inneren Angelegenheiten ent­
scheiden wird" . Das Recht auf Benutzung der eigenen Spra­
che und auf die Wahl eigener nationaler Führungskräfte wird 
ausdrücklich erwähn!. Auch die Gleichstellung aller religiö­
sen überzeugungen und die Trennung von Religion und Staat 
ist verankert. 
Mehr noch als in verschiedenen anderen. Bereichen dürfte 
hier jedoch eine erhebliche Diskrepanz zwischen den prokla­
mierten Grundsätzen und der tatsächlich gegebenen Situation 
in verschiedenen Landestei len vorhanden sein. Die prakti­
sct:e Realisierung der \'erkündeten Absichten, vor allem die 
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Schaffung des notwe ndigen Vertrauensverhältnisses zwischen 
den verschiedenen nationalen Gruppen, die zwar vom frühe­
ren Feudalsystem alle zusammen ausgebeulet und unter­
drückt wurden, zwischen denen das gleiche System jedoch 
auch unablässig Mißtrauen und Zwietracht schürte . stößt auf 
e rhebliche Schwierigkeiten. 

Zu den kompliziertesten Problemen. die in dieser Hinsicht 
vom alten Feudalregime hinte rlassen wurden, gehört z ..... ei­
fellos d ie bisher ungelöst gebliebene Eritrea-Frage im Norden 
des Landes. 

Die in diesem Gebiet operierende. unter stark antiimpcriali­
stischen und speziell gegen den US- Imperialismus gerichte­
ten Losungen auftretende "Eritreanische Befrciungsfronl" 
(ELF) fordert die " Unabhängigkeit" Eritreas, d. h. die Los­
trennung der ö konomisch am weitesten entwickelten und mit 
den wichtigen Seehäfen am Roten Meer bestückten nördli­
chen Küstenprovinz von Äthiopien. Sie ruft auch heute, nach 
dem Sturz des ätlliopischen Feudalregimes, zum bewaffneten 
" nationalen Befreiungskampr' gegen den "äthiopischen Ko­
lonialismus" auf. 

Der äthiopische Militärrat (DERG) hingegen bezeichnet 
diese Bewegung als "separatistisch" und erklärt. daß sie in 
Wirklichkeit keine " nationale" Befreiungsbe ..... egung sein 
könne, weil sich die Bevölkerung Eritreas genau so wie der 
übrigen Teile Äthiopiens aus mehreren Nationalitäten zu· 
sammensetze. Sie sei in Wahrheit eine Bewegung. die ge ..... isse 
Sonderinteressen einiger Kreise aus der früheren Kolonial­
zeit widerspiegele (Eritrea war seit 1890 italienische Kolo­
nie, im Gegensatz zu m übrigen Ät hiopien, das erst 1935- 1941 
unter italienische Besatzung fi el). Außerdem würden dabei 
religiöse Bindungen als Vorwand ausgenutzt (in Eritrea ist 
der Islam weit verbreitet, während im übrigen Äthiopien 
das koplische Christentum vorherrscht). 

Die Explosiviläl der Erilreafrage 

Die separatistische Bewegung werde zudem von gewissen 
reaktio nären , expansive Ziele verfolgenden Kreisen arabi­
scher Nachbarländer geschürt, die sie auch mit Waffen und 
Geldm itteln am Leben erhielten. Dessen ungeachtet hat sich 
der Militärrat jedoch wiederholt fü r eine " friedliche Lösung" 
des Problems durch Gespräche und Verhandlungen ausge­
sprochen . Dabei will er die Grundsätze der Gleichberechti­
gung aller Nat)onalitäten und Re ligionen sowie die Möglich­
keit einer regionalen Autono mie und Selbstverwaltung. der 
verschiedenen nationalen Gemeinschaften und Volksgruppen 
im Rahmen eines einheitlichen und dt>mokralischen. antifeu­
dalen und anti imperialistischen Äthiopien zugrundelegen. 
Diese Erklärungen wurden jedoch bisher von der ELF nicht 
aufgegriffe n. Ihr Versuch. im Februar 1975 durch eine koor­
dinierte Aktion in den Städten Eri treas die lokalen Verwal­
tungen zu übernehmen und damit vollendete Tatsachen zu 
schaffen, führte zum Eingreifen der in Eritrea stationierten 
Militä reinheiten. das Zerstörungen und Opfer unter der Be­
völkerung zur Folge hatte. Die seitdem im Norden des lan­
des exist ie rende politische Spa nnung konnte bisher nicht 
wieder überwunden werden, 

Ungeachtet aller " historischen" Begründungen, die von bei­
den Seiten vorgetragen ..... erden. um die Berechtigung ihrer 
Standpunkte zu bekräftigen, muß jedoch die Frage gestellt 
werden. welche Lösung einer antiimperialistischen und pro-



Teferi Benti Eritrea lI1d das Nationalitätenproblem 

( ... ) 
FRAGE: Enc:Uenz, zum Eritrea-Problem. Wie sieht die Lage 
dort zur Zeit aus? 
T. BENT1: In letzter Zeit hat sich die Situation nicht verändert; 
die andere Seite hat noch nicht davon abgelassen, Verwüstung 
und Zerstörung anzurichten, Briieken und ähnliche Objekte in 
die Luft zu jagen. Es steht außer Frage, daß die Sezessionisten 
nach wie vor in der Lage sind, überfallanige Angriffe durchzu­
führen, aber sie waren zu keiner Zeit imstande, im Gefecht stand­
zuhalten, noch irgendeinen Teil Eritreas unter ihre Kontrolle zu 
tmngen. Allgemein ausgedrückt: Die gesamte Region befindet sich 
unler der Kontrolle der bewaffneten Streitkräfte Älhiopiens. 

FRAGE: Im \otrgangenen Mai, Exzellenz, haben Sie einen 
Neun-Punkte-FriedensP,lan veröffentlicht, der das Angeh()! ein­
schloß, mit den "fortschrinIichen" Kräften unter den Sewssioni­
sten zu verhandeln. Hat es irgendwelche Verhandlungen gegeben'! 
Haben Sie irgendeine Antwort - direkt oder indirekt - auf Ihr 
Angebot erhalten? 
T. BENTI: Ja, wir haben mit beiden flügeln der sezessionisti­
schen Organisation K~ntakt aufgenommen, und die Antworten, 
die wir erhielten, können nicht als schlecht bezeichnet werden. 
Diese Kontakte drehten sich wn den Inhalt und die Form von 
Verhandlungen, die wir mit denjenigen aufzunehmen uns bereit 
erklärt haben, die Bereitschaft zeigen, sich mit dem Friedensplan 
zu befassen. Freilich, wir hätten es sicher lieber, wenn diese Kon­
takte noch häufiger U:lU ilJialdicher wären als bisher. InßeT Zwi­
schenzeit ist die Regierung bemüht, Bedingungen zu schaffen, die 
für den Dialog, den wir anstreben, förderlich sind. 

FRAGE: Einer der wichtigsten Bestandteile des Neun-Punkte­
Friedensplans ist das Angebot unverzüglicher regionaler Auto­
nomie. Wird die Regierung dieses Vorhaben selbst dann weite~ 

gressiven Entwicklung im gesamten Gebiet des östlichen 
Afrika am besten dienlich wäre. Mit Sicherheit läßt sich auf 
jeden Fall sagen, daß der Imperialismus und die innere Reak­
tion an einer möglichst großen Aufspliuerung der fortschritt­
lichen Kräfte, an der Aufrechterhaltung und Vergrößerung 
bestehender nationaler, rel igiöser und sonstiger Differenzen 
und an der Schürung von entsprechenden Gegensätzen inter­
essiert sind . 

Die Int~ressen des antiimperialistische n Kampfes und des ge­
sellschaftlichen Fortschritts dagegen erfordern die Verständi­
gung und Vereinigung der revolutionären Kräfte und Poten­
zen, ihre Zusammenfassung und ihr vereintes Handeln. Dies 
gilt wohl für die Lösung nationaler Fragestellungen innerhalb 
eines bestimmten Gebietes ebenso w~e für die Entwicklung 
der außenpolitischen Beziehungen zwischen den von Kräften 

verfolgen, wenn auf Ihr Angebot eines Dialogs keine Antwort 
erfolgt? 
T. BENTI : Ja. Das Nationaldemokratische Revolutionsprogramm 
e rkennt das Recht und die Gleichheit aller Nationalitäten an; 
dies ist ein maIXistisch-leninistisches Prinzip, das auf die objektive 
Realität Äthiopiens Anwendung findet. 

FRAGE: Wenn dies zutriffl, wie weit sind die Pläne fortge­
schritten, allen Nationalitäten in Äthiopien regionale Autonomie 
zuzugestehen? 
T. BEN11: Es werden noch Untersuchungen angestellt , das 
Programm in die Praxis umzusetzen, aber wir haben die PositiO­
nen und Ansichten aller Nationalitäten zu berücksichtigen. Es 
wird noch einige Zei t in Anspruch nehmen, bis alle Berichte ver­
vollständigt sind. Das Programm hat indes schon Aufmerksamkeit 
unter den Nationalitäten erregt. Eine dieser Gruppen, aus dem 
Volk der Afar ', hat unlängst ihre Absicht bekundet, mit der Re­
gierung zusammenzut.reffen und ihre Unterstützung für das Pro­
gramm zugesagt. 
In Bale 2 gibt es keine bekannten derartigen Organisationen, wohl 
aber einige Leute, die von außen kommen und von ausländi­
scheR Einflüssen aufgehetzt sind, und Banditenaktionen ausfüh­
ren. Aber es gibt keine organisierten Gruppen unter den Afar. 

FRAGE: Im Afar-Gebiet, namentlich in Assieta, gab es sehr um­
fangreiche militärische Aktivitäten. Wenn die Befreiungsfront der 
Afar das Programm akzeptien hat, gegen wen w}ren dann diese 
Aktionen gerichtet? 
T. BENTI: Nun, eine fonschrittliche Gruppe hat sich der Revo­
lution angeschlossen, aber es gibt Banditen und Anhänger des 
früheren Anführers A1imirah, des früheren Sultans von Assieta, 
der vergangenes Jahr geflohen ist. Das sind die Leute, die ein 
Problem darsteUen, und gegen sie richten sich die Militäropera. 
tionen. Die Afar, von denen ich vorhin sprach, sind die fortschritt­
lichen Kräfte, die begreifen, was das Prinzip der Selbstbestim­
mung und Regionalautonomie bedeutet, und die Alimirah abge­
lehnt haben. 

FRAGE: Es hat doch auch Widerstand seitens früherer Grund­
besitzer anderswo im lande gegeben; und neulich gab es' Berichte 
über besondere Probleme in der Tigre-Region'. Wie ist der ge­
genwärtige Stand dieser Opposition? 
T. BENTI: Widerstand gegen die Revolution gibt es von Seiten 
der Überreste der feudalistischen Grundbesitzer nach wie vor in 
allen 14 Regionen. Der Fall Tigre macht .da keine Ausnahme. Ob­
wohl die Bauern große Schritte unternommen haben, sich zu 
organisieren, waren sie noch nieht stark genug, sich gegen diese 
Grundbesitzer zu behaupten. Dies aber ist der Grund, weshalb die 
Volksmiliz gebiklet und bewaffnet worden ist. Sie wird überdies 
im ganzen land verstärkt und sobald dies erfolgt ist, gibt es keinen 
Zweifel, daß diese Opposition zerschlagen werden wi rd. 

(Quelle: Africa, London, Nr. 63/November 1976) 

'1 Afar: Volksgruppe im Nordosten Äthiopiens 
2 Bale: Provinz im Südosten Äthiopiens 
3 Tigre: Provinz im mittleren Norden Äthiopiens 

des antiimperialistischen Befreiungskampfes regierten Län­
dern. 

Mit dem Programm der Nationaldemokratischen Revolution 
hat der äthiopische Militärrat eine den gegebenen politi­
schen Bedingungen e ntsprechende realistische Orientie rung 
entwickelt. Es bleibt jedoch die große Frage, ob es den revo­
lutionären Kräften Äthiopiens in den nächsten Monaten ge­
lingen wird, die Kraft und Energie zu entfalten und ihre Ein­
heit zu bewahren und zu festigen , um auf dem in diesem Pro­
gramm aufgezeichneten Weg tro tz 'aller Schwierigkeiten und 
Widerstände weiter voranzukommen. Auf Jeden Fall werden 
dies Monate eines weiteren erbitterten Ringens um die Festi­
gung der antiimperialistischen Orientierung Äthiopiens sein, 
das von den progressiven Kräften unseres Landes nur mit 
Sympathie und Solidarität verfolgt werden kann. 
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Naher Osten 

Wolfram Brönner 

im Libanon 
Lösung 

~.!. 

Nach e ine inhalb Jahren Krieg im Libanon setzte der in Riad 
vereinbarte 57. Waffenslillstand dem Blutvergießen ein Ende. 
Die Besetzung des ganzen Landes - ausgenommen das süd­
libanesische Grenzgebiet, das sogenannte "Fatahland" -
durch die gesamlarabische Friedensstreitmacht wurde Mille 
November 1976 abgeschlossen. Die Bilanz ist erschreckend . 
Erste offizielle Schätzungen sprechen - bei einer Gesamtbc­
völkeru"g von 3 Mio' - von 1,7 Mio Kriegsgeschädigten, 
200 000 Verwundeten, 60 000 Toten und wirtschaftlichen 
Schäden in Höhe von 7 Mrd DM. Die Zerstörungen im Han­
dels- und Industriesektor wurden auf 80 % beziffert. Die 
Inflationsrate lag 1976 bei 360 % '. 

Wiedenafbau mit begrenzten Reformen 

Wie schon zuvor Kamal Djoumblau für die nationalprogres­
siven Kräfte so hatte Ende November 1976 auch Camille 
Chamoun namens der libanesischen Rechtsallianz die Unter­
stützung für das Wiederaufbauprogramm des gemäßigten 
christlichen Staatspräsidentcn Sarkis zugesagt . Anfang De­
zember benannte Sarkis eine neue Regierung unter Minister­
präsident Selim al Hoss mit dieser Aufgabe. Das aus je vier 
Moslems und Christen zusammengesetzte Kabinen zeichnete 
in seiner Regierungserklärung vom 23. 12. 1976 einen poli­
tischen Kurs des "Liberalismus;': Im Gegensatz zu den For­
derungen de r maronitischen Feudal- und Finanzoligarchie 
zielt er auf einen Ausgleich mit der moslemischen Bevöl­
ke rungsmeh rheit, auf den Abbau konfessioneller, quasi-feu­
dalistischer Strukturen in Staal und Gesellschaft sowie auf 
e ine ungehemmte kapitalistische Entwicklung. Die von den 
nationalprogressiven Kräften in ihrem Programm vom August 
1975 formulierten Minimalforderungen bü rgerlich-demokra­
tischer Reformen sind darin teilweise berücksichtigt. 
Das neue Regierungsprogramm legt :turn einen das Hauptge­
wicht auf den Wiederaufbau von Wirtschaft, ,Armee und 
Sicherheitsorganen, zum anderen auf begrenzte Reformen, 
wie die Abschaffung des bisherigen konfessionellen 'Proporz­
systems in Verwaltung, Armee und Bildungswesen und zum 
drinen auf d ie Respektierung der "palästinensischen Sache" 
auf de r Grundlage de r BesChlüsse der jüngsten ·arabischcn 
Gipfeltreffen 2• Dennoch bleiben nach wie vor einige Vor-

Hgupl(lQTQIIlell der UbGnonvere//1bOfUll" .. ADOd, Kholed und Sodod 
Iv, /, 11 , r.J 
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ausbedingungen für eine solche Normalisierung ungelöst, 
voran die gefährliche Lage im südlibanesischen Grenzgebiet 
und die Abgabe der schweren Waffen der libanesischen Bür­
gerkriegsparteien. 

Die Dreierallianz Saudi Arabiens, Ä.gyptens und Syriens 

Lange Zeit hatten es die arabischen Führungsmächte Ägyp. 
ten und Saudi Arabien ungeachtet schwerer syrisch.rechts· 
libanesischer Militäroffensivcn bei verbalen Protesten belas­
sen bzw, Syriens Angriffe toleriert . 
Erst a ls Mitte Oktober die syrische Interventionsarmee zur 
Eroberung der Stellungen ansetzte, die den palästinensisch. 
libanesischen Kräften vor allem in der östlichen Gebirgsre· 
gion noch verblieben waren und diese an den Rand einer 
totalen militärischen Niederlage brachte, zwang eine diplo­
matische Offensive des saudiarabischen Königs Khaled den 
syrischen Präsidenten Assad zum Einlenken. Das Druck­
mittel , das Syricn zum Einlenkcn veranlaßte, ist vornehm­
lich in seine r hohen finanziellen Abhängigkeit zu suchen, in 
d ie es sich in neuester Zeit zu den konservativen arabischen 
Olstaaten und vornehmlich Saudi Arabien begcben hat: nahe· 
zu ein Viertel der syrischen Finanzen, d. h. 1 Mrd Dollar von 
insgessamt 4,5 Mrd Dollar, wurden 1976 aus Ölländern cr· 
bracht"'. 

Die Motive der saudisch-ägyptischcn Seitc waren die folgen­
den: 
Ägypten und Saudi Arabien konnte an einer völligen Zer· 
schlagung der im Libanon konzentrierten militärpolilischen 
Macht der Palästincnsischen Befreiungsfront (PLO) nicht ge­
legen sein; ebensowenig wie an der Ersetzung der PLO-Füh· 
rung durch ausschließlich prosyrische Kräfte wie der AI Saika. 
Aus ägyptischer und saudiarabischer Sicht sollte der pa lästi­
nensische Widcrstand wohl diszipliniert. unter die Kontrolle 
aller arabischen Staaten genom men werden, jedoch sollte 
d ie PLO als Faktor zur Instrumentalisierung im Nahostkon­
nikt erhalten bleiben . Schließlich ist die ägyptisch-saudische 
Seite aus dem eigenen Vormach tstreben keineswegs an einem 
" Groß-Syrien" interessiert und lehnt die von Syricn formu­
lierten Föderationspläne 4 mit Jordanien, dem Libanon und' 
e inem möglichen Palästinenserstaat ab, 

Obwohl durch den Libanonkrieg militärisch geschwächt, ver­
mag die PLO so d ie inncrarabischen Widersprüche und Riva­
litäten zu nutzen. um ihre antiimperialistischen Grundposi­
tionen und ein Mindestmaß an politischer Eigensländigkeit 
zu bewahren. 

Die Essentials von Riad und Kairo 

Auf dem " Kleinen Gipfel" von Riad hatten sich am 18, Okto­
ber 1976 die Staatsoberhäuptcr des Libanon, Saudi Arabicns 
Syriens, Ägyptens, Kuweits und der Vorsitzende der Pu:> 
auf e inen 9-Punkle-Friedensplan (siehe beigefügtcn Wort­
laut) geein igt. Am 25, Oktober bestätigte dann die 8. Gipfel­
konferenz der Arabischen Liga, zu der sich alle 2 1 Mitglied-



staaten in Kairo versammeilen, diesen Plan und verabschie­
deten e ine Deklaralion, die e inem gemeinsamen Abkommen 
über die Beilegung der Libanonkrise4 gleichkommt. 
Die zentra len Festlegungen dieser der in Riad und Kairo 
getroffenen Vereinbarungen lauten zusammengefaßt : 

• Zur Sicherung der am 21, Oktober 1976 realisierten Feu­
creinstellung und zur Durchselzung der weiteren Lösungs­
schritte wird die gesamtarabische Friedensstreitmacht auf 
30 000 Mann e rweitert und d.em Kommando des libane­
sischen Staatspräsidenten Sarkis unterstellt. Ihre Finanzie­
nmg wird zu 65 % von den arabischen Olländern (Saudi 
Arabie n' 10 %) übernommen. 

• Eine wie immer geartete Teilung des Libanon wird abge­
'lehnt ; dem Rückzug der bewaffneten libanesischen Grup­
pen auf die Positionen vor dem April 1975 und deren Ab­
legung aller schweren Waffen soll ein politischer Dialog 
der libanesischen Parteien zur nationalen Versöhnung und 
zum wirtschaft lichen Wiederaufbau des Landes fo lgen. 

• Alle Teilnehmer verpnichte n sich, die Souveränität des 
Libanon wie die Nichteinmischung in seine inneren Ange­
legenheiten zu respek tieren und mit Hilfe der Friedens­
truppe d ie Einhaltung des Abkommens zu garantieren. 

• Die PLO, die ihre Nichteinmischung in innere Angelegen­
he iten des Libanon bekräftig~, erhält seitens der libane­
sischen Behörden die Zusicherung des im Kairoer Ab­
komme n von 1969 verbrieften Präsenz- und Tätigkeits­
recl]tes, wofür die Riader Te ilnehmerstaaten gemeinsam 
garantieren. 

• Die 8. Gipfelkonferenz bestätigt ferner die PLO als "ein­
zig rechtmäßige Vertretung des palästinensischen Volkes", 
Sie sichert der PLO Unterst ützung und das Recht auf 
Eigenständigkeit zu, 

Mit der Anbahnung einer politischen Lösung im Libanon­
konflikt unter Wahrung der Einheit des Landes, der Bekräf­
tigung de r Rolle der PLO und mit der Neubesinnung auf die 
gemeinsamen arabischen Interessen im Kampf geg.en Israel 
sind die positiven Sei ten aus der Sicht der anti impeöialisti­
sehen Kräfte genannt . Hinzu kommt die Zurücknahme der 
syrischen Forderung nach Ablösung der gewählten PLO-Füh­
rung unte r Yasser Arafat. 
Mit der be reits in Riad vereinbarten gegensei tigen Einstel­
lung der ö ffentlichen Po lemiken verbessern sich die Mög­
lichkeilen für eine Wiederherstellung koordinierter syrisch­
ägyptisch-palästinensischer Aktivitäten für eine Gesamtlö­
sung im Nahostkonflikt. Präsident Sadat, de r im Zugc der 
Öffnung Ägyptens nach dem Westen mit dem Sinai-Sepa­
ratabko mmen Ende 1975 die arabische Front unterlaufen 
hatte, bekannte sich nunmehr energisch zu einer raschen 
Wiederaufnahme der Genfer Nahostkonferenz unter gleich­
berecht igter Teilnahme der PL05. 

Neue Bewegung im Nahoslkonflikl 

Allerdings birgt die unter der Schinnherrschaft des proimpe­
rialistische n Geldgebers Saudi Arabien vollzogene Wider­
annäherung zwischen Ägypten und Syrien - die bis hin zur 
Install ieru ng eines gemeinsam ägyptisch-syrischen Militär­
kommandos und einem Unionsprojekt unter eventuellem 
Einsch luß Jordaniens reicht ' - eine zweischneidige Konse­
quenz in sich: 

Einerseits bewirkte sie auf internationaler Ebene für sie und 
die PLO erste beachtenswerte Ergebnisse: 
• Auf ihre gemeinsame Initiative hin verabschiedete die 

UN-Vollversammlung am 9. 12. 1976 mit 122:2 (Nein­
Stimmen: USA und Israel) bzw. 91:1 1 Stimmcn zwei Ent­
sch ließungen , weiche u. a. die Widereröffnung der Genfer 
Nahost-Konferenz bis spätestens Ende März 1977, die 
Teilnahme der PLO, die vollständige Räumung der von 

Friedensplan von Riad 
I. Die Feuereinslel1ung isl von allen Parteien ab 21. Oktober, 
6.00 Uhr früh , einzuhalten. 

2. Stärkung der jetzigen arabischen Sicberheitskräfte, so daß 
sie eine Abschrcckungsmacht werden, die innerhalb des Libanon 
unter dem persönlichen Befehl des Präsidenten der Republik 
operiert. Die Stärke dieser Truppe soll etwa 30 000 Mann betra­
gen. Ihre Hauptaufgaben sind folgende: 
a) die Einhaltung der Feuereinstellu'ng durchzusetzen, für eine 
Entflechtung der kämpfenden Truppen zu sorgen und jede Ver­
letzung zu verhindern ; 
b) das Kairoer Abkommen (von 1969, d. Red.) zu verwirklichen; 
c) die innere Sicherheit zu wahren; 
d) den Rückzug der bewaffneten Gruppen auf die Positionen, 
die sie vor dem 13. April 1975 innehatten, zu überwachen und 
gemäß einem beigefügten Zeitptan die Aspekte der bewaffneten 
Auseinandersetzung zu beseitigen; 
e) die Einziehung schwerer Waffen einschließlich Artillerie, 
Mörser, Raketenwerfer und Panzerwagen zu überwachen ; 
f) der libanesischen Regierung, wann inuner es notwendig ist, bei 
der Wie<lerhe~tellung der öffentlichen Versorgungsbctriebe sowie 
der militärischen und zivilen Einrichtungen zu helfen. 

3. Als e~te Stufe gemäß einem beigefügten Zeitplan sollen die 
Lage im Libanon normalisiert und die Bedingungen wiederher­
gestellt werden, die vor dem Beginn der Kriegshandlungen am 
13. April 1975 existierten, 

4. Das Kairoer Abkommen SOWie seine Ergänzungen tmd Nach­
träge sollen dem Geist und dem Buchstaben nach mit der Garantie 
der Teilnehmerländer verwirklicht werden. Ein Komitee von Ver­
tretern Saudi-Arabiens, Ägyptens, Syriens und Kuweits wird 
- koordiniert mit dem libanesischen Präsidenten _ gebildet wer­
den, um das Abkommen innerhalb von 90 Tagen nach der Feuer­
einsteIlung zu realisieren. 

5, Die Paläs tinensische Befreiungsorganisation (PW) bekräftigt, 
daß sie die Souveränilät und Sicherheit des Libanon respektiert 
und sich nicht in die inneren Angelegenheiten des Libanon ein­
mischt. Dementsprechend garantiert die libanesische Regierung 
die Sicherheit und Aktivitjt der PLO auf libanesischem Terri­
torium im Rahmen des Kaimer Abkommens, 

6. Die teilnehmenden arabischen Länder verpflichlen sich, die 
Souveränität und Sicherheit des libanon sowie die Einheit seines 
Volkes und Landes:zu respektieren. 

7. Die teilnehmenden Länder bekräftiiten ihre Bindung an die 
Resolutionen der Gipfelkonferenzen von Algier und Rabat ijber 
die Unterstützung des paläslinensischen Widerstandes, repräsen­
tiert durch di~ Palästinensische Befreiunporganisation. 

8. Informationsangelegenheiten 
a) Einstellung der negativen kritischen Informationskampagnen 
durch alle Seiten. 
b) Weisungen an die Massenmedien mit dem Ziel, den Kampf 
einzustellen und Frieden sowie die Entwicklung des Geistes der 
Zusammenarbeit und Brüderlichkeit untereinander zu verwirk­
lichen. 
c) Konsolidierung der amtlichen Ma~nmedien. 

9. Der den Beschlüssen beigefügte Anhang über deren Um­
setzung ist ein unbedingter Bestandteil der Resolutipn. 

(Quelle: Horizont, Berlin, Nr. 46/ 1976) 

Israel okkupierten arabischen Gebiete bis Juni 1977 ohne 
Gegen leistungen und das Verbot von Waffenliefe rungen 
an Israel fo rdern 7. 

• Mit dieser arabisChen Neubesinnung auf den gemeinsamen 
antizionistischen Kampf wurde mit der Beendigung des 
Libanonkrieges auch die - so die Frankfurter Allgemeine 
teitung am 11. 12. 1976 - "längere Verschnaufpausc" 
für Israel beendet. Bereits am 25. November halle das 
UN-Plenum in ei ner Resolution mit 90:16 Stimmen das 
Recht der Palästinenser auf Rückkehr in ihre Heimat und 
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auf die Grundung eines eigenen Staales unte r Führung 
der PLO festgestellt . Überdies ist ein eigenständiges Auf­
treten der PLO auf der Genfer Konferenz wahrschein­
licher geworden. Israe ls Pre mierminister Rabin, der noch 
Mille November 1976 beteuerte, man werde um keinen 
Preis einen ,.Arafat-Staat" vor der eigenen Haustür dul­
den', sucht nun in Rücktritt und Vorverlegung der Par­
lamentswahlen Zunucht. Mit dem Argument der nicht 
vollen Handlungsfähigkeit setzt Israel aufs Neue auf die 
Verzägerungstaktik . 

Auf der anderen Seite sind im Zuge der Vereinbarungen der 
letzten Monate die arabischen Frontstaaten noch näher an 
Saudi Arabien geruckt, das seine proimperialistische und 
spaiterische Haltung auf der letzten OPEC-Konferenz doku­
mentiertet. 
Hierin liegt die Gefahr einer noch stärkeren Anbindung 
Ägyptens und Syriens an die Nahostpolitik der Westmächte 
wie e iner drOhenden Lahmlegung der PLO. Dies würde dann 
die Schaffung eines abhängigen , unter die Kontrolle Syriens, 
Ägyptens und Saudi Arabiens gestellten Palästinenserslaales 
ohne nationale Eigenständigkeit bedeuten. 

Syriens übennacht im Libanon 

Unter diesen Vorzeichen ist auch die aktuelle Politik der 
Regierung Assad im Libanon , speziell gegenüber dem t'alä­
stinensischen Widerstand zu sehen . 
Syrien konnte fakti sch eine unumschränkte militärische Bc­
herrschung des Landes dadurch durchsetzen, daß es sich auf 
die Schwachstellen der Abkommen von Riad und Kairo 
stützte. Sie bestehe n vornehmlich in der Gewährung eines 
syrischen Anteils an der arabischen Friedensstrcitmacht von 
über zwei Dritteln und in der Nichtbcfristung des syrischen 
Truppenabzugs aus dem Libanon. Als der eigentl iche Sieger 
des libanesischen Bürgerkrieges hat Syrien zum einen die 
von der Rechtsallianz unter Chamoun proklamierten Ziele 
de r Te ilung des Landes und der Vernichtung der Palästinen­
ser abgewiesen. zUm anderen gewährte man zv,'8.r de n palä­
slinensisch· progressiven Truppen freies Geleit beim Abzug 
aus den östlichen Bergregionen, doch fOlgte eine praktiSChe 
militärische Belagerung der palästinensischen Flüchtlings­
camps und Militärbasen sowie in jüngster Zeit die Zcnsie­
rung und Schließung linker libanesischer Presseorgane. 

Weite r traf die a rabische Streitmacht mit Israel eine Ober-

MDtiv aWi dem von deI PLO heralJ.f" e"ebtnen Ku/UUcolend~r mit BIldeI" 
von "mall Shammul. Zu btJI~lIen btlm AlB lum Preis von 12 .• DM. 
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einkunft die libanesischen Grenzregionen südlich des Flusses 
Litani ("Rote Linie") nicht zu überschreiten, was einem Frei· 
brief für die in diesem einstigen " Fatahland" operierenden 
phalangistisch~ israe l ischen Militäreinheiten gleichkommt. 
Wie die 8. Arabische Gipfelkonferenz bestätigte, steht laut 
dem Kairocr Abkommen von 1969 den PLO·Einheiten das 
Tragen schwere r Waffen in den Aüehtlingslagem als auch 
die Unterhaltung von Militärbasen im Süden des Libanon 
zu. Dies e rscheint für das überleben der Palästinenser in 
diesem Gebiet he ute nachgerade lebensnotwendig angesichtS 
der massiven Militäraktionen der neugegrundeten rechtSli­
banesischen sogenannten "Bcfreiungsarmee", deren erklärtes 
Ziel in de r " Befreiung des Südlibanon von allen kriminellen 
Ausländern" besteht. Noch schwerer wiegen freilich fortge­
setzte israe lische Artillerie- und TruppenüberfciJle, die man 
in den westlichen Medien durch ein Hochspielen der soge­
nannten humanitären o ffenen Grenze zu verdecken sucht. 
Der Offizier S. Kellermann brachte dies jüngst entgegen aller 
offlZiellen Dementis Tel Avivs auf den Nenner: "Wir sind 
die einzige Auto rität im Südlibanon."'o 

Entwaffnung der PLO im Südlibanon? 

Während sich die im Kern syrische Friedensstreitmaeht hier 
aller Gegenmaßnahmen enthält , versagt sie dem paläSlinen­
sischen Widerstand bislang jede militärische Hilfestellung bei 
de r Rückke hr in ihr traditione lles "Fatahland" ebenso wic 
die vo n der PLO geforderte Wiedereröffnung ihrer Naeh­
schubwege . Darübcrhinaus kündigten syrische Regierungs­
vertreter wie Außenminister Khaddam wiederholt eine Ent­
waffnung auch der Palästinenser im Libanon an. Dem hielt 
die PLO-Führung ihre legitimierung zur Verfügung über 
schwere Waffen seit dem Kairoer libanesisch-palästinensi­
schen Abkommen von 1969 und die Interpretation der jüng. 
sten Abko mmen von Riad und Kairo entgegen , die Vorschrift 
zur Ablieferung der schweren Waffen gelte alleine für die 
libanesische n Milizen und - so Yssscr Arafat: " Die über­
gabe der schweren Waffen im Libanon würde die arabische 
Front gegen Israel schwächen," '1 

Die PLO blieb ungeachtet der rigiden Disziptinierungspoli tik 
Syriens auf eine Verständigung mit der Regierung in Da­
maskus bedacht. Sie du ldete den Wiedereinzug der prosy­
rischen Palästinenserorganisstion At Saika in libanesische 
Aüchtlingslager sowie die Wiede reinsetzung des im Juni 1976 
abgesetzten Oberko mmandierenden der Palästinensischen 
Be fre iungsannee (PLA), General Budeiri. Als eine weitere 
Geste des Entgegenkommens ist SChließlich die Wiederauf­
nahme der Saika in die Führungsorgane der PLOt das Exeku­
tivkomitee und den Zentralrat zu werten - obgleich AI Saika 
wegen eines inte rnen Putsehversuchs im Mai 1976 ausge­
schlossen worden war und obgleich die syrische Regierung 
ihrem Vorhaben der Ablösung der derzeüigen PLO-Führung 
keineswegs abgeschworen hat . 

Die PLO vor der 13. Nationatratslagung 

Die reale militärpolitische Schwächung der PLO im Libanon­
krieg und der starke Druck vor allem der syrischen Ober­
macht im Libanon zwingen die Führung des palästinensi­
sehen Widerstandes gegenwärtig zu gewissen Konzessionen, 
allerdings ohne damit zwangsläufig das Ende der PLO als 
"einer gewichtigen politischen Kraft im Nahen Osten" (Time) 
herbeizuführen. Sehr viel wird davon abhängen, ob es die 
Palästinensischo Befreiungsbewegung - ausgenommen die 
von Georges Habbasch angeführte ,,Ablehnungsfront" _ zu 
verstehen vermag, durch eine realistische Sicht ihrer noch 
immer prekären Situation auf libanesischem Territorium 
zum einen die durch die im Nahostkonflikt eröffneten neuen 
Chancen auf eine Teilnahme in Genf und auf Eigenstaatlich-



keit voll zu nutzen. Zum anderen. ob es ihr gelingen wird, 
trotz des vehementen äußeren Drucks eine vcrhällnismäßig 
eigenständige Position auf antiimpcrialis tischer Grundlage 
zu behaupten und ein klares gese llschafl spolilisches Pro­
gramm für einen unabhängigen Palästinenserslaal zu ent­
werfen . 

Die Ergebnisse der Mitte Dezember 1976 in Damaskus ver­
anstalteten Tagung des 42 Mitglieder zählenden PLQ-Zcn­
tralrates 12 lassen jedenfalls darauf schließen. daß die von 
Yasscr Arafat geführle PLQ me hrheitlich die neuentstandene 
Lage nüchtern einzuschätzen weiß. Der Zentralrat beschloß 
die Anse lzung der 13. Tagung des Palästinensischen Natio­
nalrates noch vor Ende Februar 1977, also genau e inen Monat 
vor dem VOll den Ve reinten Nationen bestimmten Tennin 
der Gen fer Nahost konferenz. De m paliisti;'lcnsischen " Parla­
me nt " wird in Kairo die Aufgabe zufa llen, vor allem ütx:r 
folgende Vorschläge des PLQ-Zentralrates zu entscheiden : 
die Forderung nach einem "selbständigen palästinensischen 
Staat" . dessen Territorium noch umstrilten ist; die Bildung 
e iner p31ästinensischen Exilregierung und die eigenständige 
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Teilnahme der PLO an den Genrer Verhandlungsrunden, 
Voraussichtlich soll die 13. Nalionalratstagung auch über 
eine neue NationaJcharta der PLO beraten. die die National­
charta des Jahres 1968 ablösen soll. 

Anmerkungen: 

I) Zahlen nach: Afrique Asie. Paris. 29. 11. 1976; Süddeutsche 
Zeitung (SZ). 24.-26. 12. 1976; Le Monde, Paris. 19.120. 12 . 
1976 

2) Neue Zürcher Zeilung. Femausgabe (NU), 24. 11. 1976: Le 
Monde. 11. 12. 1976; SZ. 24. 12. 1976 'j Le Monde Diplomatique. Pam. Dewnber t 976 

4 Wortlaut siehe Horizont, BerUn, Nr. 4611976 
5 So in einem Sadat· lnterview in: AI Anwar, Beirut, 30. 12. 1976 
6 Vg.I. NZZ, 29. 10. 1976: International Herald Tribune. Paris. 

23. 12. 1976 
7 Le Monde. 11. 12. 1976: NU, 11. 12. und 14. 12. 1976 
8 NZZ, 16. 11. 1976 
9 Vgl. TIme. New York. 27. 12. 1976 

10 Nl:.Z.23. 10. 1976; Le Monde Diplomatique. Dezember 1976 
11 nach: Afrique Asie. 13. 12. 1976; AI Anwar. 27. 12. 1976 
12 Vgl.le Monde, 17. 12. und 19.120. 12. 1976 

Luis Corvalan Botschaft an Landsleute 

Ich habe die Freiheit erlangt dank der gewaltigen Solidarität, 
die die We h mir entgegengebrachl hat, die seit dem berüch­
tigten I!. September 1973 ständig das chilen ische Volk be­
gleitet und es in seinem Kampf e nnutigl. Eine Solidarität . 
die gleichzeitig die Verbrechen der Junta vcrurleilt und noch 
Schl im meres verhinde rt. So wie ich haben auch einige hunderl 
andere Genossen die Freiheit e rlangt. Pinoclu!t weigert sich, 
die Tatsachen llßzuerkennen. Jedesmal. wenn er einige frei­
lassen muß. will er glauben machen . daß es sich um einen 
Plan de r allmählichen Liberalisierung des Regimes handele . 
Aber die Wahrheit iSI: Jedesmal . wenn ein Gefangener der 
faschistischen Junla entrissen wurde. dann war es immer ein 
Sieg des chilenische n Volkes und der progressivcn Kräfte 
der ganze n We lt und e ine Niede rlage Pinochets und seiner 
Leute. Deshalb sind die Erklärungen gegenüber dem .. Mer­
curio" . Pinochels Sprachroh r. eine Widerspiegelung der 
Ignom",! der Dik latoren. Seine Absicht ist. die Füh rer der 
Un idad Popular im Kerker fertigzumachen. Es befi ndet sich 
in der Militän:taatsanwaltschaft von Valpa raiso eine Akte 
gegen Corva lan und andere, in der man gcgen mich nicht 
wenige r .. Is l.wcim .. 1 lebenslänglich - und ZUSät'Llich 70 Jahre 
Geftingnis verlangt. Das hat man sich sonst wohin stecken 
müsse n. 

Das große Land Lenins, das soviel für meine Freil .. ssung 
getan hat . hat mich in bewegender Weise empfangen. Ich 
c rhieh Glückwünsche und G rüße aus fast allen Teilen der 

Welt. Ich fa sse sie als Zuneigung fiir unser Vaterland aur, 
als Unlerstüt1.ung und Solidaritll! . 

De r Sieg über den Faschismus, den mcine Freilassung und 
die einige r hundert a nderer bedeUiet. ist und wird jetzt erst 
recht e in Auftrieb für die demokralischen Kräfte der Welt 
sein. d ie überall ihre Solidarit ät mtl dem chilenischen Volk 
zum Ausdruck bringen, bis es ihm gelingt d ie Junta zu stür· 
zen. Der Kampffür die Be freiung \'onJorge Montes, Schnake. 
Lazo und all der anderen, die sich im Gefängnis befinden. 
und der Kampf darum. daß ..... ir erfahren, wo Victor Di3Z i51, 
Ponce, Munoz, Lagos. Zamorano. Lorca, Edgar Enriquez 
und alle anderen Entführten und daß sie freigelasscn werden. 
dieser Kampf geht weiter und kommt voran . Daß die Gestapo 
Pinochets weiter ve rhaftet. zeigt mit aller Klarheit. daß der 
Diktalo r keinen Wandel anstrebt. Und daß der Kampf rur 
die Wiederherstellung der Menschenrechte die wichtigste 
Aufgabe in Chile bleib!. 

Ich verließ das Land in der feslen überzeugung, die über· 
große Mehrheil der Chilenen. auch in den Sireitkräften und 
in der Polizei, will, daß der Terror aufhört. daß es keme Ge­
fangenen mehr gibt, ke inen Ausnahmezusland, keine Ver­
schleppungen, keine Folterunge n. Ich ve rließ Chile in de r 
überzeugung: Das nächste Jahr wird ein Jahr sein. in dem 
der Kampf der Werktätigen neue Höhen erreichen wi rd. die 
antifaschistische Einheitsfront wird sich neue Wege ersch lies· 
sen und der Niedergang der Diklatur wird noch deutlicher. 
Außerde m glaube ich, daß man nicht die Möglichkeit aus­
schließen kann, daß das faschislischc Regi me noch brüchiger 
wird. Dies hängl von verschiedenen Faklo ren ab: von der 
Einheit, vom Kampf der demokratischen Kräfte. Sie sind 
aufgerufen. Entscheidungcn zu e rLwinge n. 

Liebe Landsleute! Als KonlmuniSI. Revolutionär. als Chilene 
werde ich alle meine Anstrengungen, all meine Energie 
darauf richten. vom Exil aus zusammen mit meiner Partei. 
mit allen Parteien der Unidad Popular und den übrigen de­
mok ratische n Kräften, getragen von der Solidarität. dafür 
zu kämpfen, daß die Freihcit und die Demokratie in unse ­
rem Land wieder herrschen. dcm Land von O'Higgins, Reca­
barren, Ne ruda und Salvador Allende. 

(QueUe: TASS, Moskau, 23. 12. 1976) 
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r-Ivan Ljubetic Die 
"Corvalan ist frei". Wie ein Lauffeuer verbreitete sich die 
Nachricht am 17. Dezember 1976 in aller Weil. Überall brach 
Freude aus, feiert en die Völker die Befreiung des großen 
chilenischen Patrioten wie illren eigenen Sieg. Und das mit 
vollem Recht. Denn die Befreiung von Luis' Corvalan war 
zum einen das Ergebnis der internationalen Solidarität; zum 
andern war sie Resu ltat des Kampfes des chilenischen Volkes. 
Der Widerstand des chilenischen Volkes gegen den Faschis· 
mus hat verschiedene Phasen durchlaufen. Nach einer kurzen 
Zeit bewaffneten Widerstandes begann eine Periode de r Neu­
organisie rung der Volksparteien im Untergrund. die vom 
11 . September 1973 bis etwa zum 1. Mai 1974 dauerte. Wäh­
rend dieser Zeit traf die Repression immer wieder die Mit­
glieder der Unidad Popular (UP). 
Vom I. Mai 1974 bis zum L Mai 1975 kam es zu massiven 
propagandistischen Aktiviläten der oppositionellen Kräfte. 
Die Repression traf jetzt nicht nur die UP sondern auch den 
linken Flügel der Christdemokratischen Partei (PDC). Vom 
I. Mai 1975 bis zum Dezember des gleichen Jahres e rstark­
ten die Arbeit und der Widerstand innerhalb der Gewerk­
schaften. Der rechte Aügel der PDC und die bürgerliche 
Partei der Radikalen Linken (PIR) traten nun auch in Oppo­
sition zur Junta und es entstanden ernste Widersprüche zwi­
schen der Katholischen Kirche und der Junta. 
Mit Anbruch des Jahres 1976 beginnt, was man die " Dämme­
rung der Diktatur" genannt hat. Diese Phase ist durch die 
totale Isolierung der Junta im Landesinnern charakterisiert . 
Alle Parteien außer der Nationalen Partei wenden sich gegen 
die Faschisten, zwischen der Katholischen Kirche und der 
Kamarilla Pinochets ist es zum Bruch gekommen. Die Re­
pression trifft alle Mitgliede. der Opposition, sogar Rechts­
anwälte und Bischöfe der Kirche. Mindestens 80"10 der Be­
völkerung fordern die Achtung der Menschenrechte . Nur 
in dieser Phase des Widerstands, da sich die Junta total in 
die Enge getrieben fühlt, konnte die Befreiung Corvalans 
geschehen. 

PinodIet ging in die eigene FaDe 

Den entscheidenden Ausschlag dafür gab der Druck, der vor:: 
den Völkern der Welt ausgeübt wurde, besonders von der 
Sowjetunion und den anderen sozialistischen Ländern . 
Die aktive Wachsamkeit der Völke r hat verhindert, daß die 
Junta die Weltöffentlichkeit täuschen konnte. Deshalb kann 
auch ihr inte rnationales Image, trotz der Anstrengungen, 
die die Faschisten und ihre Verbündeten unternehmen, nicht 
verbessert werden . Ein deutliches Beispiel dafür ist die Ab­
stimmung in der XXXI. Vollversammlung der UNO: 95 Län­
de r verurteilten die Verbrechen der Junta und forderten die 
Achtu .. der Menschenrechte in chile. Nur 12 Länder (da­
runter Chile und andere lateinamerikanische Diktaturen) 
unterstützen die Faschisten. 
Im In- und Ausland isoliert, sah sich die Junta gczwungen, 
sich " liberaler" 2.U geben, um ernstere Repressalien des Aus­
lands zu verhindern. Daher machte sie einen Vorschlag für 
die Freilassung von Corvalan. 
Tatsache ist indessen, daß die Faschisten Corvalan nicht frei­
zulassen wünscbten, sondern daß die internationale Solidari­
tät ihn ih ren blutigen Klauen entriß. Dies geschah gegen den 
Willen der Diktatur. Die Faschisten wollten Corvalan nicht 
freilassen , weil sie wissen, daß er ein akti ver und entsc.hei­
dender Faktor im antifaschistischen Kampf ist. Deshalb schlu­
gen sie e ine n Weg vor, bei dem sie sich sicher wähnten, daß 
e r nicht angenommen werden würde. Aber die konsequente 
Haltung der Sowjetunion zwang sie, den ungewünschten 
Schritt zu tun . Sie gingen in ihre eigene Falle . 

Die offenen oder versteckten Freunde von Pinochet ver-

Corvalans 
suchen nun, die Freilassung von Corvalan als nichts anderes 
darzustellen als eine n Austausch gegen den "Dissidenten" 
Bukowski. Dieser Austausch fand zwar statt , er ist in diesem 
Fall aber von geringer Bedeutung. Das Wichtigp. ist, daß Cor­
valan den Klauen der Faschisten entrissen wurde, und das 
dank der Hilfe der Völker der Welt. 

Ein " uD"erantwortlicher Austausch" der Sowjetunion? 
Der Austausch war die Folge des starken Drucks der auf die 
Junta ausgeübt wurde. Dieser Druck verwandelte den Gene­
ralsekretär der KP Chiles in eine brennende Kohle in den 
Händen der Junta, hatte sie doch auch keine stichhal tigen 
Gründe, um den so oft angekündigten Prozeß gegen ihn 
durchzuführen. 
Der Vorschlag des Austauschs bedeutete somit für die Junta 
und ihre Verbündete n die Möglichkeit, Corvalan weiterhin 
in Haft. d . h. neutralisiert zu hal ten, gleichzeitig aber die 
Schuld d~für e inem anderen. nämlich der Sowjetunion zuzu­
schieben. 
Es gibt Kreise, die die Handlungsweise der Sowjetunion kri­
tisieren. In diesem Zusammenhang kann man sich fragen : 
Was hätten d iese gleichen Kreise gesagt, wenn sich die 
UdSSR e ndgültig geweigert hätte, den Tausch zu vollZIeht n 
und Corvalan in den faschistischen Gefangnissen ermcrdet 
worden wäre? Wen hätten sie für seinen Tod verantwort lich 
gemacht? Nur diejenigen, die de r Antisowjetismus blendet, 
können nicht die Richtigkeit und Würde der Handlungs­
weise der Sowjetunion anerkennen. 
Corvalan ist heute fre i. Die Losung " Rettet das Leben von 
Corvalan" , die überall auf der Welt zu hören war, hat sich 
erfüllt. Der große chile nische Patriot kann jetzt im Ausland 
seinen Kampf gegen die Faschisten fortse~:n . Im Gefängnis 
war seine Person zum Symbol des Widerstandes geworden. 
Von seiner Zelle aus klagte er d ie Verbrechen der Kamarilla 
um Pinochet an und wies darauf hin, daß die schlimmste der 
durch die DINA angewandten Methoden die des "Verschwin­
denlassens" sei. 
Heute, in Freiheit, wird er e in neuer Ansporn für die welt­
we ite Solidaritätsbcwegung sein , die sich nun besonders für 
das Leben der 2500 Verschwundenen ei nsetzen muß. 

Chlle·Kalfmdffr d.,5Anl/irnpel;o/isUKflen Solidariröw<;ornlree, (ASK/. 
Zu ., lnern Solidotirör,pleb von 8,- DM belm ASK, Eidtwo/dJlt.3t, 
fSOOO F10nltful//M .. zu beziehen. 


